

[image: Cover]



[image: Schattenblick Logo]

Inhaltsverzeichnis vom 18. März 2021


Liste der neuesten und tagesaktuellen Nachrichten ...
	Kommentare ... Interviews ... Reportagen ... Textbeiträge ...
	Dokumente ... Tips und Veranstaltungen ...


Impressum





BUCH - MEINUNGEN

BUCHBESPRECHUNG/198: Oliver Decker/Elmar Brähler - Autoritäre Dynamiken. Alte Ressentiments - neue Radikalität (Klaus Ludwig Helf)


BUCH - SACHBUCH

REZENSION/737: Kathryn Yussof - A Billion Black Anthropocenes or None (SB)

REZENSION/736: Michael E. Mann - The New Climate War (SB)

REZENSION/735: Peter Geoghegan - Democracy for Sale (Brexit) (SB)


DIENSTE - WETTER

AUSSICHTEN/9025: Und morgen, den 18. März 2021 (SB)


EUROPOOL - POLITIK

ITALIEN/352: Rücktritt des Chefs der Demokratischen Partei setzt Draghi-Regierung unter Druck (Gerhard Feldbauer)

ITALIEN/351: Wie es der frühere EZB-Chef Draghi zum Premierminister Italiens schaffte (Gerhard Feldbauer)

WIRTSCHAFT/139: Die Geopolitik des European Green Deal - Teil 2 (german-foreign-policy.com)

WIRTSCHAFT/138: Die Geopolitik des European Green Deal - Teil 1 (german-foreign-policy.com)


KINDERBLICK - GESCHICHTEN

TIERGESCHICHTEN/009: Eichhorntopf ... (SB)


KINDERBLICK - NATURKUNDE

TIERE/143: Ein Vielfraß kehrt nicht um ... (SB)

TIERE/142: Welche Elche ... (SB)


MEDIEN - FAKTEN

INTERNATIONAL/235: Mexiko - Warum das Radio für indigene Gemeinschaften in der Pandemie so wichtig ist (poonal)

MELDUNG/1095: Soeben erschienen - Die Nullnummer des Trossenstek (Pressenza)


MEDIZIN - GESUNDHEITSWESEN

AUSLAND/2615: Europäisches Roulette (german-foreign-policy.com)


POLITIK - AUSLAND

LATEINAMERIKA/1994: Bolivien - Ehemalige De-facto-Präsidentin Áñez verhaftet (poonal)

LATEINAMERIKA/1993: Brasilien - Urteile aufgehoben, Lula kann als Präsidentschaftskandidat antreten (poonal)

LATEINAMERIKA/1992: Was erwartet uns in den Beziehungen zwischen Mexiko und den USA unter Obrador und Biden? (Raina Zimmering)

LATEINAMERIKA/1991: Kolumbien - Kampf, Widerstand und Würde. 50 Jahre Indigener Rat des Cauca (poonal)


POLITIK - KOMMENTAR

REPRESSION/1711: Erdogan - ein bevorzugtes Übel ... (SB)


POLITIK - SOZIALES

FRAUEN/852: Lateinamerika - Pandemie hat Millionen Frauen aus dem Job gedrängt und frühere Erfolge zunichte gemacht (poonal)

GENDER/076: US-Repräsentantenhaus verabschiedet Gleichstellungsgesetz zum Schutz von LGBTQ-Personen (Pressenza)


REDAKTION - WOCHENDRUCKAUSGABE

EDITORIAL/160: Corona-Desastre (SB)


SCHACH UND SPIELE - SCHACH

SCHACH-SPHINX/07314: Opfer der Umwegigkeit (SB)


SPORT - MEINUNGEN

KOMMENTAR/276: Olympiafrei ... (SB)


UMWELT - INTERNATIONALES

LANDWIRTSCHAFT/135: Mexiko - Positive Signale in der Agrarpolitik? (poonal)


UMWELT - MEINUNGEN

STANDPUNKT/1204: Ökozid! (Pressenza)


UNTERHALTUNG - COMIC

COMIC STRIP/0158: Magus Rolf - Viele Siele ... (SB)

COMIC STRIP/0157: Hartzesorter ... (SB)


UNTERHALTUNG - LESELAMPE

ERZÄHLUNG/0002: Eine Sommernachts-Querele (SB)






IMPRESSUM

Elektronische Zeitung Schattenblick

Diensteanbieter: MA-Verlag Helmut Barthel, e.K.

Verantwortlicher Ansprechpartner: Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Elektronische Postadresse: ma-verlag@gmx.de

Telefonnummer: 04837/90 26 98

Registergericht: Amtsgericht Pinneberg / HRA 1221 ME

Journalistisch-redaktionelle Verantwortung (V.i.S.d.P.): Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Inhaltlich Verantwortlicher gemäß § 10 Absatz 3 MDStV: Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

ISSN 2190-6963

Urheberschutz und Nutzung: Der Urheber räumt Ihnen ganz konkret das Nutzungsrecht ein, sich eine
private Kopie für persönliche Zwecke anzufertigen. Nicht berechtigt sind Sie dagegen, die Materialien
zu verändern und / oder weiter zu geben oder gar selbst zu veröffentlichen. Nachdruck und Wiedergabe,
auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages. Wenn nicht ausdrücklich anders vermerkt,
liegen die Urheberrechte für Bild und Text bei: Helmut Barthel

Haftung: Die Inhalte dieses Newsletters wurden sorgfältig geprüft und nach bestem Wissen erstellt.
Bei der Wiedergabe und Verarbeitung der publizierten Informationen können jedoch Fehler nie mit
hundertprozentiger Sicherheit ausgeschlossen werden.


[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / MEINUNGEN





BUCHBESPRECHUNG/198: Oliver Decker/Elmar Brähler - Autoritäre Dynamiken. Alte Ressentiments - neue Radikalität (Klaus Ludwig Helf)

Oliver Decker/Elmar Brähler (Hrsg.)

Autoritäre Dynamiken. Alte Ressentiments - neue Radikalität.

Leipziger Autoritarismus Studie 2020.

Von Klaus Ludwig Helf, Februar 2021



Die Gefahr von rechtem Terror in Deutschland ist nach wie vor sehr
hoch, wie die NSU-Morde, der Mord an Walter Lübcke als auch der
antisemitische und rassistische Anschlag von Halle und der
rassistische Anschlag von Hanau zeigen. Wie tief rassistisches Denken
und Gewalt in der Gesellschaft verwurzelt sind, belegt die Leipziger
Autoritarismus-Studie von 2020, die im Psychosozial-Verlag erschienen
ist: "Die Gewaltbereitschaft und -akzeptanz hat zwar insgesamt
abgenommen, ist aber unter manifest Rechtsextremen auffällig hoch.
Fast die Hälfte derer, die ein solches Weltbild pflegen, befürworten
Gewalt durch andere, und jeder bzw. jede Vierte in dieser Gruppe ist
bereit, selbst Gewalt auszuüben" (S. 83). Seit 2002 analysiert die
Leipziger Studiengruppe um Elmar Brähler (medizinische und
soziologische Psychologie) und Oliver Decker (Sozialpsychologie) -
zunächst als "Mitte"-Studien der Universität Leipzig - das rechte bis
rechtsextreme Potenzial in Deutschland. Seit 2018 liegt der
Schwerpunkt auf der Untersuchung autoritärer Dynamiken
(Antisemitismus, Ethnozentrismus und Antifeminismus). Die aktuelle
Studie wurde von der Heinrich-Böll-Stiftung und der Otto Brenner
Stiftung unterstützt und basiert auf einer repräsentativen Erhebung
mit 2.503 Befragten in der Zeit von Mai bis Juni 2020 - also schon zu
Pandemie-Zeiten. Die zentralen Ergebnisse zeigen, dass die
Demokratiezufriedenheit in der Bevölkerung insgesamt gestiegen sei
(mit regionalen Unterschieden) und gestärkt werden könne, wenn die
Demokratie als gestalt- und erlebbar erfahren werde. Kein Grund zur
Entwarnung, da autoritäre und extremistische Einstellung nach wie vor
eine "beständige Bedrohung" für die offene, demokratische Gesellschaft
bleiben: "Auch wenn sich die Verbreitung rechtsextremer Einstellung
insgesamt zwar reduziert hat, haben sich aber gerade bei rechtsextrem
eingestellten Personen neonazistische Ideologien verfestigt, wie sie
etwa in der Befürwortung einer rechts-autoritären Diktatur oder von
Antisemitismus zum Ausdruck kommen. Hinzu kommt, dass ethnozentrische
Einstellung, Chauvinismus und Ausländerfeindlichkeit auf einem hohen
Niveau verbleiben. Die Polarisierung der Gesellschaft scheint sich
verfestigt zu haben" (S. 9). So mahnt die Heinrich-Böll-Stiftung im
Vorwort dringenden Handlungsbedarf und demokratischen Widerstand an,
ebenso demokratiefördernde politische Bildung. Die mangelnde
politische Reflektion und Gedankenlosigkeit gegenüber der
Unterwanderung der COVID-19-Proteste durch Rechtsextreme, sowie
gegenüber deren Angriffen auf die freien Medien oder auf einzelne
Personen aus Politik und Kultur, müsse aktiv bekämpft werden: "Die
Radikalität einer enthemmten Minderheit bedroht das Gesellschaftmodell
einer offenen Mehrheit, und diese Mehrheit darf diese Bedrohung nicht
länger ignorieren. Die Zivilgesellschaft muss ihrer Rolle als Hort der
Demokratie gerecht werden" (S. 10).

Nach dem Vorwort der beteiligten Stiftungen und der Herausgeber folgen
drei Hauptteile mit insgesamt zwölf Einzelkapiteln, eine Übersicht
über die bisherigen Studien der Reihe (2002-2018) und Kurzbiografien
der achtzehn Autorinnen und Autoren. Die Belege für die Quellen sind
Teil der einzelnen Kapitel. Rechtsextreme Einstellungen werden
definiert als ein Einstellungsmuster mit dem verbindenden Kennzeichen
von Ungleichwertigkeitsvorstellungen: "Diese äußern sich im
politischen Bereich in der Affinität zu diktatorischen
Regierungsformen, chauvinistischen Einstellungen und einer
Verharmlosung bzw. Rechtfertigung des Nationalsozialismus. Im sozialen
Bereich sind sie gekennzeichnet durch antisemitische,
fremdenfeindliche und sozialdarwinistische Einstellungen" (S. 32).
Diese Dimensionen der rechtsextremen Einstellungen ließen sich - so
die beiden Herausgeber des Bandes - inhaltlich und statistisch zwei
Faktoren zuordnen: Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur,
Antisemitismus, Sozialdarwinismus und Verharmlosung des
Nationalsozialismus sind Bestandteile einer "Neo-NS-Ideologie";
Chauvinismus und Ausländerfeindlichkeit bilden zusammen den
Ethnozentrismus. Die Studie orientiere sich an dieser Kategorisierung.
In Westdeutschland attestiert die Studie drei Prozent der Befragten
ein geschlossenes rechtsextremes Weltbild, in Ostdeutschland betrifft
dies fast jeden Zehnten der dort Befragten. Eine der Hauptursachen für
diese rechtsextremen Einstellungen sei - in Analogie zu Adornos
Untersuchungen - der "autoritäre Charakter" von Menschen, die anfällig
seien für starre Ideologien, die es ermöglichen, sich einer Autorität
zu unterwerfen, an ihrer Macht teilzuhaben und die Abwertung anderer
im Namen dieser Ordnung zu fordern - ein Drittel der Deutschen habe
Merkmale des autoritären Typus.

Aus einer enormen Fülle von aktuell gewonnenem Datenmaterial werden
verschiedene Bereiche und Erscheinungsformen des autoritären Syndroms
untersucht wie Anti-Feminismus, Anti-Semitismus, Anti-Ziganismus,
Demokratiefeindlichkeit in der Alltagskultur, Frauen in rechten
Gruppierungen oder Verschwörungsmentalität, Esoterik und Aberglauben.
Aus aktuellem Anlass wurden bei der Erhebung auch Fragestellungen zu
Verschwörungsmustern bezüglich der Corona-Pandemie entwickelt. Die
Auswertung zeigte, dass sich der Glaube an Verschwörungsmythen in der
Bevölkerung um 40 Prozent erhöht habe; mehr als die Hälfte der
Befragten gaben an, sich von der Pandemie bedroht oder stark bedroht
zu fühlen, 60 Prozent fürchten zudem, dass die "deutsche Kultur" durch
die Corona-Pandemie beschädigt werde. Knapp die Hälfte der Befragten
stimmt der Aussage zu, "Die Corona-Krise wurde so groß geredet, damit
einige wenige davon profitieren können", knapp zwei Drittel glauben,
"Die Hintergründe der Corona-Pandemie werden nie ans Licht der
Öffentlichkeit kommen." Verschwörungsmythen, Esoterik und Aberglauben
seien Narrative, die Angst und Ohnmacht binden, eine Art
Einstiegsdroge für ein antimodernes Weltbild und potenzielle
Einfallstore für rechte Radikalisierung. Die Verschwörungsrebellen
seien geprägt von einem "pseudo-antiautoritärem Autoritarismus": "Zu
glauben, COVID-19 sei eine Verschwörung, ist also laut unseren Daten
nicht besonders demokratisch, rebellisch, unkonventionell oder
friedlich und damit vor allem nicht per se anti-autoritär" (S. 305).
Im Kapitel über die Entwicklung der AfD zwischen 2014 und 2020 wird
deren ideologische Entwicklung nach rechtsaußen festgestellt und
gleichzeitig ein Wandel ihrer Wählerschaft, die sich "heute deutlicher
in der bürgerlichen Mitte und der oberen Mittelschicht verortet als
zuvor" und weitaus weniger in der Facharbeiterschaft: eher männlich
und mittleren Alters, angestellt oder höher qualifiziert, oft mit
hohem monatlichen Haushaltseinkommen. Als konstant bleibende
Kennzeichen der AfD-Wählerschaft werden vor allem genannt: Gefühle der
Benachteiligung und politischer Nichtbeachtung, Angst vor
Statusverlust und vor ökonomischen Einbußen, aber auch Ängste in
anderen Bereichen wie der "deutschen Kultur", die von fremden
Einflüssen bedroht seien: "So gelingt es der AfD, rechtsextreme
Ideologien nicht nur an die Ränder, sondern in die Mitte der
Gesellschaft zu tragen und ein breites Publikum anzusprechen" (S.
172). Die AfD behaupte einen Unterschied zwischen 'Volk' und 'Eliten'
und biete somit den Menschen eine Alternative zum Nichtwählen als
Protest gegen die herrschenden Zustände, gegen die politische
Entfremdung von den Grundsätzen der liberalen Demokratie und der
politischen Kultur. Dies manifestiere sich in einer illiberalen
Einstellung, in der generellen Unzufriedenheit mit der Zuverlässigkeit
der politischen Parteien und deren Führungskräften und Amtsträgern, in
der Frustration über die politischen Eliten mit ihrer mangelnden
Responsivität und in negativen Emotionen und Wut auf einzelne
Politikerinnen und Politiker. Die Daten der aktuellen Erhebungswelle
bestätigen erneut das dauerhaft hohe Niveau der antidemokratischen,
autoritären Einstellungen und Denkstile in der bundesdeutschen
Bevölkerung: "Die Gefahren für die Demokratie liegen erstens in der
ernstzunehmenden großen Verbreitung extrem-rechter Einstellungen und
Abwertungsmuster, zweitens im Verlust von politisch-institutionellem
Vertrauen sowie demokratischer Legitimation, drittens in der
gesellschaftlichen Polarisierung in der Gesellschaft, die mit einer
Radikalisierung und Enthemmung am rechten Rand einhergeht, und
viertens in der Diffusion und 'Modernisierung' extrem rechter
Narrative (Ethnozentrismus)" (S. 82). Die Ergebnisse des
Forschungsprojektes, die hier nur summarisch und exemplarisch
dargestellt werden können, sollten alle demokratischen Kräfte
aufhorchen lassen und als empirisch abgesicherte Warnrufe wahrgenommen
werden, die liberale Demokratie zu verteidigen und beständig
auszubauen und zu erweitern. Es wird auch deutlich, dass die rechten
Think-Tanks neue strategische Wege gefunden haben, ihre Ideologien bis
weit in die Mitte der Gesellschaft eindringen zu lassen, wie vor allem
die Kapitel über Kapitalismuskritik, Anti-Feminismus, Ethnozentrismus
und Verschwörungsmythen zeigen. Der vorliegende Band ist eine
fundierte empirische Analyse der autoritären Dynamiken, ein Seismograf
für die Eruptionen in unserer Gesellschaft und damit auch ein
wertvolles und bedeutendes Handbuch für die demokratische politische
Programm- und Bildungsarbeit.

Oliver Decker/Elmar Brähler (Hrsg.) 

Autoritäre Dynamiken. Alte Ressentiments - neue Radikalität.

Leipziger Autoritarismus Studie 2020. Psychosozial-Verlag Gießen 2020
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REZENSION/737: Kathryn Yussof - A Billion Black Anthropocenes or None (SB)

Kathryn Yussof



A Billion Black Anthropocenes or None



 
Zu Beginn des neuen Jahrtausends wurde mit dem Konzept des
Anthropozäns eine "Geologie der Menschheit" postuliert, die nicht
nur, wie häufig vermutet, eine kritische Bilanzierung menschlichen
Einwirkens auf Natur und Umwelt zum Gegenstand hat. Für manche
kündigt dieser Begriff auch eine Zukunft der Menschheit an, in der
technisches Vermögen die widrigen Naturbedingungen erfolgreicher denn
je in die Schranken weist. Auch wenn die Fraktion derjenigen,
denen das Anthropozän eine transhumanistische Perspektive eröffnet,
überschaubar ist, so läßt ihr unerschütterlicher Optimismus doch ein
zentrales Merkmal des den Wissenschaftlern Paul Crutzen und Eugene
Stoermer geschuldeten Begriffes für ein neues Erdzeitalter erkennen -
mit der Erklärung der "Menschheit" zum kollektiven Subjekt, zum "Wir"
beanspruchter Selbstermächtigung werden tiefgreifende historische,
politische und kulturelle Unterschiede zwischen den
handlungstragenden Kräften eingeebnet.

Während vor allem von Sozial- und KulturtheoretikerInnen Einwände
gegen die paternalistische Deutungsmacht meist weißer privilegierter
Männer im Elfenbeinturm des Wissenschaftsbetriebes geltend gemacht
wurden, haben sich die Geowissenschaften auf die genaue Bestimmung
des Zeitpunktes verlegt, an dem das 12.000 Jahre währende, die
Entwicklung menschlicher Zivilisationen durch vorteilhafte
klimatische Bedingungen begünstigende Holozän endete und das
Anthropozän begann. Die in den Geowissenschaften etablierte
Anthropocene Working Group (AWG) will 2021 bei der International
Commission on Stratigraphy einen Entwurf zur wissenschaftlichen
Definition des Anthropozäns einreichen, für den sich ihre Mitglieder
auf den konkreten zeitlichen Beginn der gegenwärtigen
erdgeschichtlichen Epoche einigen wollen.

Crutzen und Stroemer haben diesen Zeitpunkt noch aufgrund des mit der
Industrialisierung Ende des 18. Jahrhunderts einsetzenden starken
Verbrauches fossiler Energie und der dadurch ausgelösten
Umweltveränderungen angesiedelt, sind mit diesem Vorschlag jedoch am
Einwand, daß es sich dabei um ein auf Westeuropa und Nordamerika
begrenztes Phänomen handelte und zuvor schon erhebliche Eingriffe in
die Natur stattgefunden hätten, weitgehend gescheitert. Die AWG
scheint mehrheitlich dazu zu tendieren, sich auf das Jahr 1950 als
Startpunkt der neuen Epoche festzulegen, gilt die damit eröffnete
Dekade doch als Ausgangspunkt einer Phase menschlicher Entwicklung,
die als "Große Beschleunigung" ("Great Acceleration") Eingang in den
internationalen Diskurs zur Krise des Klimas und der Biodiversität
gefunden hat. Die kriegsökonomisch angeheizte Technologie- und
Produktivkraftentwicklung hatte zahlreiche Substanzen synthetischer
Art hervorgebracht, die sich in der Atmosphäre, im Wasser und auf den
mit neuen Pestiziden und Düngemitteln bewirtschafteten Böden
nachweisen ließen. Insbesondere die weltweite Nachweisbarkeit der
Spaltprodukte atomarer Aufrüstung, die mit Hunderten von Atomtests
vorangetrieben wurde, gilt als erdgeschichtliches Merkmal für die
Anwesenheit einer Spezies, die die eigene Lebenswelt mit technischen
Mitteln grundlegend verändert.

So sehr die Suche nach konkreten Belegen stratigrafischer, stoffliche
Spuren menschlicher Produktionsweisen in Ablagerungen von
Sedimentgesteinen untersuchender Art wissenschaftsimmanenten Sinn
machen mag, so gering scheinen demgegenüber die sozialen und
gesellschaftlichen Faktoren dieser Entwicklung geschätzt zu werden.
Dies ist nicht nur für die historische Erkenntnissuche bedeutsam,
sondern vor allem für die absehbare Verwendung des
Anthropozän-Begriffs in Entscheidungsprozessen relevant, in denen
maßgebliche Weichenstellungen für die Zukunft kapitalistischer oder
auch anderer Formen der Vergesellschaftung erfolgen.

Wenn zentrale Begriffsachsen der Verortung des Menschen in
natürlichen Lebenswelten neu geschaffen und für politische
Handlungsmacht bedeutsam werden, dann ist die beanspruchte
wissenschaftliche Neutralität von Anfang an in Frage zu stellen. Wo
der kosmopolitische und universalistische Anspruch
menschheitsgeschichtlicher Anschauung jedes Partikularinteresse vom
Platz zu verweisen scheint, läßt die Genese des Begriffes in den
Epistemologien anthropozentrischer, westlich-europäischer
Wissenschaften ahnen, daß seine Geburt vom Einfluß einer vor allem
von Europa und Nordamerika ausgehenden Strategie kolonialistischer
Welteroberung und systematischer Ressourcenaneignung nicht zu trennen
ist.

Diese Erkenntnis hat etwa bei dem Alternativvorschlag Pate gestanden,
der Erzeugung eines "unheilbaren Risses" (Karl Marx) im Stoffwechsel
von Mensch und Natur durch die Begriffsbildung "Kapitalozän"
anstelle "Anthropozän" Rechnung zu tragen. Eine konstitutive Rolle in
dieser Entwicklung nahm der transatlantische Sklavenhandel ein, den
Marx als prägenden, der "verhüllten Sklaverei der Lohnarbeiter in
Europa" zum Vorbild gereichenden Faktor der ursprünglichen
Akkumulation erachtete.

Wo die Anwendung historisch-materialistischer Kritik auf die
gesellschaftlichen Naturverhältnisse eine alternative Sicht entwirft,
macht Kathryn Yusoff fundamentale Einwände gegen die etablierte Form
geowissenschaftlicher Ursachenforschung geltend. In dem Band "A
Billion Black Anthropocenes or None" lastet die Professorin für
Inhuman Geography an der Queen Mary University of London der Geologie
eine rassistische und kolonialistische Denkungsart an, die bereits in
ihrer institutionellen Konstitution als Legitimationsprojekt
extraktivistischer Landnahme angelegt sei. Die Nutzung geologischen
Wissens beim Anlegen von Minen und Pipelines, die Aneignung von
Landbesitz und Wasserrechten, die Ausbeutung versklavter Menschen sei
nicht allein an die AuftraggeberInnen zu adressieren. Als eine
Institution weißer Vorherrschaft sei die Geologie wesentlich am
Erfolg kolonialistischer Eroberungen beteiligt, was sich auch im
Konzept des Anthropozäns ausdrücke.

Im Mittelpunkt ihrer Kritik steht die in den Geowissenschaften
unzureichend aufgearbeitete Bedeutung der genozidalen Verschleppung
von Millionen Menschen in einen anderen Kontinent, wo sie als
Sacheigentum nach Belieben ihrer BesitzerInnen verfügbar waren. Ohne
den transatlantischen Sklavenhandel wäre der heutige Wohlstand
Nordamerikas und Westeuropas nicht zustande gekommen. Ohne ihre
Ausbeutung auf den Plantagen der Südstaaten und in der Karibik, ohne
die Zwangsarbeit in den Gold-, Silber- und Kupferminen Südamerikas,
wo sie im Dunkel des Berges mit einer solchen Brutalität regelrecht
verbraucht wurden, daß ihr junges Leben schon nach sechs bis acht
Jahren zuende war, ohne die Zwangsarbeit in den Kohlebergwerken und
Stahlschmieden der Vereinigten Staaten hätte es keine Zentren
industrieller Entwicklung gegeben, die fossile und menschliche
Energie in globale Hegemonie übersetzen konnten.

"Ihre Leben waren eingebettet in jede Münze, die die Hände wechselte,
jeden Löffel Zucker, der in einer Tasse Tee verrührt wurde, jeden Zug
an einer Pfeife und jeden Bissen Reis", zitiert die Autorin aus einem
im National Museum of African American History and Culture in
Washington D.C. zu lesenden Text. "Zucker war die Konversion
unmenschlicher Sklavenenergie in Brennstoff, dann zurück in
menschliche Energie, plus nichtmenschlicher Energie, zwecks
Hervorbringung der Industrialisierung. Kohle war die logische Folge
jener entmenschlichten schwarzen Körper. Kohlenschwarz" (S. 15, in
eigener Übersetzung). Kathryn Yussof geht den Stoffwechselprozessen
zwischen Mensch und Industrie in den Kategorien einer
Gesellschaftskritik auf den Grund, die ihren Anfang vor allem bei
Michel Foucault und dem französischen Poststrukturalismus genommen
hat und deren Argumentation mit einer betont ontologischen
Begrifflichkeit operiert.

Die Unterteilung zwischen den Figuren des Menschen und
 Nichtmenschen und ihre Manifestationen im subjektiven Leben bringt
 eine der schrecklichsten Konsequenzen der Teilung von
 Materialität, die als biopolitisches Werkzeug von Governance
 organisiert und praktiziert wird, hervor. Die Spaltung in
 Nichtleben und Leben betrifft nicht nur diese Materialität,
 sondern die rassistische Organisation des Lebens als Grundlage der
 Geographien der Neuen Welt. Die biopolitische Kategorie des
 Nichtseins wird etabliert durch SklavInnen, die für und als Gold
 gehandelt werden. Sklaverei war ein geologisches Axiom des
 Nichtmenschen, in dem Nichtsein als Fleisch (flesh) hergestellt,
 reproduziert und zirkuliert wurde.
 (S. 5, in eigener Übersetzung)


Die Bewegung von Energie zwischen versklavten Körpern in
 Plantagen, Pflanzen, seit langem toten fossilisierten Pflanzen und
 industrieller Arbeit ist eine geochemische Gleichung der
 Extraktion bei der Umwandlung in Surplusprofite. Diese
 rassifizierte Gleichung von Energie ist jedoch in einem breiteren
 Feld der Produktion und Semiotiken der Extraktion angesiedelt.
 Sklaverei ist kein bloßes Nebenprodukt dieses Prozesses, sondern
 wird von einer indifferenten extraktivistischen Geo-Logik
 angetrieben, die von der Gier nach nichtmenschlichen Besitztümern
 befeuert wird. Indigener Genozid und Siedlerkolonialismus sind
 ebenfalls Teil dieser extraktivistischen Geo-Logiken.
 
(S. 16, in eigener Übersetzung)


Im atlantischen Dreieckshandel, in dem Güter, Rohstoffe und
SklavInnen zwischen Westafrika, den Americas und Westeuropa
zirkulierten, manifestierte sich ein Gründungsakt der industriellen
und kolonialistischen Moderne, dem Yussof in seiner materiellen wie
begrifflichen Dimension auf originelle Weise auf den Grund geht. In
ihrem essayistischen, von vielschichtiger Wortsemantik geprägten
Schreibstil wechselt die Autorin mühelos zwischen verschiedenen
Aggregatzuständen, Produktionsprozessen und Verwertungspraktiken.

Kapitalismuskritik leistet sie immer dann, wenn sie die
Kommodifizierung und Fungibilität schwarzer Körper als unabdinglich
für die florierende Sklavenökonomie herausstreicht. Unter Verweis auf
die jamaikanische Autorin Sylvia Wynter erklärt sie die Beziehung
zwischen versklavter und freier Arbeitskraft in der Plantagenökonomie
zum intrinsischen Bestandteil kapitalistischer Organisation, die
Schwarze in der Dichotomie des Leben mit wissenschaftlicher
Legitimation auf der Seite des Nichtlebens verortete, was als
Ausdruck administrativer wie kapitalistischer Verfügungsgewalt über
Wasser, Land, Ökosysteme und Bioorganismen durch Rechts- und
Eigentumstitel oder der Auswirkungen ökozidaler Vernichtung im
Umweltrassismus bis heute Gültigkeit besitzt.

Häufig kommt die Autorin auf die Thesen Saidiya Hartmans zu sprechen.
Der Afropessimismus, zu dessen bekanntesten Stimmen sie gehört,
erkennt in der strukturellen Negation schwarzer Subjektivität und der
Zurichtung der Nachfahren der SklavInnen zu Feinden der weißen
Mehrheitsgesellschaft die zentralen Triebkräfte rassistischer
Gewaltverhältnisse. Zumindest im akademischen Bereich formuliert der
Afropessimismus die wohl schärfste Kritik an weißer Suprematie. Die
Elimination aller familiären und kulturellen Bezüge aus Afrika
verschleppter SklavInnen war keine Begleiterscheinung, sondern
wesentliches Mittel dieser Negation. Nicht nur ihre Arbeitskraft, ihr
Leben als solches wurde verdinglicht, indem jegliche Herkunft,
Zugehörigkeit und Identität ausgelöscht wurden, die über die
Nichtexistenz als ein Quantum Arbeitskraft hätten hinausweisen
können.

Im weiteren Verlauf des Buches vertieft Kathrin Yussof ihre Kritik am
Konzept des Anthropozäns am Beispiel der dafür in Anspruch genommenen
Ursprünge. Dabei stellt sie die Relevanz der Thesen, das Anthropozän
habe mit Beginn der Industrialisierung oder der Großen Beschleunigung
begonnen, weniger aufgrund der dazu vorgenommenen Beweisführung in
Frage, als daß sie sich mit dem Versuch, anhand geologischer
Zeitachsen vermeintlich objektive Erkenntnisse zu erwirtschaften,
auseinandersetzt. So kann eine unterschiedliche erdgeschichtliche
Verortung des Anthropozäns erhebliche Folgewirkungen zeitigen, etwa
im Fall der formal zwar anerkannten, aber zugleich politisch
negierten Verantwortung der Industriestaaten für die drastische
Zunahme der Treibhausgase in der Atmosphäre und die dadurch bedingte
Klimakrise.

Herkünfte ziehen Grenzen, die Inklusion und Exklusion definieren.
 Ihr Fokus ist eng, er etabliert ein Narrativ von Zweck (lies
 'Fortschritt') und Zielgerichtetheit (lies 'Zivilisation'),
 während Zufall, Irreführung oder die Schattengeologie
 entbehrlichen Lebens, des Abfalls, der Toxizität, der
 Kontamination, Vernichtung und Erschöpfung übersehen werden.
 Einerseits Geologie und andererseits Geschichten über Geologie gibt
 es nicht; statt dessen zeigt sich eine Achse der Macht und
 Durchsetzung, die auf diese geologischen Objekte und die Narrative,
 die sie über die Geschichte des Menschen erzählen, trifft.
 
(S. 24, in eigener Übersetzung)


Anhand eines Textes aus dem Jahre 2011 lastet Yussof seinen
Verfassern Paul Crutzen und Christian Schwäger an, nichts aus der
blutigen Geschichte des das Anthropozän bedingenden Kolonialismus
gelernt zu haben, sondern dieses konstitutive Moment westlicher
Modernisierung in die Vergangenheit zu verbannen und deren
Kontinuität in Form bis heute anhaltender siedlerkolonialistischer
Staatenpraxis schlicht schönzureden. Crutzens und Schwägers Aufruf,
das weltweite Streben nach dem "American Way of Life" dazu zu nutzen,
diesen als bescheideneren, nachhaltigeren und weniger
materialistischen Lebensstil neu zu definieren, ohne auf die
Entwicklung des Geoengineerings für den klimatischen Ernstfall zu
verzichten, liefe auf eine Absolution kolonialistischer und
extraktivistischer Regimes hinaus.

Je weiter zurück der Beginn des Anthropozäns in der Vergangenheit
angesiedelt wird, desto länger erstrecken sich die in Europa
verorteten Entwicklungslinien des heutigen Akkumulationsregimes über
die Jahrhunderte, desto weniger ist die immense Bringschuld der bis
heute von diesem globalen Raubzug profitierenden Staaten und
Gesellschaften zu bestreiten. So schlägt Sylvia Wynter das Jahr 1452,
als die ersten afrikanischen SklavInnen auf die Plantagen der
portugiesischen Insel Madeira transportiert wurden, als Beginn des
Anthropozäns vor. Mit der nach ökonomischer Maßgabe erfolgten
planmäßigen Verschleppung großer Menschenmengen inklusive des damit
einhergehenden Transfers von Bioorganismen in Regionen, in denen sie
nicht heimisch waren, fand eine Reduktion des Menschen auf Arbeit und
der Natur auf Land statt, in der Wynter die ontologische
Definitionsmacht des Weißseins, seine ideelle Legitimation im
Humanismus und die daraus resultierende Negation des Schwarzseins als
Antipode aller behaupteten Menschlichkeit erkennt. In diesen
Jahrzehnten kurz vor der weißen Kolonisation der Americas seit 1492,
argumentiert Wynter, habe die Formation des Begriffs Mensch als von
ausschließlich weißer Herkunft und Kultur rassistische Gestalt
angenommen.

2015 steuerten die Geographen Simon Lewis and Mark Maslin mit ihrem
Vorschlag, den Beginn des Anthropozäns auf 1610 zu datieren, einen
für die Kritik an Kolonialismus und Rassismus nicht minder
bedeutsamen Beitrag zur Diskussion bei. In diesem Jahr erreichte eine
Phase der Minderung an atmosphärischem CO2, die auf die genozidale
Reduzierung der indigenen Bevölkerung der Americas von 54 Millionen
1492 auf 6 Millionen 1650 zurückgeführt wurde, ihren Höhepunkt -
diagrammatisch ausgedrückt im Gipfel des Kurvenverlaufs, der den
jeweiligen Indikator in seiner zeitlichen Dimension grafisch
darstellt und damit jenen Golden Spike präsentiert, nach dem die
Geowissenschaften zum Beleg ihrer Ursprungsgeschichten forschen.
Durch den umfassenden Rückgang der Landwirtschaft der meist agrarisch
organisierten indigenen Gemeinschaften war es zu verstärkter Aufnahme
von CO2 durch die auf den ehemaligen Ackerflächen entstandenen Wälder
gekommen. Diese Massenvernichtung war das Ergebnis systematisch
erzeugter Hungersnöte, massenhafter Versklavung und Ermordung wie
nicht zuletzt des Einschleppens neuer, auf die Indigenen verheerend
wirkender Infektionskrankheiten.

Heute wird der globale Süden über den klassischen Extraktivismus von
Energierohstoffen, Mineralien und Agrarprodukten hinaus von einer als
klimaneutral ausgewiesenen Green Economy bewirtschaftet, die im
börsennotierten Handel mit Biodiversitätszertifikaten und
Emissionsrechten, der Kommodifizierung von Natur als
Ökosystemdienstleistungen oder der Ausweisung von
Naturschutzgebieten, die der Definitionshoheit transnationaler
Akteure staatlicher und institutioneller Art unterliegen, neue Formen
der Landnahme und Kapitalakkumulation entwickelt hat. Am
rassistischen Grundtenor neokolonialistischer Landnahme, der
sklavenartigen Ausbeutung nichtweißer Arbeitskraft und der krassen
Benachteiligung Schwarzer in sozialen, ökologischen und medizinischen
Kontexten ändern regierungsamtliche Gleichstellungsdekrete, die von
Kapitalismus und Imperialismus schweigen, viel zu wenig.

Kathrin Yusoffs Kritik am Konzept des Anthropozäns greift in die
Tiefe epistomologischer Wirklichkeitsproduktion und legt die
Fallstricke weißer Suprematie in Wissenschaft, Technik und Politik
mit einem sprachlich manchmal überraschenden poststrukturalistischen
Duktus offen. Die dabei eröffneten Anschlüsse an und Seitenwege in
den antirassistischen und postkolonialen Diskurs machen eine kundige
Übertragung des englischsprachigen Textes ins Deutsche wünschenswert.

Ihr Vorschlag, der Auslöschung des Schwarzseins mit einer Poesie
entgegenzutreten, die den Kolonialismus mit einer Gegenästhetik
kontert, die weißer Geologie das Nichtereignis einer Milliarde
schwarzer Anthropozäns entgegenstellt, bekräftigt sie mit einigen
Zeilen des 2008 im Alter von 94 Jahren verstorbenen Dichters und
Mitbegründers der panafrikanischen antikolonialistischen
Négritude-Bewegung Aimé Césaire. Erstmals 1939 im französischen
Original als Cahier d'un retour au pays natal und später im
Englischen in vielen Editionen veröffentlicht, scheint Kathrin Yussof
dieses mehr als 100 Buchseiten umfassende Gedicht ein Musterbeispiel
für die von ihr erhoffte poetische Gegenbewegung zu sein.

I must begin.

 Begin what?

 The only thing in the world thats worth beginning:

 The End of the World, no less.

 
(S. 22)
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REZENSION/736: Michael E. Mann - The New Climate War (SB)

Michael E. Mann



The New Climate War

 

The Fight to Take Back Our Planet



Auch wenn Donald Trump nicht mehr Präsident der Vereinigten Staaten
von Amerika ist, repräsentiert der republikanische Baulöwe, der den
Klimawandel für eine Erfindung der Chinesen hält, eine breite
gesellschaftliche Strömung. Angefeuert vor allem von Erdölindustrie
und ihren Lobbyisten in Politik und Wirtschaft wurde nicht nur in den
USA Stimmung gegen den weitreichenden wissenschaftlichen Konsens,
wonach menschengemachte Treibhausgase wie Kohlenstoffdioxid die
globale Erwärmung befördern, gemacht. Damit konnten die Profiteure
der Förderung fossiler Energieträger wie Erdöl, Erdgas und Kohle, die
wesentlich für die Emissionen klimarelevanter Abgase verantwortlich
sind, weiter unverdrossen ihren Geschäften nachgehen.

Mit Hilfe gehackter privater E-Mails, die Klimaforscher untereinander
ausgetauscht hatten, sowie Verdrehungen, Auslassungen und anderen
übelwollenden Machenschaften wurden seitens dieser sogenannten
Klimawandelleugner die "Fake News" verbreitet, in der Wissenschaft
herrsche Unsicherheit hinsichtlich der Ursache der Erderwärmung vor
und, mehr noch, es werde Forschungsfälschung betrieben, um der
Öffentlichkeit Sand in die Augen zu streuen. Doch es stellte sich
heraus, daß genau diese Unterstellung der Sand in den Augen war,
nicht aber die an den Pranger gestellten Forschungsarbeiten. Noch
heute muß sich die seriöse Klimaforschung gegen solche Anwürfe zur
Wehr setzen.

Zu den am heftigsten angegriffenen Wissenschaftlern gehört Michael E.
Mann von der Penn State University im US-Bundesstaat Pennsylvania. Er
hat als Co-Autor einer 1999 in den "Geophysical Research Letters"
veröffentlichten wissenschaftlichen Publikation mitgewirkt, in der
aus verschiedenen Quellen sogenannte Proxydaten über die
Klimaentwicklung aus der Zeit vor den systematischen
Temperaturmessungen zusammengetragen worden waren. Kritisiert wurde
insbesondere ein Schaubild, das als "Hockeyschläger-Diagramm" (engl.:
hockey stick graph) bekannt wurde. Abgebildet ist eine mathematische
Kurve, die den indirekt ermittelten Temperaturverlauf der letzten
rund 1000 Jahre zeigt. Etwa ab Mitte des letzten Jahrhunderts geht
die Kurve von zuvor im gewissen Rahmen bleibenden Schwankungen in
einen immer steileren Anstieg über. Diese "Hockeyschläger-Kurve"
wurde in der Wissenschaft häufig zitiert, unter anderem auch vom
dritten Sachstandsbericht des Weltklimarats (IPCC) aus dem Jahr 2001.

Seit 1999 wurden viele weitere Proxydaten zum historischen
Temperaturverlauf gesammelt, und es hat sich erwiesen, daß Mann und
seine beiden Co-Autoren mit ihrer Darstellung den Erwärmungstrend
schon ziemlich gut dargestellt hatten. Zudem war nach dem
vermeintlichen "Climategate"-Skandal Manns Arbeit von verschiedenen
Seiten fachlich begutachtet worden, und auch diese Überprüfungen
haben den Autoren eine saubere wissenschaftliche Arbeit bescheinigt.

Nun hat Mann seine "Nahkampf-"Erfahrungen aus den Arenen der Sozialen
Medien und Debattierräumen der traditionellen Medien in dem Buch "The
New Climate War" zusammengefaßt. Der neue Klimakrieg schildert jedoch
nicht allein die fortgesetzten Versuche der "Inactivists", wie Mann
jene Widersacher nennt, die seriöse Klimawissenschaft diskreditieren,
sondern das Buch soll als Aufruf verstanden werden, nach Jahren der
Defensive nun zum Angriff überzugehen. Nur so könnten die dringend
erforderlichen Maßnahmen gegen die globale Erwärmung gesellschaftlich
durchgesetzt werden. Der Autor empfiehlt die Nutzung von
Marktmechanismen wie die Bepreisung von CO2-Emissionen sowie die
Subventionierung von erneuerbaren Energien.

Im ersten Kapitel benennt Mann die "Architekten der Fehlinformation
und Irreführung" und schildert, wie die laufenden "Klimakriege"
bereits vor Jahrzehnten begonnen haben, als die Entdeckungen der
Wissenschaft mit den Interessen einflußreicher Gruppen kollidierten.
Ähnlich wie zuvor die Tabakindustrie die Gefährlichkeit des Rauchens
verharmlost, negative Expertisen unter Verschluß gehalten und die
Überbringer der (für ihre ökonomischen Interessen) schlechten
Botschaft von der Gesundheitsgefährdung durch Rauchen verunglimpft
hatte, waren später die Pestizidhersteller und nochmals später auch
die Erdölindustrie vorgegangen. Deren hauseigenen Fachkräfte wußten
schon lange, daß bei der Verbrennung von Erdöl Kohlenstoffdioxid
freigesetzt wird und daß die Emissionen langfristig das Erdklima
verändern werden. Aber anstatt die Weltöffentlichkeit über diese
gefährliche technologische Fehlentwicklung aufzuklären und nach Wegen
zu suchen, den eingeschlagenen Weg zu verlassen, verschwanden die
unliebsamen Untersuchungsergebnisse in der Schublade, wurden
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diskreditiert und Zweifel an
deren Ergebnissen verbreitet. Der Öffentlichkeit dagegen wurde
weiterhin die Harmlosigkeit unbegrenzten Wachstums vorgegaukelt.

Nun befinden wir uns in einer neuen Phase der Klimakriege, schreibt
Mann. Nachdem die Beweise für den menschengemachten Klimawandel
dermaßen überwältigend sind, hätten sich fossile Energiewirtschaft,
rechtsgerichtete Plutokraten, Erdölstaaten und andere
gesellschaftliche Interessengruppen darauf verlegt, den Klimawandel
nicht mehr zu leugnen, sondern statt dessen zu täuschen, abzulenken
und Gegenmaßnahmen zu verzögern.

Zu seinen Widersachern zählt der Autor allerdings nicht allein die
Industrie. So warnt er ebenfalls vor der Spaltung der
Klimaschutzbewegung beispielsweise durch Personen, die es seiner
Meinung nach übertreiben, wenn sie andere dafür kritisieren, daß sie
Flugreisen unternehmen oder Fleisch essen. Oder auch durch Personen,
die unrealistische Maßnahmen des Geoengineerings zur Lösung des
Klimaproblems propagieren. Besonders scharf grenzt sich Mann
gegenüber Bewegungen wie "Deep Adaptation" (z. Dt.: tiefe Anpassung)
ab.

Deren Anhängerinnen und Anhänger haben wissenschaftliche Studien
ausgewertet und sind zu dem Ergebnis gelangt, daß die Menschheit
nicht in der Lage sein wird, die Erderwärmung rechtzeitig zu bremsen,
bevor gravierende, sich selbst verstärkende Entwicklungen eintreten,
durch die die Erde in vielen Regionen unbewohnbar wird. Deshalb, so
die Bewegung, solle man sich schon jetzt auf die Zeit nach dem
ökologisch bedingten gesellschaftlichen Kollaps vorbereiten.

Innerhalb von Deep Adaptation existieren jedoch unterschiedliche
Strömungen, und Mann kritisiert insbesondere jene Fatalismus
verbreitende Richtung, in der dazu geraten wird, die Hände in den
Schoß zu legen und das Leben zu genießen, solange es noch geht. Das
war aber keineswegs die Kernaussage des Initiators der Bewegung, Jem
Bendell, der diese vor rund drei Jahren mit der Veröffentlichung
eines sozialwissenschaftlichen Papiers initiiert und zur Diskussion
darüber aufgefordert hat, seine Analyse zu kommunizieren und sich bei
der Erforschung des unvermeidlichen gesellschaftlichen Zusammenbruchs
gegenseitig zu unterstützen.

Im Unterschied zu den Trumpisten, der Erdöllobby und den
einschlägigen gesellschaftlichen "Inaktivisten", die Mann in seinem
Buch kritisiert, würde sich Bendell vermutlich einem Kampf zur
Rückeroberung des Planeten, wie es im Untertitel dieses Buchs
vorgeschlagen wird, nicht entgegenstellen. Manns eigene Arbeit zum
exponentiellen Anstieg der globalen Erwärmung zählt zu den Gründen,
weswegen eine Bewegung wie Deep Adaptation überhaupt entstanden ist.
Selbstverständlich versucht die Wirtschaft, Protestbewegungen zu
okkupieren und nach ihren Wünschen zu lenken. Wer aber hinter Deep
Adaptation die Machenschaften der fossilen Industrie vermutet,
leugnet die Legitimation einer potentiell emanzipatorischen Bewegung,
die in Anbetracht der zum gegenwärtigen Zeitpunkt desaströsen
klimatischen Trends kein Vertrauen darin hat, daß die
gesellschaftlich vorherrschenden Kräfte rechtzeitig das Notwendige
gegen den Klimawandel tun und nicht zuletzt für Klimagerechtigkeit
sorgen. Ein differenzierterer Blick an dieser Stelle hätte Manns
Streitbarkeit gewiß nicht geschmälert.

Dennoch ist das Buch allen, die an klimapolitischen Fragen
interessiert sind, zu empfehlen, da es den konfliktbeladenen
Grenzbereich zwischen Wissenschaft und Politik beleuchtet und von
jemandem geschrieben wurde, der zwar ursprünglich gar nicht geplant
hatte, an vorderster Front im "Klimakrieg" zu agieren, jedoch das
Kreuzfeuer nicht scheut. Seit kurzem liegt das Buch auch in deutscher
Übersetzung durch die Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie (DGS)
vor.

17. März 2021



Michael E. Mann

The New Climate War

The Fight to Take Back Our Planet

Public Affairs, Januar 2021

368 Seiten

ISBN-13: 978-1541758230








Copyright 2021 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / SACHBUCH





REZENSION/735: Peter Geoghegan - Democracy for Sale (Brexit) (SB)

Peter Geoghegan



Democracy for Sale

Dark Money and Dirty Politics



 
"Rußland II" - so lautet der neue Spitzname des Vereinigten
Königreichs in den EU-Büros in Brüssel und Strasbourg seit dem
offiziellen Austritt Großbritanniens und Nordirlands aus der
Europäischen Union am 1. Januar 2020. Nicht genug, sich im Osten
ständig mit dem höchst eigensinnigen Nachfolgestaat des russischen
Zarenreichs herumplagen zu müssen; seit dem Votum einer knappen
Mehrheit der Briten für den Brexit am 23. Juni 2016 sieht sich die EU
nun an ihrer atlantischen Grenze im Westen mit einer weiteren
aggressiven Atommacht konfrontiert, deren politische Führung jubelnd
die glorreiche Freibeutertradition Englands wieder hochleben lassen
will mit dem Ziel, als "Global Britain" die internationalen
Handelsströme zu eigenen Gunsten dirigieren zu können.

Der Umgang mit London gestaltet sich seit mittlerweile rund fünf
Jahren für die Diplomatie in Brüssel, aber auch in Berlin, Dublin und
Paris deshalb als extrem schwierig, weil das politische Geschehen im
Vereinigten Königreich nicht nur für Außenstehende völlig
undurchschaubar und unberechenbar geworden ist (es sei denn, man geht
grundsätzlich vom Schlimmsten aus, was in den allermeisten Fällen auch
eintritt). Das damalige Votum der Briten für den Austritt aus der EU
war deshalb ein heftiges politisches Erdbeben, weil alle politischen
Parteien des Landes bis auf Nigel Farages Ein-Mann-Truppe, die United
Kingdom Independence Party (UKIP), und Nordirlands protestantischer
Fundamentalistenverein, die Democratic Unionist Party (DUP), für den
Verbleib plädierten und mit dieser Botschaft die Menschen an die Urnen
riefen.

Gleich am Morgen nach der Schicksalsentscheidung trat ein sichtlich
mitgenommener David Cameron als Premierminister und Vorsitzender der
regierenden konservativen Partei zurück. Beide Ämter wurden von
Camerons Innenministerin Theresa May übernommen. Doch deren
dreijähriger Versuch, ein vernünftiges Austrittsabkommen mit Brüssel
auszuhandeln, das die Scheidungsschäden sowohl für das Vereinigte
Königreich als auch für die EU minimieren und ein respektvolles,
nachbarschaftliches Miteinander garantierten sollte, wurde auf Schritt
und Tritt sabotiert - und zwar von den Befürwortern eines harten
Brexits bei den Tory-Abgeordneten im Unterhaus, die sich dort stets
auf die Unterstützung der kleinen, aber mächtigen Fraktion der DUP
verlassen konnten. Bei jeder Gelegenheit haben die Brexiteers,
angeführt im Parlament von Jacob Rees-Mogg von der EU-feindlichen
European Research Group innerhalb der konservativen Partei, und die
DUP jeden Vertragsentwurf Mays abgeschossen. Völlig entnervt und am
Ende ihrer Kräfte warf May im Sommer 2019 das Handtuch. An ihre Stelle
trat der Politclown und Lügenbaron Boris Johnson, Liebling der
Boulevardpresse, der bereits in den neunziger Jahren als
Brüssel-Korrespondent des konservativen Daily Telegraph mit
nachweislich erfundenen Gruselgeschichten dem Ruf der EU in
Großbritannien schwer geschadet hat.

Seit dem Einzug in Number 10 Downing Street hat Johnson das Parlament
zwischenzeitlich illegal schließen lassen, später den eigenen
abgespeckten Austrittsvertrag mit der EU durchgepeitscht, Neuwahlen
haushoch gewonnen, die DUP in der Frage der künftigen Grenzkontrollen
zwischen dem EU-Staat Republik Irland und Großbritannien hintergangen
und sogar mit einem eigenen neuen Gesetz zur Neuregelung des
britischen Binnenmarkts internationale Verträge mit Brüssel gebrochen
sowie die Autonomierechte von Schottland und Wales verletzt. Das ganze
Jahr 2020 über hat Johnson - trotz Covid-19-Pandemie - die EU mit der
Drohung eines No-Deal-Brexits - eines Scheitern der Verhandlungen um
die künftigen Handelsbeziehungen und die zwangsläufige Umstellung auf
WTO-Regeln - vergeblich zu erpressen versucht.

Wie konnte es nur zu dieser verheerenden Fehlentwicklung kommen?,
fragen sich seit 2016 alle Beobachter. Manche führen den Brexit und
die damit einhergehenden Spannungen auf die traditionelle,
jahrhundertelange Strategie Englands zurück, die Entstehung einer
hegemonialen Großmacht auf dem europäischen Kontinent niemals
zuzulassen und dort stets für Uneinigkeit und Zwist zu sorgen. Andere
wiederum machen das Aufkommen eines schwer kontrollierbaren englischen
Chauvinismus in Reaktion auf das zunehmende Unabhängigkeitsstreben der
schottischen Nationalisten für das politische Durcheinander im
Vereinigten Königreich verantwortlich. In seinem neuen Buch "Democracy
for Sale - Dark Money and Dirty Politics" legt der irische
Enthüllungsjournalist Peter Geoghegan, dessen Artikel unter anderem
beim Londoner Guardian sowie in der New York Times erschienen sind,
die verstörende Art und Weise offen, mit der höchst reaktionäre Kreise
im Vereinigten Königreich und deren Verbündete in den USA mittels
riesiger Geldsummen aus dunklen Kanälen die Westminster-Politik, die
sich lange Zeit durch eine gewisse Ausgewogenheit und Verläßlichkeit
ausgezeichnet hatte, gezielt in Chaos und Intransparenz gestürzt
haben.

Anlaß zu der vorliegenden Lektüre war eine ganzseitige
Zeitungsanzeige, die Geoghegan auf einem Bahnhof im nordenglischen
Sunderland wenige Tage vor der Brexit-Abstimmung auffiel. Interessant
an der Anzeige, welche die britischen Bürger mit der Aufforderung
"Take back control!" zur Stimmabgabe für den EU-Austritt drängte, war
der Auftraggeber - die nordirische DUP. Für diese Zeitungskampagne,
die im gesamten Vereinigten Königreich geschaltet worden war, haben
die politischen Erben des Hetzpredigers Reverend Ian Paisley 425.000
Pfund ausgegeben. Bei der regulären Wahl zum nordirischen
Regionalparlament beliefen sich die Gesamtkosten der DUP zuletzt auf
mickrige 50.000 Pfund. Das Geld für die extrem kostspielige Anzeige
hatte die DUP von einer dubiosen politischen Vereinigung in Schottland
namens Constitutional Research Council unter der Leitung eines Mannes
namens Richard Cook erhalten. Wo Cooks Großzügigkeit gegenüber der DUP
- laut Geoghegan "das eklatanteste Beispiel schmutzigen Geldes in der
britischen Politik" - herrührte, weiß bis heute niemand. Die
Untersuchung der Frage versandete im Dickicht der unüberschaubaren,
undurchdringlichen britischen Gesetze hinsichtlich der
Wahlkampfspende.

Vom letztgenannten Phänomen sowie von der verständlichen Abneigung der
britischen Polizei, sich mit dem unappetitlichen Treiben der
zahlreichen Hedgefondsmanager, Steueroasenbetreiber und sonstigen
Finanzspekulanten der Londoner City und deren Überseedependencen
Belize, Cayman Islands, Bermuda, Isle of Man, Guernsey et cetera allzu
akribisch zu befassen, haben die Brexit-Befürworter ungemein
profitiert. Wie sich später herausstellte, war es im Vorfeld der
Abstimmung zu unzähligen Verstößen gegen geltendes Wahlkampfgesetz
gekommen. Die wichtigsten Akteure werden in "Democracy for Sale" von
Geoghegan benannt, der ihre dubiosen Aktivitäten beleuchtet. Diese
Londoner Geldjongleure mit ihren Verbindungen zu den Industriesektoren
Bergbau, Öl und Gas, Rüstung und Sicherheit/Söldnertum sind es, die
maßgeblich den Brexit als Chance zur eigenen Bereicherung erkannt und
erfolgreich durchgedrückt haben, so Geoghegan.

Die mächtigste Einzelorganisation auf seiten der Brexiteers,
VoteLeave, geführt von Möchtegern-Machiavelli Dominic Cummings, hat
aus der eigenen, übervollen Wahlkampfkasse reihenweise anderen
EU-feindlichen Splittergrüppchen finanziell unter die Arme gegriffen
und sie somit widerrechtlich instrumentalisiert. Doch diese
Feststellung zeitigte später ebenso wenig Konsequenzen wie das
gerichtliche Urteil 2019, dem zufolge VoteLeave mit Hilfe der
Software-Firma Cambridge Analytica illegal die Facebook-Daten von
Millionen britischer Bürger für politische Propagandazwecke mißbraucht
hatte. Die Brexiteers fühlten sich so sicher - und waren es auch -,
daß Cummings 2017 die Aufforderung zum Auftritt und zur Befragung vor
einem entsprechenden Untersuchungsausschuß des britischen Unterhauses
schlicht ignorierte. Dafür wurde er mit dem Posten des Chefberaters
des Premierministers belohnt, als Johnson im Sommer 2019 britischer
Regierungschef wurde.

Ähnlich Nigel Farage und dessen zwielichtigem Mäzen, dem
Diamentenminenbesitzer Aaron Banks, pflegten Cummings und Konsorten
freundschaftliche Beziehungen zu jenen Kräften, die im November 2016
dem New Yorker Mehrfachpleitier und Prahlhans Donald Trump zum Sieg
bei der US-Präsidentenwahl verhalfen. Es entstand ein mächtiges
Geflecht konservativer, industrienaher Denkfabriken wie Adam Smith
Institute, Henry Jackson Society, Institute of Economic Affairs,
Legatum und Policy Exchange in London und American Enterprise
Institute, Cato Institute, Heritage Foundation und Hudson Foundation
in Washington. Die Stichwortgeber und Financiers solcher
Organisationen wie Steve Bannon und Robert Mercer propagieren ein
"muskelspielendes Christentum" aus der Zeit Teddy Roosevelts und
Winston Churchills, als Amerikaner und Briten gemeinsam die Welt mit
den Vorzügen der "Zivilisation" des weißen Mannes beglückten, ob sie
es wollte oder nicht. Gemeinsam sowie mit Hilfe Australiens,
Neuseelands, Japans und Indiens wie auch mit den neuen Autoritären in
Osteuropa wie Ungarns Viktor Orban und Polens Jaroslaw Kaczynski
wollen die rechten angloamerikanischen Globalisten vor allem den
aufstrebenden Erzrivalen China, aber auch Rußland und die von
Frankreich und Deutschland geführte EU allesamt in die Schranken
weisen. Sie wollen zudem den Sozialstaat auf den Müllhaufen der
Geschichte werfen und dem guten alten Sozialdarwinismus erneut zur
Geltung verhelfen.

Zu den Hauptverfechtern der "Anglosphäre" in all ihrer Herrlichkeit
gehört bekanntlich der australo-amerikanische Medienmogul Rupert
Murdoch, dessen Fernsehsender und Tageszeitungen wie Fox News, New
York Post, Times of London und The Australian das politische Leben in
den USA, Großbritannien und Australien seit mehr als 40 Jahren
beeinflussen und dort den gesellschaftlichen Trend nach rechts
vorantreiben. Einmal gefragt, warum er die EU so leidenschaftlich
kritisiere und bekämpfe, erklärte der Mann, dem bereits während der
Ära Margaret Thatchers das britische Satireblatt "Private Eye" den
Spitznamen "The Dirty Digger" verpaßt hat, wie folgt: "Es ist ganz
einfach. Wenn ich in London anrufe, tun sie das, was ich will. Aber
wenn ich in Brüssel anrufe, tun sie nicht das, was ich will."

Peter Geoghegan weist in seinem Buch auf den schweren Schaden an der
Demokratie hin, welchen die Make-America-Great-Again-Ideologen in den
USA und die Brexiteers im Vereinigten Königreich mit ihren
Täuschermethoden angerichtet haben - allen voran der immense
Vertrauensverlust der Bürger beiderseits des Atlantiks, die inzwischen
sämtliche Politiker für Blender und deren Argumente unabhängig ihres
Realitätsgehalts für gleichwertig erachten. Die durch die Massenmedien
forcierte Degradierung der öffentlichen politischen Debatte zu einer
Schreiarena, wie man sie von den grellbunten Wrestling-Veranstaltungen
der WWE kennt, macht die demokratische Entscheidungsfindung zu einer
Farce und die Bedienung populistischer Atavismen wie Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit zur Pflicht.

Die von Peter Geoghegan attestierten brandgefährlichen Konsequenzen
der erstunkenen und erlogenen Versprechungen der hurrapatriotischen
Brexiteers in Sachen Brexit sind dieser Tage in Nordirland zu
beobachten. Dort bringen Nordirlandministerium und die DUP offen die
loyalistischen Paramilitärs gegen die von London mit Brüssel
vertraglich vereinbarten EU-Grenzkontrollen an den nordirischen
Seehäfen in Stellung. Vor dem Hintergrund eines vom Brexit bedingten
Einbruchs im britisch-europäischen Handel drohte im Februar der
DUP-Abgeordnete und Hitzkopf Sammy Wilson wörtlich mit einem
"Guerillakrieg" gegen das neue EU-Grenzreglement. Zu ersten
menschengefährdenden Attacken von Brücken mit großen Steinen auf
Lastwagen, die nachts auf dem Weg zum Verladeterminal im Hafen Larne
in Wilsons eigenem Wahlkreis Mid-Antrim unterwegs waren, ist es
bereits gekommen. Weitere blutige Eskalationen sind vorprogrammiert.

Nach einem Treffen mit dem Nordirland-Minister Brandon Lewis hat am 4.
März das Loyalist Communities Council (LCC), Sprachrohr der illegalen
terroristischen Vereinigungen Ulster Defence Association (UDA), Ulster
Volunteer Force (UVF) und der Red Hand Commandos, sein Bekenntnis zum
Karfreitagsabkommen, mit dem 1998 der Bürgerkrieg in Nordirland
beigelegt worden war, zurückgezogen und den provokanten Schritt mit
der angeblichen Benachteiligung der protestantischen Bevölkerung im
britisch besetzten Teil Irlands durch die EU begründet. Genau eine
Woche später hat Johnson-Vertrauter Rees-Mogg, der amtierende Führer
im Unterhaus, offen jener Linie widersprochen, mit der London vor
dreißig Jahren den "Friedensprozeß" auf der grünen Insel
miteingeleitet hatte - nämlich die berühmte Erklärung des damaligen
konservativen Nordirland-Ministers Peter Brooke von 1990, wonach
Großbritannien in der Unruheprovinz "keine strategischen oder
wirtschaftlichen Eigeninteresse" habe, folglich einzig die Menschen
dort in voller Unabhängigkeit über die weitere Zugehörigkeit zum
Vereinigten Königreich oder der Wiedervereinigung mit der Republik
Irland entscheiden dürften. Großbritannien habe sehr wohl
"Eigeninteressen" in Nordirland und zwar in dem Erhalt und der
Verstärkung des Vereinigten Königreichs in seiner heutigen Form, so
Rees-Mogg. Wie die USA unter der Leitung ihres neuen Präsidenten Joe
Biden, die irische Republik und mit ihr die EU mit der unverhohlenen
Drohung der Regierung Boris Johnsons umgehen, in Nordirland erneut
einen Krieg niedriger Intensität vom Zaun zu brechen, muß sich noch
zeigen.

17. März 2021
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ITALIEN/352: Rücktritt des Chefs der Demokratischen Partei setzt Draghi-Regierung unter Druck (Gerhard Feldbauer)

Rücktritt des Chefs der Demokratischen Partei setzt Draghis Regierung unter Druck

Sardinen-Bewegung will PD-Linke stärken

von Gerhard Feldbauer, 10. März 2021



Im Partito Democratico (PD), der zur Regierung des früheren EZB-Chefs
Mario Draghi gehört, sind laut Berichten der Nachrichtenagentur
ANSA die Auseinandersetzungen über eine Nachfolge des am
6. März zurückgetretenen Sekretärs Nicola Zingaretti in vollem
Gange. (*) Seit zwei Jahren im Amt galt er und gilt noch als
Hoffnungsträger einer Wende nach links und wieder der Betonung einer
sozialdemokratischen Ausrichtung des PD. Zingaretti wollte, so das
kommunistische Online-Portal Contropiano, an einer im PD noch
immer vorhandenen "Basis" anknüpfen, die dem 1990 beseitigten PCI
nachtrauere, dem auch er selbst entstammte, und habe versucht, "die
hinterlassenen Fetzen wiederzubeleben". Zingaretti ist gleichzeitig
Regierungschef des Laziums, der wegen ihrer Nähe zu Rom politisch
bedeutsamen Region.
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Nicola Zingaretti
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Aber im PD dominieren den Kurs Parlamentarier, die fast alle noch von
Ex-Premier Matteo Renzi, dem Chef der vom PD abgespaltenen Partei
Lebendiges Italien (IV), nominiert worden sind. An ihnen sei der
PD-Chef gescheitert. Seinen Rücktritt begründete Zingaretti damit,
dass er gegen die Beteiligung an der von Draghi mit Faschisten
gebildeten sogenannten "Regierung der nationalen Verantwortung" und
für den Erhalt der Mitte-Links-Regierung des parteilosen Giuseppe
Conte war, aber "allein gelassen" wurde.

Der Rücktritt des PD-Chefs ist unter dem Gesichtspunkt zu sehen, dass
sehr schnell sichtbar wird, wohin es mit dem früheren EZB-Chef vor
allem in der Wirtschafts- und Sozialpolitik geht. Ende März läuft das
Entlassungsverbot aus, sollte es nicht - wie von Mario Draghi geplant -
bis Ende Juni verlängert werden. Ebenfalls endet Ende des Monats die
während der Corona-Pandemie den Arbeitnehmern gewährte wirtschaftliche
Unterstützung, wenn sie zu Hause bleiben mussten oder ihre
Arbeitsstunden reduziert wurden. Der Verband der Großindustriellen
Confindustria hat bereits gefordert, diese außerordentliche
Gesetzgebung so schnell wie möglich zu beenden, "um wieder die Hände
frei zu haben". Der Rücktritt des PD-Chefs könnte, so Medien, darunter
die staatliche Nachrichtenagentur ANSA, für den noch nicht
einmal vier Wochen im Amt befindlichen Draghi "ein Erdbeben auslösen".
Zwar verhalten sich die Gewerkschaften noch ruhig, aber
CGIL-Generalsekretär Maurizio Landini hat unmissverständlich
gefordert, die Maßnahmen über den 31. März hinaus zu verlängern und
darüber hinaus, "alle Formen der Arbeit abzudecken, einschließlich
Selbstständiger". Die Investitionen müssten in "ein echtes
Reformprojekt" der Beschäftigung fließen.

Hinzu kam Draghis Ankündigung, "alle zwischen jetzt und Ende Juni
geplanten Regional- und Kommunalwahlen bis nach dem Sommer zu
verschieben". Es betrifft u. a. die Regionalwahlen in Kalabrien und
die kommunalen in rund 1200 Gemeinden, einschließlich der Metropolen
Rom, Mailand, Neapel, Turin. Hinter der Begründung, dies geschähe
wegen der Corona-Beschränkungen, steht in Wirklichkeit die
Befürchtung, es könnte wieder so kommen wie im Januar 2020 in der
Emilia Romagna, wo der sozialdemokratische Amtsinhaber mit 51,4
Prozent im Amt des Regionalpräsidenten bestätigt wurde. Ein neuer
linker Erfolg wäre auch bei den Bürgermeisterwahlen in Rom, ebenso in
Mailand und Neapel, durchaus möglich. Die reformistische PD, auf die
Kapitalkreise vorher setzten, werde aber "nicht mehr gebraucht", es
gehe darum, sie auszuschalten, denn jetzt haben mit Draghi die
Vertreter des "pro-europäischen Systems" direkt die "Hebel des
Kommandos" übernommen, und es setze "eine allgemeine Neugestaltung des
nationalen politischen Systems" ein, geprägt von der "absoluten
Prävalenz einer einzigen Fraktion des Kapitals, den Multinationalen"
der "europäischen Interessen", kommentierte Contropiano weiter.
Diese Bourgeoisie fordere "Reformen" ausschließlich "auf der Grundlage
ihrer eigenen Interessen".
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Kundgebung der Sardinen-Bewegung gegen Haß und Rassismus am 28. November 2019 in Genua
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Zum Retter in der Not könnte für Zingaretti die Sardinen-Bewegung
werden. Die vor drei Jahren entstandene antirassistische Bewegung, die
vor allem gegen die Lega ankämpfte, hat sich urplötzlich am Freitag zu
Wort gemeldet und begab sich am Sonnabend mit einer Abordnung mit
ihrem Sprecher Mattia Santori an der Spitze in die PD-Zentrale, wo sie
vier Stunden mit der PD-Vorsitzenden Valentina Cuppi über die von der
PD-Linken einzuschlagende Politik beraten hätten. Cuppi selbst stieß
aus der Linkspartei SeL kommend 2019 zur PD, unterstützte 2020 die
Wahl Zingarettis zum Sekretär und gilt als seine enge Vertraute. Die
Sardinen haben laut ANSA vorgeschlagen, "die Partei ins offene
Meer der Konfrontation zu führen". Die Gespräche sollen in den
Sektionen des PD fortgesetzt werden. Das Ganze, meinen Beobachter,
sehe nach einer Absprache Zingarettis aus, der, wie ANSA
einfügte, zur selben Zeit seinen Rücktritt bekräftigte, aber erklärte:
"Ich bin einen Schritt zur Seite getreten, aber ich verschwinde
nicht." Die Mobilisierung der Sardinen bestätige, dass "die
Demokratische Partei eine große Kraft der italienischen Demokratie
ist". In einer weiteren Stellungnahme erklärte er, er werde "auch die
Partei nicht verlassen" und seine Ideen würden "in der Politik
bleiben". Er wies Spekulationen, er solle für das Amt des
Bürgermeisters von Rom kandidieren, zurück. Er bleibe "Präsident der
Region des Lazium", versprach Zingaretti und verwies auf die
erfolgreiche Politik seiner Regierung.


Anmerkung der Schattenblick Redaktion:

Laut Medienberichten wurde der frühere italienische Ministerpräsident
Enrico Letta bei einer Online-Wahl der Partito Democratico am Sonntag, den
14. März, mit 860 Stimmen bei nur zwei Gegenstimmen zum neuen Vorsitzenden
der sozialdemokratischen Partei gewählt.
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ITALIEN/351: Wie es der frühere EZB-Chef Draghi zum Premierminister Italiens schaffte (Gerhard Feldbauer)

Wie schaffte es der EZB-Banker Draghi zum Premier?

Das kommunistische Contropiano enthüllt, wie die Opportunisten in der Arbeiter- und linken Bewegung ihm in den Sattel halfen

von Gerhard Feldbauer, 1. März 2021



Mit wehenden Fahnen sind die Führungen und Parlamentsfraktionen der
Parteien der sogenannten Linken Mitte der Regierung des bisherigen
parteilosen Premiers Giuseppe Conte - des sozialdemokratischen Partito
Democratico (PD) und der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) - mehrheitlich auf
die Seite der neuen Regierung des früheren EZB-Chefs Mario Draghi
übergelaufen. Es störte sie nicht, dass von 23 Ministern in dessen
Kabinett sechs Faschisten sind - je drei aus der Lega Matteo Salvinis
und der Forza Italia von Ex-Premier Berlusconi.
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13. Februar 2021: Giuseppe Conte (l.) und Mario Draghi (r.) bei der traditionellen Übergabe des Ministerratsglöckchens im Palazzo Chigi
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Die Mainstream-Medien feiern, wie die staatliche Nachrichtenagentur
ANSA wiedergab, das Kabinett des EZB-Bankers als "Regierung der
nationalen Verantwortung", als einzig mögliche Lösung, mit der die
Recovery-Mittel der EU für einen "Neuen Wiederaufbau" (Nuova
Ricostruzione) gesichert, es "mehr soziale Gerechtigkeit" geben,
"unseren Kindern und Enkeln ein besseres und gerechteres Land
hinterlassen" werde. Den Volksmassen wird so "soziale Gerechtigkeit"
vorgegaukelt, dagegen verschwiegen, dass die Agenda Draghis den
Interessen des Verbandes der Großindustriellen Confindustria
entspricht, deren Chef Carlo Bonomi sich mit der klaren
"proeuropäischen Vision" des neuen Premiers "sehr zufrieden" gezeigt
hat und gleichzeitig forderte, bescheidene, während der
Corona-Pandemie gewährte soziale Leistungen zu stoppen, um den
Beitrag für das "Wirtschaftswachstum Italiens" zu verstärken.

Das kommunistische Online-Portal Contropiano hat sich damit
befasst, wie ein solch makabres Spektakel wieder einmal möglich wurde
und daran erinnert, dass diese verhängnisvolle Entwicklung mit Beginn
des Ersten Weltkrieges im August 1914 einsetzte, als die übergroße
Mehrheit der Führungen der Parteien der Sozialistischen (Zweiten)
Internationale auf die chauvinistischen Positionen der
Vaterlandsverteidigung ihrer Imperialisten überlief. Diese sogenannten
"Arbeiterführer" wurden, wie Lenin in seiner heute noch gültigen
Einschätzung festhielt, zu "Agenten des internationalen Imperialismus,
die innerhalb der Arbeiterbewegung tätig sind, die in ihr den
bürgerlichen Einfluss, die bürgerlichen Ideen, die bürgerliche Lüge
und die bürgerliche Demoralisation verbreiten" (Lenin-Werke, Bd. 29.
Berlin/DDR, 1961, S. 485-504). Sie retteten den Imperialismus damals
vor seinem am Ende dieses Krieges drohenden Sturz und verhinderten
einen möglichen Sieg der proletarischen Revolution in den Hauptländern
des Kapitals wie Italien. Und sie leisten ihm heute im neuen Gewand
Schützenhilfe, wenn ihm schon von der Basis einer noch nicht einmal
antikapitalistischen Linken auf sozialdemokratischen Positionen ein
gewisser Einhalt geboten wird.

In den 1970er Jahren fassten die Opportunisten in Italien unter der
sogenannten Ideologie des "Eurokommunismus" auch in der PCI, der
kommunistischen Partei, Fuß und wandelten sie 1990 in eine
sozialdemokratische Linkspartei (PdS) um. Als diese sich 2007 mit der
katholischen Zentrumspartei Margherita zum heutigen PD vereinigten,
verweigerte sich eine Minderheit von Sozialdemokraten dieser
Zwitterpartei, in der der Mitbegründer und später zum Parteichef
aufsteigende rechte Christdemokrat Matteo Renzi ankündigte,
Ex-Kommunisten und Linke "zu verschrotten" (Renzi, Chef der vom PD
abgespaltenen Partei Lebendiges Italien (IV), fädelte den Sturz der
Regierung Conte ein). Um diese Unzufriedenen aufzufangen, trat
nicht zufällig zwei Jahre später eine neue Opportunistenclique mit dem
Komiker Giuseppe Grillo an der Spitze auf den Plan und gründete als
Auffangbecken die sich mit scharfen anti-kapitalistischen und gegen
den faschistischen Forza-Chef Berlusconi gerichteten Attacken tarnende
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S). Daran zeigte sich, wie Contropiano
resümiert, dass "die Krise der herrschenden Klassen Monster von
Populismus erzeugt". Auf ihre linke Demagogie fielen bei den Wahlen
2018 rund 32 Prozent der Wähler herein. Danach ließen die
Opportunisten um Grillo und Parteichef Luigi di Maio die Maske fallen,
lehnten eine Regierung mit dem PD ab und bildeten stattdessen eine mit
der faschistischen Lega Matteo Salvinis.

Nach Protesten ihrer linken Basis gegen die Unterstützung der
faschistischen, an Mussolini anknüpfenden und migrantenfeindlichen
Politik des Lega-Chefs und Innenministers Salvini brach die
M5S-Führung im August 2019 mit ihm und wechselte zur Regierung mit den
ungeliebten Sozialdemokraten des PD, um jetzt einem Chamäleon gleich
mit ihnen zu Draghi überzulaufen - also, wie das kommunistische
Magazin klar stellt, an die Seite "all dieser Herren Banker", die mit
"Supermario" "alle Finanzexperten" sind, "die einen Job machen, der
keinen Wohlstand schafft". Zusammen mit der Lega hielten PD und M5S
"durch ihre Unterstützung die Regierung von Mario Draghi zusammen".
Die Opportunisten scheuten sich nicht, sich aus dem Reservoir der
Verharmlosung von Mussolinis Machtergreifung 1922 zu bedienen, wenn
sie sagen: "Es ist besser, sie (die Faschisten) drinnen als draußen zu
haben." Der Bau der Europäischen Union sei nur ein "politisches
Theater nach dem Vorbild des ungarischen Premierministers Orbàn und
des polnischen Premierministers Morawiecki", die an die "großen
Gruppen der deutschen Wirtschaft" gebunden sind. "Kurz gesagt, es ist
das gleiche alte Spiel." Angesichts der Folgen der Pandemiekrise
herrsche "bereits Aufruhr". Und "wenn die Zeit für die
unwiderruflichen Entscheidungen, die von der Europäischen Union und
Confindustria erwartet werden, kommt, wird es wieder ein soziales
Massaker geben". Man könne bereits sehen, "wie der übliche Stock aus
dem Ärmel von Mr. Draghis einwandfreiem Zweireiher ragt".




[image: Foto: © Presidenza della Repubblica, via Wikimedia Commons - [https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Governo_Draghi.jpg#filelinks]]

Regierungswechsel in Italien - die neue Regierung um Ministerpräsident Draghi mit Staatspräsident Matarella im Quirinalspalast
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Um an dem historischen Faden von Contropiano anzuknüpfen, sei
daran erinnert, dass dem Opportunismus jahrzehntelang als Gegenpol die
1920 geschaffene Kommunistische Internationale als Zusammenschluss
ihrer Parteien bis zum Ausgang des Zweiten Weltkriegs Einhalt gebot.
Ein solches Zusammenwirken der kommunistischen und revolutionären
Linken fehlt heute, und als ein Ergebnis des opportunistischen Wirkens
vor allem in Italien, aber nicht nur dort, fehlt eine echte Linke,
die, wie der Philosophie-Professor Stefano Azzarà von der Universität
von Urbino auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz von junge Welt in
Berlin 2021 einschätzte, die Rechte der unteren Klassen verteidigt und
bewusst und organisiert in Konflikte eingreift, wie sie sich gerade
mit der Installation der Regierung Draghi zeigten.

 * 
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Die Geopolitik des European Green Deal (II)

Energiewende bringt Verschiebungen in den Beziehungen der EU zu
Russland, den Vereinigten Staaten und China mit sich.



BERLIN/BRÜSSEL - Der European Green Deal wird langfristig Umbrüche in
den Beziehungen zwischen der EU und Russland, Spannungen mit den USA und
neue Vorteile für China mit sich bringen. Dies geht aus einer aktuellen
Analyse des European Council on Foreign Relations (ECFR) hervor. Demnach
ist ab 2030 damit zu rechnen, dass die Öl-, aber auch die Gaseinfuhren der
EU aus Russland deutlich zurückgehen und als verbindendes Element zwischen
den beiden in einem harten Machtkampf befindlichen Seiten entfallen.
Denkbar scheint, dass Wasserstoff als Energieträger zu einer neuen "Brücke"
zwischen Berlin und Moskau wird. Darauf zielen russische Pläne zum Ausbau
der Wasserstoffproduktion ab. Neue Spannungen mit den USA sind möglich,
weil auch deren Flüssiggasexport in die EU langfristig in Frage steht und
darüber hinaus weitere Ausfuhren wegen EU-Umweltbestimmungen leiden
könnten. China wiederum ist - als Beinahe-Monopolist bei der Versorgung mit
Seltenen Erden und Weltmarktführer bei zentralen Umwelttechnologien -
womöglich in der Lage, vom European Green Deal zu profitieren.

Importrückgang ab 2030

Erhebliche Konsequenzen aus dem European Green Deal ergeben sich laut
Einschätzung des European Council on Foreign Relations (ECFR) unter anderem
für die Beziehungen der EU zu Russland. Das Land ist stark auf die Ausfuhr
von Öl und Gas angewiesen, der es rund 62 Prozent seiner Exporterlöse
verdankt. Die Einkünfte der Branche tragen zudem ein gutes Drittel zum
russischen Staatshaushalt bei. Im Jahr 2016 nahm die EU, wie der ECFR
festhält, 60 Prozent des russischen Öl- und 75 Prozent des russischen
Gasexports ab.[1] Zwar sei für die Jahre bis 2030 noch nicht mit einem
Einbruch bei den Öl- und Gaseinfuhren aus Russland zu rechnen, da die
Umstellung auf Elektromobilität noch einige Jahre in Anspruch nehmen werde
und Gas als Brückenenergie für die Dekarbonisierung gelte. Ab 2030 könne
man allerdings von einer starken Reduzierung der EU-Importe russischer
Energieträger ausgehen. Der ECFR rechnet mit einer Verlagerung der
russischen Energieausfuhren nach China. Tatsächlich nahm die Volksrepublik
im Jahr 2018 bereits rund ein Viertel aller russischen Ölexporte ab;
inzwischen ist zudem eine erste russisch-chinesische Erdgaspipeline in
Betrieb.[2] Darüber hinaus flexibilisiert Moskau den Erdgasexport mit der
Umstellung auf Flüssiggas; Experten sehen es auf dem Weg, eine
Flüssiggasmacht ersten Ranges zu werden.[3]

Wasserstoff als "Energiebrücke"

Unklar ist, ob der vom ECFR prognostizierte langfristige Bedeutungsverlust
russischer Öl- und Gasexporte in die EU von künftigen
Wasserstofflieferungen teilweise ausgeglichen werden kann. Um die
Energiewende zu schaffen, setzt die Bundesregierung nicht zuletzt auf die
Nutzung von Wasserstoff als Energieträger (german-foreign-policy.com
berichtete [4]). Dabei hat sie als potenzielle Lieferanten unter anderem
die Länder Nordafrikas, insbesondere Marokko, im Visier. Als weitere
denkbare Standorte für die Herstellung von Wasserstoff mit Hilfe von Solar-
und Windenergie gelten darüber hinaus Saudi-Arabien, Australien, Chile, die
Ukraine und Russland. Während der Ukraine ein gewisses Potenzial für die
Herstellung "grünen" Wasserstoffs mit Hilfe von Solar- und Windenergie
zugeschrieben wird [5], kommt für Russland außer "grünem" auch "türkiser"
Wasserstoff in Betracht. Dieser wird aus Erdgas hergestellt, wobei fester
Kohlenstoff anfällt, der eingelagert oder weiterverarbeitet werden kann.
Für die etwaige Ausleitung in die EU kämen die russischen Erdgaspipelines
in Betracht.[6] Moskau hat Ende 2020 in seiner neuen Energiestrategie
mitgeteilt, bis 2035 zu einem weltweit führenden Hersteller wie auch
Exporteur von Wasserstoff werden zu wollen.[7] Als Kunden hat es auch die
Bundesrepublik im Blick. In Wirtschaftskreisen ist von einer neuen "Brücke"
zwischen den beiden Ländern die Rede [8]; Siemens und ThyssenKrupp machen
sich bereits für den Import aus Russland stark [9].

Ein transatlantischer "Klimaklub"

Gewisse Spannungen wird der European Green Deal nach Einschätzung des ECFR
zwischen der EU und den Vereinigten Staaten verursachen - dies auch nach
Washingtons Rückkehr zum Pariser Klimaabkommen unter der Regierung von
Präsident Joe Biden. Zwar werde es möglich sein, mit der
Biden-Administration über gemeinsame Maßnahmen zu verhandeln, urteilt der
Think-Tank; Experten schlagen beispielsweise den transatlantischen
Zusammenschluss zu einem "Klimaklub" mit einem gemeinsamen
CO2-Grenzausgleichssystem vor.[10] Doch werde Biden wegen des zu
erwartenden Widerstandes im Kongress insgesamt weniger ehrgeizige
Umweltmaßnahmen durchsetzen können als die EU, sagt der ECFR voraus. Man
müsse deshalb damit rechnen, dass etwa US-Kfz-Exporte in die Union wegen
deren schärferer Abgasnormen auf Schwierigkeiten stießen; die Vereinigten
Staaten verkauften im Vorkrisenjahr 2019 Autos im Wert von über 9,4
Milliarden Euro in die EU.[11] Probleme könne es auch mit dem Export
landwirtschaftlicher US-Erzeugnisse geben; die EU nimmt immerhin 13 Prozent
aller US-Agrarexporte ab. Nicht zuletzt sind vom langfristig schrumpfenden
Verbrauch fossiler Energieträger in der Union auch Öl sowie Flüssiggas aus
den Vereinigten Staaten betroffen, die im ersten Halbjahr 2020 zum
viertgrößten Gaslieferanten der EU aufstiegen - mit einem Anteil von
bereits 6,7 Prozent. Ohnehin wird der zu erwartende Fall des globalen Öl-
und Gaspreises die USA empfindlich treffen: Sie zählen zu den großen Öl-
und Gasexporteuren der Welt.

Seltene Erden

Letzteres trifft nicht auf China zu, das Öl und Gas in großen Mengen
importieren muss und daher von einem Fall der Weltmarktpreise profitieren
würde. Günstig für die Volksrepublik ist zudem, dass es bei der Versorgung
mit Rohstoffen, die für die Energiewende unverzichtbar sind, eine
herausragende Rolle spielt: bei den sogenannten Seltenen Erden. Diese
werden unter anderem für die Herstellung von Windrädern und Solarzellen
benötigt; China deckt aktuell rund drei Viertel des globalen Bedarfs.[12]
Experten weisen regelmäßig darauf hin, dass Seltene Erden nicht wirklich
selten, sondern in einer ganzen Reihe von Ländern zu finden sind.
Allerdings sind Förderung und Aufbereitung zeitaufwendig, teuer und in der
Praxis oft mit schweren Umweltschäden verbunden - Gründe dafür, dass die
westlichen Staaten sich weitgehend aus der Branche zurückgezogen und China
den Großteil des wenig attraktiven Markts überlassen haben. Zwar haben
westliche Unternehmen aufgrund der Eskalation des Machtkampfs zwischen den
USA und China begonnen, wieder in die Förderung Seltener Erden zu
investieren; doch sind sie meist immer noch auf die Aufbereitung der
Rohstoffe in der Volksrepublik angewiesen. Zumindest kurz- und
mittelfristig ist der European Green Deal deshalb mit einer zunehmenden
Abhängigkeit der EU von chinesischen Rohstoffen verbunden.

An der Spitze der Energiewende

Als für China vorteilhaft kann sich der European Green Deal auch erweisen,
weil die Volksrepublik auch bei den für ihn notwendigen Technologien
inzwischen eine weltweit führende Rolle spielt. So ist etwa "Chinas
Windkraftbranche", wie die bundeseigene Wirtschaftsagentur Germany Trade &
Invest (gtai) urteilt, "längst in der Weltspitze angekommen" [13];
chinesische Windkraftkonzerne drängen inzwischen zunehmend auch in den
europäischen Markt [14]. In China, wo heute fünf der zehn weltgrößten
Solarkonzerne ihren Sitz haben, werden laut Angaben der Internationalen
Energieagentur rund 60 Prozent aller Solarpanels überhaupt hergestellt.[15]
Laut einer Studie der International Renewable Energy Agency (IRENA) aus dem
Jahr 2019 hielt die Volksrepublik schon damals rund 29 Prozent aller
Patente im Bereich der erneuerbaren Energien - deutlich mehr als die USA
(18 Prozent), Japan und die EU (jeweils 14 Prozent).[16] China stehe,
resümierte die IRENA, "an der Spitze der globalen Energiewende". Hinzu
kommt, dass die Volksrepublik längst auch bei Elektroautos führend ist.
Umwelttechnologien böten "ein riesiges Potenzial für die Kooperation
zwischen China und Europa", urteilt der ECFR, "aber auch für die
Verdrängung der europäischen Industrie und das Erreichen chinesischer
Technologiedominanz".[17]

Mehr zum Thema:

Die Geopolitik des European Green Deal (I).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8533/


Anmerkungen:

[1] Mark Leonard, Jean Pisani-Ferry, Jeremy Shapiro, Simone Tagliapietra,
Guntram Wolff: The Geopolitics of the European Green Deal. ECFR Policy
Brief. February 2021.

[2] S. dazu Transatlantische Sanktionen (III).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8491/

[3] Russian LNG: Becoming a Global Force. OIES Paper 154. Oxford, November
2019.

[4] S. dazu Die Geopolitik des European Green Deal (I).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8533/

[5] Reinhard Lauterbach: Hydrogenium statt Erdgas. junge Welt 16.02.2021.

[6] Klaus Stratmann: Aus diesen Ländern könnte Deutschland künftig
Wasserstoff beziehen. handelsblatt.com 23.12.2021.

[7] Hans-Jürgen Wittmann: Russland möchte bis 2035 Weltmarktführer bei
Wasserstoff werden. gtai.de 25.12.2020.

[8] Hans-Jürgen Wittmann: Wasserstoff kann neue Brücke von Russland nach
Deutschland schlagen. gtai.de 25.12.2020.

[9] Siemens und Thyssenkrupp werben für Wasserstoff aus Russland.
manager-magazin.de 26.11.2020.

[10] Guntram Wolff: Ein globaler Klimaklub könnte die Erderwärmung
begrenzen. handelsblatt.com 10.02.2021.

[11] Imports of passenger cars. acea.be.

[12] June Teufel Dreyer: China's Monopoly on Rare Earth Elements - and Why
We Shoud Care. fpri.org 07.10.2020.

[13] Corinne Abele: Branchenstruktur des Windsektors. gtai.de 02.11.2020.

[14] Andreas Macho: "Die Wind-Konkurrenz aus China drängt nach Europa".
wiwo.de 26.08.2020.

[15] China baut seine Vormachtstellung weiter aus. energiezukunft.eu
06.04.2020.

[16] IRENA: A New World. The Geopolitics of the Energy Transformation.
2019.

[17] Mark Leonard, Jean Pisani-Ferry, Jeremy Shapiro, Simone Tagliapietra,
Guntram Wolff: The Geopolitics of the European Green Deal. ECFR Policy
Brief. February 2021.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. März 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





WIRTSCHAFT/138: Die Geopolitik des European Green Deal - Teil 1 (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 24. Februar 2021

german-foreign-policy.com

Die Geopolitik des European Green Deal (I) 

Energiewende führt zu außenpolitischen Umbrüchen: Petrostaaten drohen
ins Wanken zu geraten; Konkurrenz um andere Rohstoffe nimmt zu.



BERLIN/BRÜSSEL - Experten sagen bei einer Verwirklichung des
European Green Deal "tiefgreifende geopolitische Konsequenzen" voraus. Wie
es in einer aktuellen Analyse des European Council on Foreign Relations
(ECFR) heißt, wird insbesondere die Abkehr von der Nutzung fossiler
Energieträger zu größeren Umbrüchen in der internationalen Politik führen.
So stehen nicht nur Petrostaaten allgemein vor dramatischen Verlusten, die
das Herrschaftsmodell mancher von ihnen, darunter Saudi-Arabien, ernsthaft
bedrohen. Gefährdet ist auch die Stabilität von Ländern, die vor allem die
EU beliefern, so etwa mehrere Staaten Nordafrikas, darunter Algerien.
Allerdings werden die Umbrüche Erdgasproduzenten vermutlich erst nach 2030
treffen, weil Erdgas als Brückenenergie für den Übergang zu erneuerbaren
Energien gilt. Deren Nutzung bringt neue Rohstoffabhängigkeiten mit sich,
etwa von Lithium, dessen Konsum rasch um ein Vielfaches steigen wird. Zudem
zeichnet sich die Indienststellung nordafrikanischer Länder als Lieferanten
von Sonnen- und Windenergie ab. Die Umbrüche betreffen auch die globale
Großmächterivalität.

"Tiefgreifende geopolitische Konsequenzen"

Der European Green Deal, den EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen
am 11. Dezember 2019 im Europaparlament öffentlich vorstellte [1], wird
"tiefgreifende geopolitische Konsequenzen" mit sich bringen. Das bestätigt
eine Analyse, die der European Council on Foreign Relations (ECFR) kürzlich
veröffentlicht hat. Wie der ECFR konstatiert, zielt der Green Deal zwar im
Kern darauf ab, die Wirtschaft der EU zu dekarbonisieren, um die Union bis
spätestens 2050 klimaneutral zu machen; damit sind zunächst vor allem
weitreichende innereuropäische Umbrüche verbunden. Allerdings ergeben sich
unmittelbare außenpolitische Konsequenzen aus der Tatsache, dass im
Mittelpunkt die Umstellung von der Nutzung fossiler Energieträger auf
erneuerbare Energien steht. Länder, die bislang Öl, Gas oder Kohle in die
EU lieferten, sind auf lange Sicht mit dem Verlust eines bedeutenden
Absatzmarktes konfrontiert: Im ersten Halbjahr 2020 kauften die EU-Staaten
trotz der Coronakrise Energieträger im Wert von monatlich 17,7 Milliarden
Euro.[2] Hinzu kommt ein absehbar dramatischer Preisverfall bei Öl und Gas,
der auch Petrostaaten treffen wird, die die Union nicht oder nur in
geringem Umfang beliefern. Länder wiederum, die für die Energiewende
bedeutende Ressourcen besitzen, können auf neuen Einfluss in der globalen
Konkurrenz hoffen.

Herrschaftsmodell bedroht

Vom sich langfristig abzeichnenden Verlust ihres Öl- und Gasabsatzmarktes
EU sind vor allem Länder in der südlichen und östlichen Nachbarschaft
Europas betroffen. Wie der ECFR konstatiert, gilt dies im Osten etwa für
Aserbaidschan und Kasachstan, die gegenwärtig rund 72 bzw. rund 68 Prozent
ihrer Energieexporte in der Union absetzen. Im Süden müssen drei Länder
Nordafrikas erhebliche Verluste einkalkulieren: So gingen zuletzt gut 64
Prozent der Energieexporte Libyens in die EU, 60 Prozent der Öl- und
Gasausfuhren Algeriens und 44 Prozent der Lieferungen Ägyptens.[3] Welche
politischen Konsequenzen das mit sich bringen kann, erläutert der ECFR am
Beispiel Algerien. Das Land erzielt 95 Prozent seiner gesamten Exporterlöse
aus dem Verkauf fossiler Energieträger, die zugleich 60 Prozent des
gesamten Staatsetats finanzieren. Es kommt hinzu, dass die Macht der
algerischen Herrschaftseliten, wie der ECFR konstatiert, nicht zuletzt auf
der festen Kontrolle der Energievorräte des Landes beruht. Zwar wird beim
Erdgas, dessen drittgrößter EU-Lieferant Algerien ist, in diesem Jahrzehnt
noch nicht mit größeren Einbrüchen gerechnet. Auf lange Sicht sind in
Algerien allerdings Wirtschaft und Herrschaftsmodell bedroht. Die EU
wiederum müsste womöglich mit neuen Unruhen südlich ihrer Grenzen rechnen.

Ungewissheiten am Persischen Golf

Empfindliche Einbrüche drohen auch den Petrostaaten am Persischen Golf,
wenngleich sie ihre Energierohstoffe vor allem nach Asien verkaufen; Irak
etwa liefert nur 20 Prozent, Saudi-Arabien nur zehn Prozent seiner
Ressourcen in die EU. Beide wären freilich, ebenso wie etwa auch Iran,
davon betroffen, dass die Preise für Öl und Gas deutlich fallen werden,
sobald die EU ihre Käufe, aktuell rund ein Fünftel des globalen Konsums,
deutlich reduziert. Der Absturz dürfte umso stärker ausfallen, als auch
China sowie unter ihrer neuen Administration wohl ebenfalls die Vereinigten
Staaten den Umstieg auf erneuerbare Energien vorantreiben. Zwar können die
Golfstaaten ihre Bodenschätze billiger fördern als andere Länder; auch
deshalb wird etwa saudischem Öl in Sachen Klimabilanz ein Vorteil gegenüber
russischem oder US-Öl zugeschrieben.[4] Doch baut Saudi-Arabiens
Herrschaftsmodell darauf auf, aus den bislang überbordenden Öleinnahmen
einen massiv aufgeblasenen Beamtenapparat von rund 30 Prozent aller
Erwerbstätigen sowie umfangreiche Sozialleistungen an die einheimische
Bevölkerung zu zahlen. Bereits die Einführung einer Mehrwertsteuer Anfang
2018 und ihre Erhöhung von fünf auf 15 Prozent im Sommer 2020 war in der
Bevölkerung nicht populär. Gelingt es nicht, Saudi-Arabiens Wirtschaft auf
die Zeit nach der Ölära vorzubereiten, sind größere Unruhen am Persischen
Golf nicht auszuschließen.

Wasserstoff statt Öl

Während der European Green Deal den traditionellen Petrostaaten erhebliche
Schwierigkeiten zu bereiten droht, entstehen neue Chancen für andere Länder
- etwa für diejenigen, die für die Wasserstoffstrategie Deutschlands und
der EU von Bedeutung sind. Hintergrund ist das Vorhaben, die
Dekarbonisierung etwa des Flug- und des Schiffsverkehrs sowie von Teilen
der industriellen Produktion, etwa der Stahlherstellung, mit Hilfe von
Wasserstoff zu erreichen. Dazu soll mit Hilfe von erneuerbaren Energien
Wasser per Elektrolyse in Wasser- und Sauerstoff aufgespalten werden;
Wasserstoff kann dann - etwa mit Brennstoffzellen, wie sie längst in
einigen U-Booten verwendet werden - als Energiequelle genutzt werden.
Weil die in Deutschland verfügbaren erneuerbaren Energien dazu nicht
ausreichen, ist die Herstellung von Wasserstoff in großen Mengen etwa in
Nordafrika geplant. Mit Marokko hat die Bundesregierung bereits im Jahr
2019 eine Vereinbarung geschlossen, die unter anderem eine Zusammenarbeit
bei der Herstellung "grünen" Wasserstoffs vorsieht. Eine ähnliche
Kooperation ist auch mit weiteren Ländern Nordafrikas im Gespräch
(german-foreign-policy.com berichtete [5]). Der ECFR schlägt vor, Algerien
eine entsprechende Zusammenarbeit anzubieten, um ausfallende Erlöse aus dem
Export fossiler Rohstoffe zu ersetzen. Damit ließe sich, urteilt der
Think-Tank, "das gegenwärtige Regime" in Algier "stützen".[6]

"Neue Formen von Abhängigkeit"

Geostrategische Verschiebungen ergeben sich schließlich auch daraus, dass
der European Green Deal zwar auf eine Reduzierung des Verbrauchs fossiler
Energieträger zielt, den Konsum mancher anderer Rohstoffe allerdings
deutlich ausweitet; daraus können schon bald, wie es in einer im Namen der
International Renewable Energy Agency (IRENA) erstellten Analyse heißt,
"neue Formen von Abhängigkeit und Verwundbarkeit" entstehen. So wird
beispielsweise zur Herstellung von Batterien für Elektroautos Lithium
benötigt, das in Chile und Argentinien, in Australien sowie in China
gefördert wird; die weltgrößten Vorräte liegen im Salar de Uyuni im andinen
Hochland Boliviens, dem größten Salzsee weltweit. Streit um das dortige
Lithium, auf das sich ein deutsches Unternehmen Ende 2018 den Zugriff
gesichert hatte, hat im Hintergrund des jüngsten Putschs in Bolivien am 10.
November 2019 eine Rolle gespielt (german-foreign-policy.com berichtete
[7]). Mit Blick darauf, dass der Lithiumverbrauch in der EU bis 2030 auf
das 18-Fache, bis 2050 sogar auf das 60-Fache des jetzigen Volumens steigen
könne, wenn es gelinge, die Batterieproduktion in der EU wie gewünscht zu
stärken [8], fordert EU-Vize-Kommissionspräsident Maroš
Šefčovič: "Wir müssen, was Rohstoffe anbelangt, viel
strategischer vorgehen."[9] Damit zeichnen sich neue Machtkämpfe etwa um
den Zugriff auf Lithium ab.

Großmächterivalität

Daneben nimmt schon jetzt die globale Konkurrenz um weitere Rohstoffe zu,
deren Verbrauch der European Green Deal ausweitet - darunter Seltene Erden.
Die Konkurrenz betrifft nicht zuletzt die globale Großmächterivalität.
german-foreign-policy.com berichtet in Kürze.
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TIERGESCHICHTEN/009: Eichhorntopf ... (SB)



Hoch in den Wipfeln der Buchen, Tannen, Eichen und Birken suchte sich ein
Eichhörnchen seinen Weg in sein gemütliches Zuhause. Unterwegs rastete es mal
in dem einen oder anderen Kobel, die es als Versteck oder Ausruhgelegenheit zu
nutzen pflegte, und prüfte sie auf Schäden, die durch den letzten heftigen
Sturm entstanden sein könnten. Nachdem alles begutachtet und da wo notwendig
rasch repariert worden war, erreichte es schließlich seinen Wohn-Kobel, in dem
das Eichhörnchen es sich recht bequem machen wollte. Da hörte es ein leises Knurren.
Nun, kein Grund zur Sorge, sein Magen meldete sich und verlangte nach etwas Essbarem.

"Herrjeminee", seufzte das Eichhörnchen, "nun muss ich doch noch mal den
langen Baumstamm hinunter und mir eine Nuss aus meinen Vorräten suchen gehen.
"Hey, hättest du das nicht früher sagen können?", schimpfte es mit seinem
Bauch. Sodann kletterte es den Stamm hinunter, sprang das letzte Stück,
landete gekonnt auf dem Boden und erstarrte. Auf einem niedrigen Ast hockte
eine Eule! Eichhörnchen zitterte beim Anblick ihrer riesigen, bösen und
gierigen Augen.

Nur einen winzigen Moment später drehte es sich um, bereit zur
Flucht wieder hinauf auf den Baum. Aber um Himmels willen, was war das? Eine
Katze, eine ziemlich große Katze war mit einem Satz direkt vor ihm und
versperrte seinen Fluchtweg. Beim Anblick dieser Monsterkatze flog die Eule
davon. "Gut", dachte Eichhörnchen, "ein Feind weniger, aber was nun? Wohin
so schnell?" Das Eichhörnchen zögerte keinen Moment länger und raste durch den
Garten, erreichte eben noch einen hohen Strauch, dessen Zweige an der Hauswand
hochragten. Die Zweige waren dünn, aber stark genug, um Eichhörnchen zu
tragen. Es sah sich um. Da hockte die große, dicke Katze und machte ein
säuerliches Gesicht. "Ha, ha, ha", lachte Eichhörnchen, froh den Verfolger
losgeworden zu sein. Doch wie sollte es nun weitergehen? Da, ein dunkles Loch,
eine Höhle vielleicht? Eichhörnchen überlegte nicht lange, sprang hinein und
landete auf einem, ja was war das? Eine glatte Fläche aus Holz. "Man ist das
ein breiter Ast", staunte Eichhörnchen.

Als seine Augen sich an das schummrige Licht im Haus
gewöhnt hatten, untersuchte es die Umgebung, es saß auf
einem Küchentisch. Hier roch es einfach fantastisch
nach essbaren Dingen. Lagen dort etwa tatsächlich Walnüsse? Eichhörnchen
tastete sich behutsam nach vorn, immer dem Duft nach und plötzlich wurde es
taghell. Fast wäre es vor Schreck gestorben. Eine große lachende Frau betrat
den Raum, vor ihrem runden Bauch trug sie eine Schüssel, die sie nun auf den
Tisch stellte. Gerade noch rechtzeitig konnte sich Eichhörnchen hinter dem
Milchkrug verstecken. "Oh weh, was für ein Unglück, wo soll ich nur hin. Wenn
die Frau mich erblickt, was dann?", jammerte es ganz still in sich hinein.




[image: Das Eichhörnchen hockt bange hinter einem großen Milchkrug - Grafik: © 2021 by Schattenblick]

Grafik: © 2021 by Schattenblick




"Hör auf zu flennen, du dummes Eichhörnchen!", wisperte unwirsch eine Maus,
von der nur die Ohren wirklich zu sehen waren. Sie lag gut getarnt unter einer
leeren Mehltüte. "Spring hinunter, schnell unter den Tisch!", zischte die
Maus. Eichhörnchen sprang und landete direkt im Mülleimer, was ein lautes
Rascheln und Geknister auslöste. "Nanu, was war denn das?", rief die Frau
erschrocken, stürzte sich sogleich auf besagten Eimer und starrte ungläubig
auf das braune Etwas. Sie sah nur einen Haufen buschiger Haare. Eichhörnchen
hatte versucht sich unter seinem dichten Eichhörnchenschwanz zu verbergen.

Bevor die Frau nach dem Fell greifen konnte, um es näher in Augenschein zu
nehmen, stieß sie plötzlich einen entsetzlichen Schrei aus: "Ih, pfui, eine
Maus in meiner Küche!" Sie kümmerte sich nicht mehr um den Mülleimer, sondern
schlug mit einem Küchenhandtuch nach der Maus, die über ihre Schuhe geflitzt
war und nun in Richtung Küchentür rannte, die Frau mit viel Schimpf und
eiligen Schritten hinterher. Eichhörnchen nutze die Gelegenheit und sprang mit
einem gekonnten Satz aus dem Eimer. Doch hier unten auf dem gekachelten Boden
fühlte es sich auch nicht sicher und hielt Ausschau nach einem Fluchtweg.

In einer Ecke entdeckte es etwas Rundes. Es wirkte dunkel und hatte an jeder
Seite einen Henkel. Wieder vermutete Eichhörnchen eine Höhle dahinter, doch
viel Zeit, sich zu vergewissern,blieb ihm nicht, denn die Frau kam sehr
verärgert zurück. Ohne weiter zu zögern, versteckte sich Eichhörnchen jetzt in
der vermeintlichen Höhle. Wenige Augenblicke später wurde die "Höhle"
aufgehoben, mit einem Deckel verschlossen und auf den Herd gestellt.

"So etwas aber auch, eine Maus, ich fasse es nicht, wo ich doch so reinlich bin. Ich
sollte flugs den Kater hereinholen, damit er sich um das Problem kümmern kann.
Aber es ist schon spät, will ich meinen Nusskuchen noch fertig backen und
einen leckeren Eintopf zubereiten, da muss ich mich sputen". Eilig hantierte
die Frau mit den Küchengerätschaften, rührte und knetete Teig, gab viele Nüsse
hinzu, belegte das Backblech und schob es in den Ofen. "So, das wäre geschafft!
Nun noch der Eintopf."

Die Frau wusch Wurzeln, Porree, Sellerie und noch einige andere Gemüse, dann
griff sie nach dem Krug mit Wasser, ging zum Herd, hob den Deckel vom Topf,
legte ihn beiseite und wollte just das Wasser hineingießen. Als sich im Topf
etwas bewegte, ließ sie plötzlich den Krug fallen. In tausend Scherben
zerbrochen lag er auf dem Boden in einer riesigen Wasserlache. Doch die Frau
bewegte sich blitzgeschwind, kümmerte sich nicht um den zerbrochenen Krug,
sondern griff beherzt in den Topf hinein und erfasste Eichhörnchens buschigen
Schwanz.

"Das ist mein Ende", dachte Eichhörnchen, "so hauche ich nun mein
Leben aus." Einmal schluchzte es noch und krümmte sich gottergeben zusammen.
Die Frau zog das kleine ängstliche Tier aus dem Topf und lachte laut: "Na so
etwas, ich habe doch gar keinen Eichhörnchen-Eintopf geplant!" Als die
gutherzige Frau das Zittern fühlte, das durch Eichhörnchens Körper bebte, nahm
sie es auf den Arm und steichelte es sanft. Langsam beruhigte sich
Eichhörnchen und die Frau setzte es auf den Küchentisch, auf dem sich die
restlichen Nüsse befanden. Die Frau richtete sich auf und ließ das
verängstigte Tier in Ruhe.

"Ich glaub`, ich ... ich glaube es kaum, darf ich die Nüsse wirklich fressen?
Ich probier es einfach", dachte
Eichhörnchen, griff sich eine Nuss und knabberte eifrig, verputzte noch drei
weitere und bemerkte nicht, dass es dabei von der Frau beobachtet wurde. Als
Eichhörnchen richtig satt war, blickte es in zwei aufmerksame Menschenaugen
und hörte wie die Frau zu ihm sprach: "So du armes Tierchen, hast dich
verlaufen, hast dich hier in meinem Kochtopf versteckt, na, na, kein gutes
Versteck, kann ich dir sagen. Ich bring' dich jetzt wieder nach draußen."

Eichhörnchen ließ sich diesmal ohne Arg auf den Arm nehmen und hinaus tragen.
Draußen steuerte die Frau direkt auf Eichhörnchens Baum zu, setzte es unten am
Stamm ins Gras und wünschte dem kleinen Tier viel Glück: "Pass auf dich auf,
Eichhörnchen, und spring nie wieder in Kochtöpfe!"
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/143: Ein Vielfraß kehrt nicht um ... (SB)



Der Name deutet auf ein Tier mit gewaltigem Appetit hin. Es handelt
sich tatsächlich um ein Raubtier, allerdings um ein erstaunlich
kleines, aber sehr starkes. Der Vielfraß mutet an wie eine Mischung
aus Bär und Hund und mit Sicherheit hat er einen gesunden Appetit. Das
mag allerdings auch daran liegen, dass er in den nördlichen Ländern
der Erde beheimatet ist. Um gegen die Kälte gewappnet zu sein, braucht
er viel Energie, damit er die nötige Körpertemperatur halten kann - er
muss also viel fressen. Das geht übrigens vielen anderen Lebewesen der
nördlichen Regionen ebenso. Eindeutig geklärt ist die Namensherkunft
allerdings nicht. Einmal wird vermutet, dass es eine Abwandlung von
dem altnorwegischen Wort "fjeldfross" sei, das mit "Felsenkater" oder
"Bergkater" übersetzt wird. Durch Erzählungen über die Gefräßigkeit
dieses Tieres wurde aus "fjeldfross" schließlich "Vielfraß". Auch die
wissenschaftliche Bezeichnung "gulo gulo" bezieht sich auf eine
gefräßige, nordische Sagengestalt mit Namen "Gulon".




[image: Ein dunkelbrauner Vielfraß sitzt im grünen Gras. Er hat Ähnlichkeit mit einem jungen Bären - Foto: 2006, by Zefram (selbst fotografiert), CC BY-SA 3.0 http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/, via Wikimedia Commons]

Vielfraß

Foto: 2006, by Zefram (selbst fotografiert), CC BY-SA 3.0
http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/, via Wikimedia Commons




Bei dem Vielfraß handelt es sich um ein Raubtier mit einigen
Besonderheiten, die ihm das Überleben in Schnee und Eis ermöglichen.
Gibt es wenig leicht zu erbeutende Nahrung, greift er auch Tiere an,
die um ein Vielfaches größer sind als er selbst. Sehen wir uns dieses
Tier einmal genauer an.


Ein viel zu großer Marder mit krallen-bewehrten Tatzen

Der Vielfraß, der auch Järv genannt wird, zählt zur Familie der
Marder, doch ist er um einiges größer. Er lebt meistens allein und
durchstreift sein Revier auf Suche nach Nahrung oder - zur
Paarungszeit - nach einem Weibchen. Dabei legt er weite Strecken
zurück, denn so ein Vielfraß-Revier kann durchaus bis zu 200
Quadratkilometer betragen. Auffallend sind seine Pfoten mit den fünf
krallen-bewehrten Zehen, zwischen denen sich eine Haut spannt. Seine
Pfoten sind dann sehr breit und wirken wie Schneeschuhe. Mit ihnen
kann er sich nahezu geräuschlos und geschwind auf dem Schnee bewegen,
ohne einzusinken. Bei der Jagd erweist sich das als Vorteil, denn auf
diese Weise kann er enorme Geschwindigkeiten erreichen und seine Beute
leicht einholen, da diese Tiere oft im Schnee einsinken und sich viel
langsamer bewegen können.

Hilfreich sind diese Pfoten auch beim
Schwimmen und Klettern, beides kann der Vielfraß sehr gut. Eigentlich
ist er aber ein am Boden lebendes Tier. Ausgestattet ist er neben
diesen gefährlichen Klauentatzen mit einem enorm starken Gebiss mit
kräftigen Reißzähnen. Er gilt als angriffslustig und unerschrocken,
dass sich sogar Bären oder Pumas von ihrer gerissenen Beute von ihm
vertreiben lassen. Da der Vielfraß weder Winterschlaf noch Winterruhe
hält, befindet er sich unentwegt auf Nahrungssuche, die in dieser Zeit
schon mal sehr beschwerlich sein kann. Obwohl er hauptsächlich Jagd
auf Schneehasen, Mäuse, Eichhörnchen oder Schneehühner macht, schreckt
er in Zeiten großen Hungers nicht davor zurück, auch viel größere
Tiere zu jagen. Rentiere, Luchse oder sogar Elche werden dann von ihm
angegriffen, wenn auch eher schwache Tiere oder deren Kälber.

In der
wärmeren Jahreszeit ernährt er sich gern von Aas, aber auch von
Vogeleiern, jungen Baumtrieben und Beeren. Es heißt, dass er in dieser
Zeit nur selten Rentiere oder Elchkälber reißt. Dennoch wurden und
werden ihm seine Fressgewohnheiten zum Verhängnis. Rentierhirten
und -züchter sehen in ihm ein Raubtier, dass große Schäden verursacht und
getötet oder, im besseren Fall, vertrieben werden sollte. Bei
Schafhirten ist er ebenso unbeliebt wie bei vielen Einwohnern
Lapplands, da er dort in deren Hütten und Häuser einbricht und unter
großen Verwüstungen Lebensmittel stiehlt. Außer dem Menschen zählen
nur noch Wolfsrudel zu seinen gefährlichen Feinden.
Mit einem Wolf allein wird er allerdings fertig, in so einem
Kampf geht er meist als Sieger hervor.




[image: Ein Vielfraß mit braun-hellbraunem Fell steht auf einem umgekippten, dicken Baumstamm - Foto: 2006, by User:MatthiasKabel, CC BY-SA 3.0 http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/, via Wikimedia Commons]

Ein Vielfraß auf einem Baumstamm

Foto: 2006, by User:MatthiasKabel, CC BY-SA 3.0
http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/, via Wikimedia Commons




Es gelingt nur selten einen freilebenden Järv zu beobachten. Es sind
scheue und sehr vorsichtige Tiere. Ein Nest mit Muttertier und Jungen
zu entdecken, ist kaum möglich. Die Järvs verstecken sich je nach
Landschaft, in geeigneten Spalten zwischen den Felsen, die sie mit
Laub polstern, beziehen leere Baue anderer Tiere oder graben sich eine
Schneehöhle, um sich darin auszuruhen. Sie zählen eigentlich zu den
eher nachtaktiven Tieren, doch in den nördlichen Regionen sind
Tag- und Nachtrhythmus anders als bei uns in Deutschland. Entweder wird es
für nur kurze Zeit dunkel oder aber kaum für wenige Stunden hell. Der
Vielfraß hat sich darauf besonnen, immer kurze Ruhephasen an die
Gegebenheiten angepasst zu halten.

Obgleich er besonders in den Ländern Skandinaviens stark bejagt wird,
so dass nur noch wenige Exemplare dort leben, gilt seine Art als nicht
gefährdet. Denn in anderen Ländern wie Kanada, Nordamerika und in den
borealen Wäldern Russlands bis nach Sibirien, in den dünn besiedelten
Gegenden leben recht viele von diesen Tieren. Genaue Zahlen liegen
jedoch nicht vor. Beispielsweise sollen in Sibirien ungefähr 18.000
Tiere leben, in Britisch-Kolumbien ca. 3.500 Exemplare. Betrachtet man
die europäischen Populationen, so gelten die Vielfraße durchaus als
gefährdet. Übermäßige Jagd und Veränderungen ihres Lebensraumes führen
zu erheblichen Bestandsrückgängen. Heute sind sie eine streng
geschützte Tierart nach Anhang II des Berner Übereinkommens.




[image: Eine Karte des Verbreitungsgebietes des Vielfraßes zeigt die nördlichen Länder wie Kanada, Alaska, Nordamerika, Nordasien, Russland bis Sibirien - Grafik: 2010, by IUCN Red List of Threatened Species, species assessors and the authors of the spatial data., CC BY-SA 3.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons]

Verbreitungsgebiete des Vielfraß

Grafik: 2010, by IUCN Red List of Threatened Species, species
assessors and the authors of the spatial data., CC BY-SA 3.0
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons






Geschichten über den Vielfraß (Järv)

Oft sind es gruselige Erzählungen, die dieses Tier als dauernd
hungriges, sehr gefährliches Raubtier darstellen, das in seiner
Fressgier unentwegt auf der Suche nach Beute ist. Wir wollen
allerdings darauf verzichten, sie hier noch weiter zu verbreiten. In
den Mythen einiger indigener Völker wird angenommen, der Vielfraß
stamme vom Bären ab. Das jüngste von vier Bärenjungen sei einfach
nicht größer geworden und so entstand der Vielfraß oder Järv. In
anderen Erzählungen gilt er als sehr mutig oder auch als Bindeglied
zur Geisterwelt.

Ein weiterer Name für diese Tier lautet "Wolverine". Vielen von euch
ist dieser Name vielleicht bekannt, weil ein berühmter Comic-Held
diesen Namen trägt. Der besagte Held verfügt über lange, sehr scharfe,
einziehbare, säbelähnliche Krallen. Vielleicht erhielt diese Figur den
Namen, weil eine Ähnlichkeit mit den starken, scharfen Krallen des
Vielfraßes besteht.

Die Bilder und Geschichten um dieses Tier sorgen in vielerlei Hinsicht
für seinen schlechten Ruf und nicht gerade dafür, Verständnis zu
erwecken. Es sind und bleiben Raubtiere, die für ihr Überleben sorgen,
in dem sie jagen und fressen. Auch wenn sie freundlich aussehen,
bleiben sie Wildtiere, deren Lebensraum die Wildnis ist. Als Haustier
sind sie sicherlich zu gefährlich. Sie unterscheiden sich nicht
wirklich von anderen Raubtieren, nur sind sie vergleichsweise klein
und können leicht in ihrer Angriffslust unterschätzt werden. Zu
wünschen bleibt, dass sie nicht zu sehr vom Menschen verdrängt und
vernichtet werden oder vielleicht auch unter den sich durch den
Klimawandel verändernden Lebensumständen zu leiden haben.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.zootier-lexikon.org/index.php?option=com_k2&view=item&id=120:vielfrass-gulo-gulo

http://www.fjellfross.com/

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Vielfra%C3%9F
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/142: Welche Elche ... (SB)



Der Elch wird von vielen Menschen in verschiedenen Ländern verehrt.
Aufgrund seiner mächtigen Erscheinung steht er für Kraft, Weisheit und
Gerechtigkeit, denn mit seinem gewaltigen Geweih wird er
beispielsweise als Mittler zwischen Himmel und Erde angesehen oder
auch als jenes Tier, das Kontakt zur Geisterwelt aufnehmen kann. All
das ist unter anderem in den Mythen und Legenden über den Elch zu
lesen. Mag es sein wie es will, aber interessant ist dieses riesige
Tier allemal und es gibt viele Gründe, sich näher mit ihm zu befassen.




[image: Das Schaufelgeweih besteht aus einer breiten gebogenen Fläche, die an den Rändern in verschieden lange, spitze Stangen enden - Foto: 2005, by Donna Dewhurst, Public Domain, via Wikimedia Commons]

Elch mit Schaufelgeweih

Foto: 2005, by Donna Dewhurst, Public domain, via Wikimedia Commons




In Deutschland wird man eher selten einem frei lebenden Elch begegnen.
Im Mittelalter hingegen war er bei uns noch weit verbreitet, da hätte
man ihn schon eher treffen können. Doch das Land hat sich verändert,
der Lebensraum der Elche, die Wälder und die weiten mit Gras und Busch
bewachsenen Flächen wurden vernichtet, die Moore und Sümpfe
trockengelegt. Zudem zählte der Elch damals zu den beliebtesten
Jagdtieren, denn sein Geweih war riesig und hatte als Jagdtrophäe einen
hohen Wert. Und so tötete man dieses Tier in großer Zahl, bis es
schließlich in Deutschland als ausgerottet galt.

Elche zählen zur Familie der Hirsche und sind eindeutig die größten
unter ihnen, das gilt insbesondere für den Alaska-Elch. Er kann eine
Körperlänge von bis zu 3 Metern erreichen und eine Höhe von 2,30 Meter
oder einzelne Exemplare sogar bis zu 2,50 Meter. Sein sogenanntes
Schaufelgeweih misst ungefähr 2 Meter und wiegt ca. 20 Kilogramm. Je
nach Land und Region können diese Tiere aber auch kleiner sein.

Es sind beeindruckende Tiere, die, sieht man sie im Zoo, einen eher
unförmigen, stakeligen Eindruck machen, da sie sich mit ihren
scheinbar viel zu langen Beinen nicht so elegant bewegen wie manch
anderes Landtier. Außerdem tragen sie auf ihrem Nacken einen
gewaltigen muskelbepackten Buckel, der allerdings eine wichtige
Aufgabe hat, denn er ermöglicht es, dass sie ihr schweres Geweih
tragen können. Beobachtet man sie jedoch in ihren angestammten
heimatlichen Regionen, so ändert sich dieser Eindruck sofort, denn
dort sind sie sehr gut an die Umgebung angepasst. Schnell und sicher
bewegen sie sich, wo andere ihnen nicht mehr zu folgen vermögen. Elche
leben in Waldgebieten, die mit Seen, Torfmooren und Bächen durchsetzt
sind. Weiter oben im Norden findet man sie auch in Tundren, wenn dort
genügend Laubholz wächst. Elche lieben saftrindige Holzgewächse wie
etwa Birken, Weiden, Erlen, Eschen oder Pappeln. Außerdem sind sie, da
sie kein Gras fressen können, auf Bäume und Büsche als Nahrungsquelle
angewiesen. Denn zum einen fällt es ihnen schwer, sich soweit zum Boden
zu neigen, um zu äsen, zum anderen stört ihre breite muskelstarke
Oberlippe, die über ihre Unterlippe hinausragt, dabei, die Halme zu
erfassen. Bei den Temperaturen, die der Elch bevorzugt, sie liegen
zwischen -50°C und +10°C, benötigen sie viel und energiereiche
Nahrung.




[image: Ein männlicher Elch mit einem prächtigen Schaufelgeweih liegt und eine stehende Elchkuh neigt ihren Kopf zu ihm - Foto; 2007, by Ryan Hagerty, Public domain, via Wikimedia Commons]

Elchkuh und Elch im Gras

Foto: 2007, by Ryan Hagerty, Public domain, via Wikimedia Commons




Im Sommer ernähren sie sich von jungen Baumtrieben, verspeisen
frisches Laub von Pappeln, Birken und Weiden und zupfen sich sogar
Wasserpflanzen (Sumpfdotterblumen, Seerosen oder Seetang) aus den
jeweiligen Bächen oder Seen. Sie sind in der Lage, ihre Nasenlöcher zu
verschließen und so mit dem Kopf ins Wasser zu tauchen, um sich auch
die Pflanzen zu holen, die tiefer im Wasser zu finden sind.
Im Winter fressen sie die Zweige von Blaubeeren oder Heidekraut und
schälen mit ihrer Muffel, so wird ihre Oberlippe genannt, die Rinde
von den Ästen. Diese kräftige Muffel ist bestens geeignet Zweige zu
greifen und nach unten zu ziehen, um besser an das Laub zu gelangen,
oder sie ganz abzureißen. Elche können sie sehr geschickt einsetzen.
Da das Nahrungsangebot im Winter trotz alldem knapp ist, zehren diese
großen Tiere zusätzlich von ihren im Sommer angefressenen
Fettpolstern.

Eine weitere Besonderheit sind die Hufe der Elche. Sie sind weit
spreizbar, weil sie mit einer breiten Haut verbunden sind, was wie eine
Art Schneeschuh wirkt. So können sie sich wunderbar auf Moorböden
bewegen, wo andere Tiere bereits einsinken würden. Bären, Wölfe,
Pumas, Vielfraße oder der sibirische Tiger zählen zu ihren Feinden,
die sie jedoch dank ihrer bestens an die Umgebung angepassten Hufe im
schnellen Lauf abschütteln können. Sie können eine
Fluchtgeschwindigkeit von ca. 60 km/h erreichen und suchen bei Gefahr
auch Zuflucht im Wasser. Elche sind als sehr gute Schwimmer bekannt,
die Gewässer lieben, denn hier können sie ihren Verfolgern, die meist
weniger geschickte beziehungsweise ausdauernde Schwimmer sind,
entkommen. Eisflächen hingegen meiden sie nach Möglichkeit, auf ihnen
können sie sich nur unsicher bewegen.

Elche sind Einzelgänger, obgleich sie sich auch kurzfristig, meist zur
Winterzeit, in kleineren Gruppen zusammenfinden. Dann sind es meist
die männlichen Tiere außerhalb der Brunftzeit, die mit jüngeren
Artgenossen ihren Platz teilen. Die weiblichen Elche, die Elchkühe,
grenzen sich nach der Paarung ab und bringen nach neun Monaten
Tragezeit ein, meist aber zwei Junge zur Welt.




[image: Ein kleines braunes Elchkalb liegt im Gras - Foto: by Anderson, Leroy, Public domain, via Wikimedia Commons]

Elchkalb

Foto: by Anderson, Leroy, Public domain, via Wikimedia Commons




Die Neugeborenen sind zwar rasch nach der Geburt auf den Beinen,
können sich aber noch nicht sicher bewegen und wären bei einem Angriff
durch einen Bären oder einen Wolf ein leichtes Opfer. Das Muttertier
verteidigt ihre Kleinen sehr kämpferisch und lässt auch kaum ein
anderes Tier in ihre Nähe. Die jungen Elche wachsen schnell, aber wenn
eine weitere Geburt ansteht, vertreibt die Elchkuh ihren Nachwuchs.

Eigentlich bevorzugen Elche eine ruhige Umgebung mit möglichst wenig
Störungen. Doch es scheint so, als hätten sie sich in ihrem Verhalten
den Gegebenheiten angepasst. Sie sind immer häufiger in der Nähe von
Siedlungen zu sehen. Vielleicht weil sie dort Sträucher und Hecken
finden, die sie leicht erreichen können.




[image: Eine schwarz-weiß Zeichnung eines stehenden Elches - Foto: by User Richardfabi on de. wikipedia, Public domain, via Wikimedia Commons]

Foto: by User Richardfabi on de. wikipedia, Public domain, via Wikimedia Commons




Der Elch, der einst in Deutschland ausgestorben war, kehrt seit
einigen Jahren wieder hierher zurück. Die ersten kamen aus Richtung
Polen, wo es kleinere Elchpopulationen gibt. Die meisten Elche in
Europa leben in den skandinavischen Ländern, beispielsweise in
Schweden. Bei uns sind sie in Sachsen, Brandenburg und
Mecklenburg-Vorpommern heimisch geworden. Dort finden sie noch geeignete
Lebensbedingungen, wie Feuchtwiesen und Moorwälder. Tierschützer
hoffen, dass diese großen Hirsche sich bei uns wieder dauerhaft
ansiedeln. Ihre natürlichen Feinde wie Bären, Vielfraße, Pumas oder
Tiger leben bei uns nicht und Wölfe nur in verhältnismäßig geringer
Zahl. Die größte Bedrohung für diese Tiere geht vom Autoverkehr aus.
Elche werden immer wieder von Autos erfasst und getötet. In Schweden
sollen jährlich bis zu 5000 Tiere dem Straßenverkehr zum Opfer fallen.
Das ist eine gewaltige Zahl, doch dort leben auch besonders viele
Elche. Man geht von 300.000 bis 400.000 Tieren aus. So kann man nur
hoffen, dass die Elche bei uns noch recht lange geeignete
Lebensbedingungen vorfinden und vielleicht lernen, die Autostraßen zu
meiden.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/saeugetiere/sonstige-saeugetiere/15561.html

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Elch
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INTERNATIONAL/235: Mexiko - Warum das Radio für indigene Gemeinschaften in der Pandemie so wichtig ist (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Warum das Radio für indigene Gemeinschaften in der Pandemie so 
wichtig ist



Radiosender informieren in der Pandemie etwa auf Mixtekisch,
Triqui, Ixcatekisch und Chocholtekisch über die aktuelle Situation und
Präventionsmaßnahmen.

(Tlaxiaco, 16. Februar 2021, Servindi) - Die Rundfunksender, die dem
mexikanischen Institut der Indigenen Gemeinschaften (INPI) gehören,
spielen in der Covid-19-Pandemie eine fundamentale Rolle für die
Kommunikation mit der indigenen Bevölkerung. Dies bestätigte Melchor
García López, Direktor des indigenen Kulturradiosenders XETLA und
XHPBSD, La Voz de la Mixteca ("die Stimme von La Mixteca") mit Sitz in
Tlaxiaco, Oaxaca.

García López ist Muttersprachler des Mixtekischen. Ihm zufolge sei die
Verkündung von Präventionsmaßnahmen auf staatlicher Ebene nicht
ausreichend für die Muttersprachler*innen dieser Sprache. Dies sei
darauf zurückzuführen, dass die Informationen auf Spanisch nicht von
allen verstanden würden. Der Radiosender soll deshalb die verkündeten
Maßnahmen des nationalen Gesundheitsamts, des IMSS (Institut für
soziale Sicherheit) und der Gesundheitsämter in Oaxaca in die Sprachen
Mixtekisch und Triqui übersetzen. So wird ein besseres Verständnis der
aktuellen Lage gewährleistet.


Leitlinien für den Umgang mit der Pandemie in indigenen
Gemeinschaften

Der Moderator erinnerte daran, dass im Mai 2020 ein Leitfaden zur
Betreuung indigener und afromexikanischer Gruppen im Zuge der
Coronavirus-Pandemie in die Sprachen Triqui, Mixtekisch, Ixatekisch
sowie Chocholtekisch übersetzt wurde. Dies trug dazu bei, dass die
Behörden der indigenen Gemeinschaften die Problematik innerhalb der
Gemeinschaften besser verstanden und auch, wieso sie ausgehend von der
Weltanschauung der indigenen Gruppen angegangen werden sollte.

García López betonte weiterhin, dass die Informationen über
Möglichkeiten der Prävention durch das Radio die Menschen erreiche,
die eine indigene Sprache sprechen, so zum Beispiel das Covid-19-ABC,
ein Dokument des INPI. Dieses Dokument bezieht sich auf die Art und
Weise, wie in den Gemeinden mit traditioneller und allopathischer
Medizin umgegangen wird; nicht zur Heilung, sondern zur Prävention von
Krankheiten, indem das Immunsystem gestärkt und die indigene
Bevölkerung geschützt wird. Der Radiosender erfüllt somit seine
Funktion als Informationsquelle und bietet eine Orientierungshilfe zur
Einführung von Hygienemaßnahmen und zur Priorisierung der Gesundheit.


Radio als
wichtige Instanz in einem landesweiten Kommunikationsnetzwerk

Die indigenen Gemeinschaften seien den durch das Radio kommunizierten
Aufrufen gefolgt, da sie dieses Medium, soziale Netzwerke sowie die
lokalen Lautsprecher nutzten. Auf diese Weise werde die Kommunikation
mit der umliegenden Bevölkerung, den Gesundheitsbehörden und
nationalen Medien gestärkt.

Außerdem werde über das Radio auf Mixtekisch, Triqui, Ixcatekisch und
Chocholtekisch über die Installation von Präventionsstationen in den
Gemeinden informiert. Die Informationsvermittlung über das Radio diene
dem Zweck der Ausbreitung eines Kommunikationsnetzwerks, welches durch
die Gesundheitsräte Gemeindeversammlungen einberuft, um über die
Pandemie und deren Auswirkungen auf die Bevölkerung zu berichten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/warum-das-radio-fuer-indigene-gemeinschaften-in-der-pandemie-so-wichtig-ist/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/1095: Soeben erschienen - Die Nullnummer des Trossenstek (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

In welcher Gesellschaft wollen wir leben?!

von Trossenstek - welche-gesellschaft.org, 03.03.2021




[image: Schifferknoten Trossenstek mit dem in den Knoten eingearbeiteten Schriftzug 'Trossenstek' - Logo: by Trossenstek]
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Soeben erschienen: Die Nullnummer des Trossenstek! Mit einem
Seefahrtsknoten und einer Schildkröte - was hat es damit auf sich?

Der Knoten steht für die Suche nach Verknüpfungen und
Knotenpunkten zwischen verschiedenen sozialen Bewegungen und ihren
unterschiedlichen Alltagskämpfen. Suchend und fragend, weil es keinen
Anspruch gibt, Lösungen präsentieren zu können. Langsam und stetig,
wie eine Schildkröte, bewegt sich die Redaktion des Trossenstek auf
der Suche danach, was das Verbindende sein könnte. Der Trossenstek ist
ein Experiment. Die Redaktion hofft, dass sich daraus ein
konstruktiver Austausch mit vielfältigen Stimmen entwickelt.


Diskussionsbeiträge

Den Auftakt der Nullnummer machen vier Diskussionsbeiträge. In "3
Jahre im Schildkrötentempo" [1] unternimmt als Redaktionskollektiv den
Versuch, unterschiedliche Dimensionen, Motivationen und
Schwierigkeiten des vielfach zitierten "Wir möchten unsere Kämpfe
verbinden" zu beleuchten. Ausgangspunkt der Initiative "In welcher
Gesellschaft wollen wir leben?!" war 2016 der Wunsch, "dem medial und
real immer dominanter werdenden Rechtsruck eine umfassendere
emanzipatorische Perspektive entgegenzusetzen". Die Initiative
formulierte 2019 ein "Manifest der alltäglichen Kämpfe" [2], wirkte an
der Strategiekonferenz [3] der Bewegungsstiftung in Berlin mit und
beteiligte sich 2020 am Kongress "Zukunft für alle" [4] in Leipzig.




[image: Schildkröte aus bunten Mosaiksteinen - Foto: by Trossenstek]
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Bei all dem ging es darum, voneinander zu lernen und politisch etwas
zu bewegen: "Wenn wir es ernst meinen, mit einer
gesamtgesellschaftlichen sozial-ökologischen Transformation, dann
brauchen wir nicht nur einen Blick über unseren 'eigenen' politischen
Kampf hinaus, sondern auch eine Verbindung der Kämpfe zu etwas
Gemeinsamem". In seinem Beitrag reflektiert das Redaktionskollektiv
anhand der Erfahrungen in der Initiative "In welcher Gesellschaft
wollen wir leben?!" die Schwierigkeiten dieser Verknüpfungen und endet
mit "der unverdrossenen Hoffnung, dass dieser Suchprozess Andere mit
ergreift beziehungsweise von Anderen aufgegriffen wird."

In seinem Beitrag "Das imperative Mandat der Alltagskämpfe" [5]
thematisiert Hagen Kopp anhand von Erfahrungen mit dem Alarm Phone und
der Initiative 19. Februar Hanau Bedingungen und Bedeutung dieser
Alltagskämpfe. Er fragt, was diese Alltagskämpfe "von mehr oder
weniger flüchtigen Kampagnen" unterscheidet und ab wann Alltagspolitik
in Gefahr sei, "sich in reformistischen Schrittchen zu verlieren".
Eine sozialrevolutionäre Praxis müsse "sich dauerhaft auf soziale
Prozesse einlassen" und "an den Bedürfnissen der Betroffenen und den
unmittelbaren Konfliktualitäten orientieren".

Elisabeth Voß reflektiert in "Vernetzt Euch doch?!" [6] anhand der
Beispiele Theoriearbeitskreis Alternative Ökonomie (TAK AÖ) und
Solidarischer Ökonomie-Kongress einige Herausforderungen der
Vernetzungsarbeit. Früher nahmen sich viele noch viel mehr Zeit.
"Vernetzung reichte aus als Zweck". Sie verschweigt nicht, dass es
ausgerechnet denen, die "so gerne Slogans wie 'Gemeinsam mehr
erreichen' und 'Kooperation statt Konkurrenz' nutzten" mitunter schwer
fällt, "solidarisch und ohne Machtkämpfe miteinander zu reden".
Letztlich entscheidend für das Gelingen von Vernetzung sei die Art und
Weise des Umgangs miteinander.

In ihrem Text "Solidarische Stadt als Vernetzung von Praxis" [7]
diskutiert Mickie Schleicher verschiedene Vernetzungsformen von
Solidarity City-Initiativen. Es geht darin um "die eigenen, konkreten
solidarischen Praxen" mit denen die Aktivist*innen "in begrenzten
gesellschaftlichen Freiräumen selbst eine Infrastruktur schaffen, die
bereits eine Solidarische Stadt ausmacht". Wo dies nicht gelingt, gibt
es immerhin "best moments", und sich zu vernetzen "ist mehr als ein
Austausch von Ideen, sich vernetzen bedeutet gute gemeinsame Momente
zu ermöglichen und die Utopie Schritt für Schritt in die Gegenwart zu
holen".

Zusätzlich gibt es einige Kurzmeldungen und Informationen zu
Veröffentlichungen und Terminen.


Einladung zur Beteiligung

Der Trossenstek soll ungefähr alle drei Monate erscheinen. Die
Redaktion wünscht sich, dass ihre Veröffentlichung Reaktionen
hervorruft und lädt ein zur Beteiligung [8] an Diskussionen zu Fragen
und Herausforderungen ums "Kämpfe verbinden": Erwiderungen,
Widersprüche, Fortführungen von Gedanken oder Thesen zur Diskussion
sind gefragt. Wichtig ist der Bezug auf Alltagskämpfe und eine
fragende Grundhaltung.

Kontakt: welche-gesellschaft@riseup.net


Trossenstek als pdf: 

https://welche-gesellschaft.org/wp-content/uploads/2021/02/Rundbrief_Trossenstek_0-1.pdf


Anmerkungen:

[1] https://welche-gesellschaft.org/trossenstek_0/schildkroetentempo/

[2] https://welche-gesellschaft.org/in-welcher-gesellschaft-wollen-wir-leben/ 

[3] https://www.bewegungskonferenz.de/worum-gehts.html

[4] https://www.zukunftfueralle.jetzt/

[5] https://welche-gesellschaft.org/trossenstek_0/imperatives_mandat/

[6] https://welche-gesellschaft.org/trossenstek_0/vernetzt_euch/

[7] https://welche-gesellschaft.org/trossenstek_0/solidarische_stadt/

[8] https://welche-gesellschaft.org/trossenstek_0/einladung/
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AUSLAND/2615: Europäisches Roulette (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 11. März 2021

german-foreign-policy.com

Europäisches Roulette

EU-Politiker und -Behörden agitieren gegen Impfstoff aus Russland,
verzögern damit Impfungen und setzen Menschenleben aufs Spiel.



BERLIN/MOSKAU/LONDON - Mit neuen Attacken gegen den Covid-19-Impfstoff
Sputnik V setzen Politiker und Behörden aus der EU den Machtkampf gegen
Russland fort - auf Kosten von Menschenleben. Eine Notfallzulassung des
Vakzins sei "russisches Roulette", erklärt eine Mitarbeiterin der
EU-Zulassungsbehörde EMA. Der Impfstoff dürfe nicht genutzt werden, weil er
ein "Instrument des hybriden Krieges" sei, den Russland gegen den Westen
führe, behauptet der Außenminister der Slowakei. Ob der Antrag einer Firma
aus der Schweiz genehmigt wird, das russische Vakzin in einem ihrer Werke
in Norditalien in Lizenz zu produzieren, ist noch ungewiss: Der Machtkampf
der EU gegen Russland steht einer Ausweitung der Impfungen mit Hilfe von
Sputnik V immer noch im Weg, auch wenn sie zahlreiche Menschenleben retten
könnte. Gleichzeitig mit dem Streit um das russische Vakzin heizt die EU
den Konflikt mit Großbritannien um Impfstofflieferungen an und verhandelt
mit dem bisher einzigen Land neben ihr, das Exporte von Vakzinen und deren
Bestandteilen verhindert: mit den Vereinigten Staaten.

Wirksamkeit: 91,6 Prozent

In den Konflikten, die das Versagen der EU bei der Impfstoffbeschaffung
ausgelöst hat, ist in den vergangenen Tagen besonders der russische
Impfstoff Sputnik V in die Schusslinie geraten. Sputnik V, entwickelt vom
renommierten Moskauer Gamaleja-Institut und finanziert vom Staatsfonds RDIF
(Russian Direct Investment Fund), war als eines der ersten Covid-19-Vakzine
überhaupt bereits im Sommer 2020 per Notfallzulassung einer größeren Zahl
an Menschen verabreicht worden. Seine im Westen allgemein verbreitete
abschätzige Beurteilung ist kürzlich von der weltweit anerkannten
medizinischen Fachzeitschrift The Lancet revidiert worden; eine präzise
Analyse seiner Tests zeige, dass Sputnik V "eine durchgängige starke
Schutzwirkung in allen teilnehmenden Altersgruppen" entfalte, stellte The
Lancet Anfang Februar fest und bezifferte die Wirksamkeit auf 91,6
Prozent.[1] Nach wochenlanger Unklarheit hat in der vergangenen Woche die
EU-Zulassungsbehörde EMA (European Medicines Agency) bestätigt, dass sie
den Impfstoff mittlerweile im sogenannten rolling review-Verfahren
überprüft; dem könnte das offizielle Zulassungsverfahren folgen. Der Antrag
ist von R-Pharm Germany gestellt worden, einem Traditionswerk in
Illertissen bei Ulm, das einst Pfizer gehörte und 2014 in den Besitz der
russischen R-Pharm überging.[2]

Produktionsstätten in aller Welt

Sputnik V, schon jetzt in mehr als 40 Ländern offiziell zugelassen, wird
inzwischen auch in ersten EU-Staaten genutzt. Ungarn hat bereits Mitte
Februar begonnen, den Impfstoff zu verabreichen; es hat von ihm zwei
Millionen Dosen - plus fünf Millionen Dosen eines Vakzins von Sinopharm -
bestellt.[3] Insgesamt konnte Ungarn inzwischen knapp 1,5 Millionen Dosen
verimpfen. Damit hat das Land eine Quote von 14,8 pro 100 Einwohner
erreicht; Deutschland liegt bei 9,7. Mittlerweile hat auch die Slowakei
zwei Millionen Sputnik V-Dosen bestellt; eine erste Lieferung ist bereits
eingetroffen, sie soll in Kürze verimpft werden. Als dritter EU-Staat
bemüht sich jetzt Tschechien um Sputnik V und um einen Impfstoff von
Sinopharm. Sputnik V soll darüber hinaus in der EU produziert werden. Der
RDIF hat dazu zu Anfang der Woche eine Vereinbarung mit der Schweizer Firma
Adienne getroffen, die das Vakzin in Italien herstellen will; weitere
Produktionsstätten in Deutschland, Spanien und Frankreich sind im Gespräch -
 vorausgesetzt, die Behörden genehmigen dies, was allerdings keineswegs als
gesichert gilt.[4] Sputnik V soll in Zukunft zudem vom Torlak Institut in
Belgrad und außerhalb Europas von Unternehmen in Brasilien, Indien, China
und Südkorea produziert werden. Zuletzt hat Moskau auch Malaysia angeboten,
es beim Aufbau eines eigenen Werks zur Sputnik V-Lizenzproduktion zu
unterstützen: Mit russischem Know-how, wird sein Botschafter in Kuala
Lumpur zitiert, könne es "Impfstoff-Unabhängigkeit" erreichen.[5]

Kalte Impfstoffkrieger

Obwohl die EU weiter einen eklatanten Mangel an Impfstoffen beklagt,
erschweren Politiker und Behördenvertreter die beginnende Nutzung von
Sputnik V - aus machtpolitischen Gründen: Mit der Lieferung des Impfstoffs
und der Lizenzierung seiner auswärtigen Produktion ist für Moskau der
Aufbau neuer Kooperationsmöglichkeiten verbunden; das läuft dem Bemühen
Berlins und Brüssels zuwider, Russlands Einfluss zurückzudrängen. Hatte die
EU zunächst massiv Druck auf Ungarn ausgeübt, Sputnik V nicht zu bestellen,
so suchte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen anschließend
wenigstens Zweifel zu säen: Sie "wundere sich", dass Moskau "theoretisch
Millionen und Abermillionen Dosen" anbiete, während es bei der Impfung der
eigenen Bevölkerung "nicht ausreichend Fortschritte" erziele, monierte sie
Mitte Februar.[6] Ärmeren Staaten Vakzine zur Verfügung zu stellen, auch
wenn die eigene Bevölkerung noch nicht vollständig geimpft ist, ist eine
zentrale Forderung internationaler Organisationen. Am Sonntag erklärte die
Vorsitzende des EMA-Management Boards, Christa Wirthumer-Hoche, sie rate
"dringend" von einer Notfallzulassung für Sputnik V ab: Das Mittel zu
nutzen sei wie "russisches Roulette".[7] In der Slowakei hat die Bestellung
des Vakzins sogar zu einer Regierungskrise geführt: Es handle sich um "ein
Instrument des hybriden Kriegs", wird Außenminister Ivan Korcok zitiert.[8]
Korcok, der die Nutzung des Impfstoffs ablehnt, ist demnach bereit,
Menschenleben zu opfern, nur um Moskau etwaige Kooperationschancen mit
europäischen Ländern zu nehmen.

Vorwürfe aus Brüssel

Zusätzlich zu den Auseinandersetzungen um Sputnik V entfacht Brüssel seinen
nächsten Konflikt mit Großbritannien. Hintergrund ist die weltweite Kritik
an den EU-Exportkontrollen für Vakzine, die die Union auf deutschen Druck
eingeführt hat, und vor allem an dem Exportstopp, das Italien und die EU in
der vergangenen Woche für eine Lieferung von 250.000 AstraZeneca-Dosen aus
Italien nach Australien verhängten (german-foreign-policy.com berichtete
[9]). EU-Ratspräsident Charles Michel hatte, um von der Kritik an Brüssel
abzulenken, behauptet, das Vereinigte Königreich habe "ein komplettes
Verbot des Exports von Impfstoffen oder Impfstoffbestandteilen"
verhängt.[10] Die Behauptung war schon zuvor in der EU kursiert. Belege
dafür liegen nicht vor; der britische Außenminister Dominic Raab bezeichnet
die Aussage als "vollständig falsch" und hat gestern den EU-Vertreter in
London in das britische Außenministerium einbestellt. Bereits am Dienstag
waren EU-Stellen dazu übergegangen, nur noch von einem angeblichen
"vorläufigen de facto-Exportverbot" zu sprechen.[11] Gestern hat sich
Michel darauf verlegt, recht nebulös zu insinuieren, es gebe "verschiedene
Wege, um Sperren oder Beschränkungen für Impfstoffe" einzuführen.[12] Schon
im Streit um Lieferverzögerungen bei AstraZeneca hatte die Kommission mit
Falschaussagen über den Liefervertrag operiert, um ihre Versäumnisse bei
der Beschaffung der Impfstoffe für ihre eigene Bevölkerung zu
kaschieren.[13]

America first

Verhandlungen aufgenommen hat Brüssel inzwischen mit dem einzigen Land, das
- neben der EU - tatsächlich Exportbeschränkungen verhängt hat: mit den
Vereinigten Staaten. US-Präsident Joe Biden hat - anders, als manche sich
erhofft hatten - die Executive Order nicht aufgehoben, die sein
Amtsvorgänger Donald Trump am 8. Dezember 2020 erlassen hatte. Sie sieht
vor, dass Vakzine nur dann exportiert werden dürfen, wenn alle US-Bürger
umfassend versorgt sind. Zu den Opfern gehört Kanada, das etwa einen
Liefervertrag mit einem Pfizer-Werk im US-Bundesstaat Michigan geschlossen
hatte; von dort erhält es nun nichts.[14] Vor einer Woche wies der Chef des
Serum Institute of India (SII), das in den vergangenen zwei Monaten nach
eigenen Angaben 90 Millionen AstraZeneca-Dosen in insgesamt 51 Länder
geliefert hat, darauf hin, dass jetzt zusätzlich ein globaler Mangel an
Vorprodukten droht, die für die Impfstoffherstellung unverzichtbar sind -
und vor allem in den Vereinigten Staaten hergestellt werden. Grund ist,
dass die Biden-Administration Bestimmungen des Defense Production Act aus
dem Jahr 1950, der Zeit des Korea-Krieges, nutzt, um sämtliche verfügbaren
Ressourcen in die Produktion eigener Impfstoffe - vor allem bei Pfizer - zu
kanalisieren. Entsprechend rechnet unter anderem das SII damit, schon in
Kürze mit ernsten Engpässen bei kritischen Rohmaterialien, Filtern und
anderem zu kämpfen zu haben.[15] Brüssel will, wie am Wochenende bekannt
wurde, mit Washington in Verhandlungen treten, um bevorzugte Lieferungen zu
erhalten: USA und EU zuerst - der Rest der Welt dann, wenn die
transatlantischen Hauptmächte sich sattgeimpft haben.

Mehr zum Thema: Im Ausnahmezustand.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8509/
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[15] Chris Kay: Largest Vaccine Maker Warns of Delays as U.S. Prioritizes
Pfizer. bloomberg.com 04.03.2021.
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Bolivien

Ehemalige De-facto-Präsidentin Áñez verhaftet



(Montevideo, 13. März 2021, la diaria/poonal).- Am Morgen des 13. März hat
die bolivianische Polizei die ehemalige De-facto-Präsidentin des Landes,
Jeanine Áñez, im Haus von Angehörigen verhaftet. Innenminister
Eduardo del Castillo teilte mit, Áñez befinde sich nun im
Polizeigewahrsam in der Hauptstadt La Paz. Nach Angaben des staatlichen
Fernsehsenders BTV habe sich die erzkonservative Politikerin vor ihrer
Festnahme in einer Kiste versteckt. Zwei ihrer Minister und ein ehemaliger
Armeekommandant befinden sich ebenfalls in Haft.


Vorwürfe: "Terrorismus, Aufstand und Verschwörung"

Einige Stunden zuvor hatte die bolivianische Justiz 14 Haftbefehle gegen
Áñez, fünf ehemalige Minister*innen ihrer Übergangsregierung sowie
weitere Ex-Funktionär*innen ausgestellt. Ihnen wird "Terrorismus, Aufstand
und Verschwörung" im Zusammenhang mit dem Staatsstreich von 2019
vorgeworfen, durch den Expräsident Evo Morales aus dem Amt getrieben wurde.

Mit der Rückkehr der "Bewegung zum Sozialismus" MAS unter Luis Arce im
November wurden mehrere Ermittlungsverfahren eingeleitet, sowohl wegen des
Staatsstreichs als auch wegen der Repression gegen die Proteste [1], bei
denen mindestens 37 Menschen starben.

Die in den Medien zitierte Anklageschrift sieht Beweise für die Beteiligung
der 14 Personen an dem Putsch sowie Fluchtgefahr. Aus diesem Grund wurde in
der Nacht zum Samstag das Haus von Áñez in Trinidad, Provinz Beni,
von der Polizei umstellt.


Áñez sieht "politische Verfolgung"

Áñez selbst bezeichnete [2] den Haftbefehl per Twitter als Beginn
einer "politischen Verfolgung" gegen sie. Während die Opposition eine
Kampagne zur Unterstützung der nun Verhafteten startete, wurde die
Festnahme von sozialen Bewegungen begrüßt. Sie hoffen, dass den Opfern des
Putsches nun Gerechtigkeit widerfährt.

Bereits am 10. März war ein Haftbefehl gegen den ehemaligen Armeechef
Willams Kaliman [3] sowie drei weitere Armee- und Polizeiführer ausgestellt
worden. Kaliman hatte Evo Morales am 10. November 2019 zum Rücktritt
gezwungen.

Am 14. März wurde zudem Yassir Molina [4], der Chef der rechten
paramilitärischen Gruppe "Jugendwiderstand Cochala" RJC (Resistencia
Juvenil Cochala) in der Provinz Cochabamba verhaftet. Das teilte
Innenminister del Castillo gegenüber der Presse mit. Der Gruppe werden
Angriffe auf staatliche Einrichtungen sowie ein brutaler Übergriff auf die
damalige Bürgermeisterin der Gemeinde Vinto vorgeworfen.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/nach-dem-massaker-in-senkata/

[2] https://www.bolpress.com/2021/03/13/anez-esta-detenida-por-el-golpe-de-2019/

[3] https://www.telesurtv.net/news/bolivia-ordenan-arresto-excomandante-kaliman-20210312-0002.html

[4] https://telesurtv.net/news/bolivia-detienen-lider-grupo-opositor-paramilitar-20210314-0011.html

[5] https://www.pagina12.com.ar/246636-que-es-la-resistencia-juvenil-cochala

[6] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/blockadepause-in-bolivien/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/ehemalige-de-facto-praesidentin-anez-verhaftet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. März 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1993: Brasilien - Urteile aufgehoben, Lula kann als Präsidentschaftskandidat antreten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Urteile aufgehoben: Lula kann als Präsidentschaftskandidat
antreten



José Mujica über die Entscheidung des Gerichts: "Manchmal
braucht es etwas länger, bis die Wahrheit ans Licht kommt, aber besser
spät als nie."

(Montevideo, 9. März 2021, la diaria/poonal) - Richter Edson Fachin
vom Obersten Bundesgericht Brasiliens hat am Montag, den 8. März, die
vier gegen den ehemaligen Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva
verhängten Haftstrafen kassiert. Das Bundesgericht in Curitiba hatte
den Ex-Präsidenten zuvor wegen Korruption verurteilt.




[image: Porträt - Erklärte die Verurteilung Lulas für ungültig: Richter Edson Fachin - Foto: Senado Federal via flickr (unverändert) CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/deed.de]]

Erklärte die Verurteilung Lulas für ungültig: Richter Edson Fachin
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Das Gericht in Curitiba war nicht zuständig

Nach Angaben der Zeitschrift Fórum hatte Lulas Verteidigung eine
Habeas-Corpus-Petition eingereicht und diese damit begründet, dass das
Gericht in Curitiba nicht zuständig gewesen sei, die
Korruptionsvorwürfe im Zusammenhang mit der Luxuswohnung in Guarujá,
dem Anwesen in Atibaia und der Stiftung Instituto Lula zu verhandeln.
Fachin hatte diese Einschätzung bestätigt und dem Antrag stattgegeben.
Somit gehen alle Verfahren zurück an das Bundesgericht, das den
Ex-Präsidenten bereits in allen Punkten freigesprochen hat. Eine
Verurteilung wäre also nur möglich, wenn das Gericht in Brasilia die
Fälle neu aufrollt. Durch Fachins Entscheidung erhält Lula seine
politischen Rechte vollständig zurück. Der ehemalige
Gewerkschaftsführer könnte also bei den Präsidentschaftswahlen im
kommenden Jahr antreten. Nachdem Lula 2017 im Rahmen des
milliardenschweren Korruptionsskandals "Lava Jato" ("Waschanlage") vom
damaligen Bundesrichter Sérgio Moro vor Gericht gestellt und zu zwölf
Jahren Haft verurteilt worden war, verdichteten sich die Vorwürfe
gegen Moro, Lula aus politischen Motiven mittels illegaler Absprachen
ins Gefängnis gebracht zu haben. Die durch eine Spoofing-Operation
gewonnenen Einblicke erschütterten die Glaubwürdigkeit Moros und der
Staatsanwälte.


José Mujica: "Wir haben nie an Lula gezweifelt."

Unmittelbar nach Bekanntgabe von Fachins Entscheidung sendeten
führende Politiker*innen aus verschiedenen lateinamerikanischen
Ländern ihre Glückwünsche, darunter der argentinische Präsident
Alfredo Fernandez und der ehemalige bolivianische Präsident Evo
Morales. Aus Uruguay schickten José Mujica und Senatorin Lucía
Topolansky "eine Umarmung für unseren alten Freund". Gegenüber der
Nachrichtenseite Montevideo Portal erklärte Mujica: "Wir haben nie an
Lula gezweifelt. Wir hatten Zweifel an den Umständen. Das
brasilianische Parlament kam mir immer vor wie eine Börse. Die
Regierung wird von einer Vielzahl von Parteien gebildet, das macht die
Sache sehr komplex." Lula habe sein gesamtes Leben seinen politischen
Kämpfen gewidmet, und selbstverständlich hätten die Gerichte mit allen
Mitteln versucht, seine Kandidatur zu verhindern. "Ein infames
politisches Schauspiel. Mit der Entscheidung Fachins werden die Dinge
nun endlich vom Kopf auf die Füße gestellt, und wo das hinführt, ist
klar. Manchmal braucht es eben Zeit, die Wahrheit ans Licht zu holen,
aber besser spät als nie".


URL des Artikels:
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international.
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Nachtrag der Schattenblick-Redaktion:

In einer Rede im Hauptbüro der Metallarbeitergewerkschaft ABC in São
Bernardo do Campo in der Metropolregion São Paulo
hat Lula da Silva am Mittwoch, den 10. März, offengelassen, ob er
überhaupt als Präsidentschaftskandidat zur Verfügung steht.

Wie aus Medienberichten weiter hervorgeht, hat die Generalstaatsanwaltschaft in
Brasilien inzwischen Berufung gegen die Aufhebung der Urteile eingelegt. Die
weitere Entwicklung bleibt abzuwarten.
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Was erwartet uns in den Beziehungen zwischen Mexiko und den USA unter
Obrador und Biden?

von Raina Zimmering, 5. März 2021



Wer glaubt, dass sich die Beziehungen zwischen Mexiko und den USA unter der
neuen Administration von Joe Biden weitgehend problemfrei entwickeln, irrt
sich. Wenn auch nicht mehr der Bau einer Mauer das vorrangige Thema in den
Beziehungen sind, so spielen langfristig wirkende Konfliktlinien am
geographischen Übergang vom anglikanischen zum lateinischen
Amerika, dem Scheidepunkt zwischen dem globalen Norden und
globalen Süden und die geo-strategische Position Mexikos als
Durchgangsland der Migrationsströme aus Mittel-, Südamerika und der Karibik
in die USA eine sehr nachhaltige Rolle. Konkret müssen dabei die
wirtschaftliche Abhängigkeit Mexikos von den USA und die unterschiedlichen
entwicklungspolitischen Strategien zwischen den beiden Präsidenten Joe
Biden und Lopez Obrador genannt werden. Rund 80 Prozent der mexikanischen
Exporte gehen in die USA und ein Großteil der Auslandsinvestitionen kommen
aus den USA. Für die USA nimmt Mexiko Platz Drei unter den
Außenhandelspartnern ein. Zweitens ist ein weiterer gewichtiger Faktor für
die Beziehungen das Thema der Auslandsüberweisungen der US-Mexikaner
(Remesas) und die Migration. Circa 38 Millionen Mexikaner leben in den USA,
die 2020 40,6 Milliarden US-Dollar nach Mexiko überwiesen. 13 Millionen
US-Amerikaner machen jährlich Urlaub in Mexiko oder lassen sich dort
medizinisch behandeln [1]. Diese Abhängigkeiten zwischen beiden Ländern
erforderten schon immer besondere Beziehungen, die sich zwischen Annäherung
und Entfernung bis hin zu Konflikten bewegten.

Wenn man sich diese Tatsachen vor Augen führt, scheint es nicht unlogisch,
dass der mexikanische Präsident nach den US-Wahlen dem Sieger Biden nicht
sofort gratulierte und sich auch bei der Beurteilung des Angriffes auf das
Capitol in den USA zurückhielt. Er erntete dafür von der politischen
Opposition harsche Kritik. Überwiegend von den ehemaligen großen Parteien
wie PAN (Partei der Nationalen Aktion), PRI, (Partei der
Institutionalisierten Revolution) und der PRD (Partei der Demokratischen
Revolution), die einer neoliberalen Politik Vorschub leisteten und stets um
gute Beziehungen mit den USA bemüht waren.


Ambivalente Beziehungen zur Trump-Regierung

Die Beziehungen zwischen Mexiko und den USA unter Trump waren vier Jahre
lang äußerst ambivalent. Einerseits waren sie von den verbalen
Beleidigungen durch Trump gegen "die" Mexikaner und lautstark vorgetragenen
Drohungen gegen das Land geprägt. Den Bau der Grenzmauer sollte die
mexikanische Regierung bezahlen. Trump drohte Mexiko ständig mit
Sanktionen. Diese Vorgehensweise diente in erster Linie der Befriedigung
des Trump-Lagers, das überwiegend rassistisch und latinophob eingestellt
ist.




[image: Hoher Grenzzaun mit Kreuzen - Foto: © Tomas Castelazo, www.tomascastelazo.com, via Wikimedia Commons, by CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/]]

Mauer an der Grenze von Tijuana, Mexiko und San Diego; die Kreuze stehen
für Migranten, die bei Überquerungsversuchen gestorben sind.

Foto: © Tomas Castelazo, www.tomascastelazo.com, via Wikimedia
Commons, by CC BY-SA 4.0
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Die andere Seite der Beziehungen ist viel weniger bekannt und hat sich mehr
im Verborgenen, abgespielt, ist aber für Mexiko umso wichtiger. Als der
mexikanische Präsident die USA besuchte, schien er sich mit Trump recht
gut zu verstehen. Auf dem Treffen wurde über die Rolle Mexikos bei der
Eindämmung der Migration beraten und für den Einsatz mexikanischer Militärs
und die Bildung der Nationalgarde als Grenzschutzbehörden grünes Licht
gegeben. Die USA verschoben somit ihre Grenzsicherung gegen die
lateinamerikanische Migration nach Süden, wobei Mexiko die "Polizeiarbeit"
für die USA übernehmen musste. Das mexikanische Militär und die
Nationalgarde sollten die Migration sowohl an der Grenze zwischen den USA
und Mexiko als auch an der Grenze zwischen Mexiko und Guatemala abwehren.
Außerdem verpflichtete sich Mexiko, Migrant*innenlager zu errichten, von
denen aus Asylanträge in die USA gestellt werden konnten. Mexiko erhält
dafür finanzielle Unterstützung. Während der Pandemie, als die USA ihre
Grenzen schlossen und keine Asylanträge mehr bearbeiteten, hatte Mexiko mit
großen Problemen der Versorgung der Migranten und der Pandemieeindämmung zu
kämpfen und begann, ähnlich wie die USA, Migrant*innen abzuschieben.

Die wichtigste Tatsache in den Beziehungen Mexikos zur Trump-Administration
war das T-MEC-Abkommen mit den USA und Kanada als Nachfolger des
Nordamerikanischen Freihandelsabkommens NAFTA. Bei dem neuen Abkommen
konnte Mexiko einige Interessen unterbringen, die gegenüber NAFTA eine
Verbesserung darstellten. Dazu gehören Arbeitsrechte mexikanischer Arbeiter
in den USA. Außerdem hielt sich Trump nicht an die buchstabengetreue
Umsetzung des Vertrages und überließ Mexiko einen relativ großen
Handlungsspielraum bei der Umsetzung seiner "Vierten Transformation", die
Industrialisierung und Sozialpolitik unter staatlicher Kontrolle bedeutet.
Angesichts dessen rückte Trumps Rhetorik in den Hintergrund.

Ein weiterer Punkt ist, dass der mexikanische Präsident Lopez Obrador eine
Militarisierung des Staates vorantreibt, die zum Kampf gegen die
Drogenkartelle und Korruption dienen soll. Lopez Obrador löste die
Bundespolizei auf und bildete aus einem Teil davon und aus Armee und Marine
die Nationalgarde, die innere Aufgaben, insbesondere gegen den Drogenhandel
und Korruption übertragen bekam und dem Verteidigungsministerium
unterstellt wurde. In diesem Rahmen verpflichtete Obrador das Militär zur
Übernahme einer großen Anzahl von öffentlichen zivilen und wirtschaftlichen
Aufgaben wie z.B. Führungspositionen beim Bau des größten Flughafens Santa
Lucia, der Kontrolle der Häfen, bei der Leitung des Zolls, von Kraftwerken
und beim Bau des Maya-Zuges im Süden Mexikos, das als Tourismusprojekt
ausgegeben wird, aber eher auf die wirtschaftliche Erschließung des Südens
Mexikos abzielt. Das Militär beeinflusst zunehmend das zivile Leben: so
verteilt es Schulbücher, wird in die Pandemiebekämpfung eingebaut und
organsiert Baumbepflanzungsprojekte. Außerdem schränkt es in zunehmendem
Maße die Existenzgrundlagen der indigenen Bevölkerung ein, auf deren
Territorien die von dem Militär kontrollierten Megaprojekte entstehen.
Dabei geht das Militär oft gewaltsam gegen die Bevölkerung vor, so dass es
zu Vertreibungen, Vergewaltigungen, Einschüchterungen der politischen
Aktivisten, Mord und Verletzung der Befragungsrichtlinien der indigenen
Gemeinden kam. Die fundamentale Rolle des mexikanischen Militärs soll die
"Vierte Transformation" absichern, die das transnationale Kapital unter
nationaler Kontrolle stellen soll und sich von der neoliberalen Politik der
vorausgegangenen Regierungen unterscheidet. Umweltstandards und
Basisdemokratie werden dabei missachtet.


Neue Ambivalenzen in den Beziehungen zwischen Mexiko und den USA
unter der neuen Biden-Regierung

Unter der neuen US-Regierung des Demokraten Joe Biden erhofft sich Mexiko
eine bessere Rhetorik und Zusammenarbeit in internationalen Institutionen
wie der WTO, OECD und der UNO. Dies ist für Mexiko von erheblicher
Bedeutung, da es zwischen 2021 und 2023 Mitglied des Menschenrechtsrates
der UNO, des UN-Sicherheitsrates und der G-20 sein wird.

Andrerseits sieht man bei einer Biden-Administration erhebliche
Schwierigkeiten auf sich zukommen. Die Ambitionen der neuen
US-Administration, ihren Führungsanspruch als "Weltordnungsmacht" und
"Führungsmacht in der Hemisphäre" effizient durchzusetzen, werden sich auf
den innen- und außenpolitischen Handlungsspielraum Mexikos auswirken. So
werden die "Vierte Transformation" und die neue Rolle des Militärs in
Mexiko großen Herausforderungen gegenüber stehen. Die wirtschaftlichen
Mega-Projekte der Regierung, mit denen Obrador nationale Souveränität und
staatliche Kontrolle zurück gewinnen will, werden durch die USA mit dem
Verweis auf die Klimaauflagen des Pariser Klima-Abkommens und den Schutz
der Unternehmensfreiheit im Rahmen des T-MEC bekämpft werden. Schon auf dem
ersten virtuellen Treffen beider Präsidenten am 01.03.2021 verwiesen die
USA unmissverständlich darauf, dass Mexiko mehr "Transparenz" und
Berechenbarkeit für Unternehmen walten lassen soll. Ebenso verhält es sich
mit der Militarisierung des Landes, das von Obrador als Weg zum Schutz
eines anderen Entwicklungsmodells (Vierte Transformation), der Kontrolle
der Drogenmafia und der Korruption gedacht ist. Gegenüber den USA wurde die
Militarisierung durch die Absicherung der Grenzen gegen die Migration
gerechtfertigt. Nun schlägt die US-Regierung einen Kurswechsel in der
Migrationsfrage ein, bei der das Schwergewicht auf die Bewahrung der
Menschenrechte und die Migrationsbekämpfung in den Herkunftsländern gelegt
werden soll und eine militärische Absicherung unnötig macht. Doch hat die
neue US-Administration trotz Maßnahmen zur Legalisierung der in den Lagern
wartenden Migrant*innen keine Lösung für die nachrück
enden Ströme, die wiederum nach Mexiko durchqueren. Eine von der
kontinentalen Sicherheitsstrategie der USA und der NATO unabhängigen
Militarisierung in ihrem Nachbarland, das diese zur Absicherung eines
eigenen Entwicklungsweges einsetzt, werden die USA zukünftig versuchen zu
verhindern.


Der Fall Cienfuegos - Feuerprobe der gegenseitigen
Beziehungen

Die Auseinandersetzungen um die Souveränität Mexikos gegenüber den USA
spiegeln sich besonders in dem Fall des ehemaligen Verteidigungsministers
Salvador Cienfuegos wider. Dieser wurde wegen Drogenhandels und Geldwäsche,
ohne vorherige Absprache mit Mexiko, während eines Urlaubsaufenthaltes in
den USA verhaftet [2]. Die US-amerikanische Drogenschutzbehörde DEA (Drug
Enforcement Administration) hatte Cienfuegos bereits 12 Jahre beobachtet.
Die mexikanische Regierung kritisierte dieses Vorgehen der DEA, wie auch
deren Agieren innerhalb Mexikos. Die DEA kam auch dem mehrfachen Ersuchen
des mexikanischen Präsidenten nicht nach, über die Aktivitäten
US-amerikanischer Kartelle in Mexiko zu informieren. Offensichtlich ist das
Vertrauen in den Nachbarstaat durch diese US-amerikanische Behörde
erheblich gestört. Die Verhaftung von Cienfuegos in den USA rief den
Widerstand des mexikanischen Militärs hervor, was Obrador veranlasste,
Cienfuegos' Auslieferung nach Mexiko zu erwirken, indem er die Beziehungen
zu den USA in Frage stellte. Gleichzeitig versprach Obrador, den Prozess
gegen Cienfuegos in Mexiko fortzusetzen. Nach der Prüfung des Falles durch
die mexikanische Staatsanwaltschaft wurde Cienfuegos jedoch wegen
fehlerhafter Beweise der DEA in Mexiko freigelassen. Um sich des Vorwurfs
der Straflosigkeit zu entziehen, ließ Obrador die geheime Akte der DEA
veröffentlichen und verabschiedete ein neues Sicherheitsgesetz, nach dem
ausländische Geheimdienste nur in Zusammenarbeit mit den Behörden in Mexiko
agieren dürfen, was zu erheblichen Unstimmigkeiten mit den USA führte.
Mexiko stieß somit die US-Administration samt seiner Drogenschutzbehörde
erheblich vor den Kopf, was wohl als Zeichen des Willens zur Verteidigung
der Souveränität Mexikos gegenüber den USA zu verstehen ist. Allerdings
macht der Fall Cienfuegos den durch das Militär abgesicherten
Entwicklungsweges Mexikos und der Behauptung der "Sauberkeit" und
Zuverlässigkeit des Militärs mehr als fragwürdig.

Die mexikanische Regierung befindet sich somit im Fadenkreuz zwischen ihrer
Souveränitätspolitik gegenüber den USA und dem transnationalen Kapital auf
der einen Seite und den sozialen Bewegungen, die von der Regierung die
Wahrung der Menschenrechte der armen und verletzlichen Bevölkerungsgruppen
und den Erhalt der Umwelt einfordern, auf der anderen Seite. Diese
Zerreisprobe schwächt wiederum die Position Mexikos gegenüber den USA und
macht das soziale Projekt Obradors fragwürdig. Das Zusammenwirken der
Regierung mit emanzipatorischen Bewegungen im eigenen Lande und die
Annäherung an progressive Regierungen in Lateinamerika könnte die Position
Mexikos gegenüber den USA stärken.
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Anmerkungen:

[1] Weiss, Sandra: Obama hat mehr Mexikaner abgeschoben als Trump.
Berliner Zeitung vom 10.11.2020. 

https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/reaktionen-aus-mexiko-obama-hat-mehr-mexikaner-abgeschoben-als-trump-donald-trump-joe-biden-reaktionen-aus-mexiko-city-li.117665.

[2] Salvador Cienfuegos Zepeda war von 2012 bis 2018 für die Sedena
verantwortlich. Er wurde am 15. Oktober auf dem Flughafen von Los Angeles
verhaftet und vom Eastern District Court in New York wegen dreier Fälle von
Verteilung und Verschwörung bei der Übertragung von Kokain angeklagt ,
Methamphetamin und Marihuana in den USA sowie eine für Geldwäsche. 
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LATEINAMERIKA/1991: Kolumbien - Kampf, Widerstand und Würde. 50 Jahre Indigener Rat des Cauca (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Kampf, Widerstand und Würde: 50 Jahre Indigener Rat des Cauca 
(CRIC) 



Der CRIC feiert in diesen Tagen sein 50-jähriges Bestehen. Die
Konflikte mit der aktuellen Regierung beweisen, wie wichtig die
kollektive Organisierung indigener Gemeinschaften auch heute noch
ist.

(Bogotá, 22. Februar 2021, Contagio Radio/poonal) - Der Regionale
Indigene Rat des Cauca (CRIC) feiert derzeit in der Gemeinde El Pital
im Bundesstaat Cauca sein 50-jähriges Bestehen. Die Organisation und
ihr Kampf für den Schutz ihrer Gemeinden und Gebiete (den sogenannten
territorios) sowie ihrer Lebensweise basiert auf vier Säulen: Leben,
Territorium, Frieden und Demokratie.

Die Geschichte der Organisation beginnt im Jahr 1971 in der Gemeinde
Toribío, im Norden des Cauca, als sieben sogenannte resguardos und
cabildos beschließen, sich zusammen zu organisieren, um in ihren
Territorien Sicherheit und Frieden sicherzustellen. Mit dem Begriff
resguardos werden in Kolumbien die Gebiete indigener
Bevölkerungsgruppen bezeichnet, die per Gesetz ihr kollektives
Eigentum darstellen. Mit selbstgewählten Gemeinderäten, den
sogenannten cabildos, verwalten sie die Gebiete selbst und
praktizieren ihre eigenen indigenen Organisationsformen. Bis heute
haben sich im CRIC mehr als 80 resguardos zusammengeschlossen, in
denen acht indigene Bevölkerungsgruppen der Nasa-Páez,
Guambiano-Yanaconas, Coconucos, Espiraras-Siapiraras, Totoroes,
Inganos und Guanacos leben.

Im Laufe der Jahre hat der CRIC unterschiedliche
Mobilisierungsprozesse und mingas in ganz Kolumbien organisiert. Das
Ziel ihrer Proteste ist es, der Gewalt Einhalt zu gebieten, unter der
sie aufgrund des bewaffneten Konflikts im Land leiden. Der Begriff
minga bezeichnet in Kolumbien Proteste oder Protestmärsche mit
Straßenblockaden, Demonstrationen oder anderen politischen Aktionen,
mit denen indigene, kleinbäuerliche und soziale Bewegungen ihre Rechte
und die Erfüllung von Vereinbarungen mit der kolumbianischen Regierung
einfordern. Das Wort stammt aus der indigenen Quechua-Sprache und
bezeichnet eine kollektive Arbeit, die für das Gemeinwohl bestimmt
ist.


Der aktuelle Protest des CRIC

Erst im Oktober des vergangenen Jahres hatte der CRIC die letzte minga
organisiert, um den Dialog mit Präsident Duque einzufordern. Die minga
im Oktober ist aber nur ein Beispiel von mehreren hunderten Protesten,
die sowohl in den indigenen Gebieten selbst als auch in den
wichtigsten Städten des Landes stattfanden. Das Hauptziel, das sie
verfolgen, ist die Verteidigung ihres Rechts auf Leben und
Territorium. Sie sind ein Symbol des indigenen Widerstands gegen die
massive Gewalt, die indigene Gemeinden in Kolumbien erleiden mussten
und weiterhin erleiden.

Die Mobilisierungen haben es im Laufe der Zeit ermöglicht, rechtliche
Schritte voranzutreiben, die die Praktiken und Rechte der indigenen
Gemeinschaft in Kolumbien bekräftigen und schützen. Konkrete Beispiele
sind das Dekret 1953 aus dem Jahr 2014, das in mehr als 30 Artikeln
die Rechte der indigenen Gemeinden und ihre Territorien anerkennt,
sowie das Dekret 2333 aus dem gleichen Jahr, das Mechanismen für den
Schutz und die Rechtssicherheit der von der indigenen Gemeinschaft
bewohnten Territorien festlegt.


Regierung Duque für die meisten Konflikte verantwortlich


Mitglieder des CRIC betonen, dass sie unter der Regierung des
derzeitigen Präsidenten Iván Duque bisher unter den meisten Konflikten
gelitten hätten. Es sei auch die Regierung Duque, mit der die
wenigsten Vereinbarungen geschlossen werden konnten. Der
rechtskonservative Präsident und seine Regierung verweigern sich dem
Dialog und zeigen kein Interesse daran, aktuelle und historische
Probleme der indigenen Gemeinschaft wirksam zu lösen.

Die indigene Gemeinschaft begeht in diesen Tagen in der Gemeinde El
Pital die Feierlichkeiten zum 50-jährige Bestehen des CRIC mit Tänzen,
Ritualen und Gesängen, die ihre Traditionen am Leben erhalten. Die
Respekt- und Schamlosigkeit, mit der die letzten kolumbianischen
Regierungen der indigenen Bevölkerung begegnet sind, wird dabei jedoch
nicht vergessen. Schließlich wird sie immer und immer wieder unter
Beweis gestellt.


Übersetzung und Ergänzungen: Katharina Greff
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REPRESSION/1711: Erdogan - ein bevorzugtes Übel ... (SB)



Wenn die Europäische Union und der Europarat angesichts dieser
Lage eine Normalisierung des Verhältnisses zur Türkei für möglich
halten, drängt sich die Frage auf, ob für Europa Menschenrechte und
Demokratie überhaupt noch eine Rolle spielen. (...) Wir erleben
leider, dass Prinzipien wie Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit
wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Interessen, allen voran
dem Flüchtlingsthema, geopfert werden. In Europa gibt es Staaten, die
diesen Prinzipien keinen großen Wert einräumen. Aber wenn gerade
Deutschland hierbei eine andere Haltung einnehmen würde, würde das
nicht folgenlos bleiben.

Mithat Sancar (Co-Vorsitzender der HDP) [1]

Die Achterbahnfahrt der deutsch-türkischen Beziehungen gleicht zwar
einem schwindelerregenden Wechselspiel voller Höhen und Tiefen,
verläßt aber nie die vorgeprägte Spur eines fest gefügten
Verhältnisses der beiden Staaten. Gemäß deutscher Staatsräson und
Regierungspolitik ist die Türkei nicht mehr und nicht weniger als ein
privilegierter Juniorpartner. Einerseits soll sie niemals auf gleiche
Augenhöhe rücken und wird deshalb auch keinesfalls in die EU
aufgenommen, andererseits wird ihr überall dort, wo dies deutschen
Interessen dient, eine bevorzugte Behandlung und Schützenhilfe zuteil.
Ob bei Handelsbeziehungen und Investitionen, Rüstungsgeschäften und
Flüchtlingsabwehr, Repression gegen Linke und Zusammenarbeit der
Geheimdienste - unter dem Wellenschlag tagespolitischer Verwerfungen
und verbalradikaler Gesten gedeiht der Pakt, ohne den der Machterhalt
das Erdogan-Regimes schlichtweg nicht möglich wäre.

Beiderseits gibt die Sicherung staatlicher Herrschaft unter
Fortschreibung des Kapitalverhältnisses wie auch der daraus
resultierende imperialistische Übergriff die Ratio übereinstimmender
Grundinteressen ungeachtet der jeweils spezifischen Regierungsweise
vor. Die Eigentumsordnung als unantastbar vorauszusetzen, mithin
Ausbeutung und Verfügung zu gewährleisten und gegen jegliches
Aufbegehren kraft des Gewaltmonopols repressiv zu verteidigen,
schmiedet die herrschende Klasse beider Länder fest zusammen. Ob die
Türkei als säkulare Republik, Militärjunta oder
autokratisch-islamistisches Regime firmiert, tangiert deutsche
Regierungsdoktrin nur insofern, als das essentielle gesellschaftliche
Machtgefüge um jeden Preis aufrechterhalten werden muß, wofür es bei
Bedarf nachzuhelfen gilt.

Hinzu kommt in nationalstaatlicher Konkurrenz der unterschiedliche
Entwicklungsstand der jeweiligen Produktivkräfte, was den
hochentwickelten Industriestaat Deutschland als Führungsmacht der EU
zu einem Schwergewicht im Verhältnis zum Schwellenland Türkei macht.
Ginge es allen Ernstes darum, Erdogan am Unterdrücken, Einsperren,
Foltern, Morden und Kriegführen zu hindern, wäre die Bundesrepublik
wie kein anderes Land prädestiniert, ihm mit ökonomischen und anderen
Druckmitteln den Hahn zuzudrehen. Dies gilt um so mehr, als die
globale Verwertungskrise des Kapitals die türkische Wirtschaft noch
weitaus stärker in Mitleidenschaft gezogen hat als die deutsche, so
daß der Despot im Präsidentenpalast buchstäblich am Abgrund steht,
nicht zuletzt gehalten von der helfenden Hand aus Berlin. Solange ihm
diese nicht entzogen wird, ist sein baldiger Sturz keineswegs gewiß.

Wie sehr sich der brachiale Machtpolitiker dieser Abhängigkeit von
Deutschland und der EU bewußt ist, zeigen seine aberwitzigen
Kehrtwenden zwischen wüster Aggression und versöhnlichen
Schwamm-drüber-Signalen. Wenngleich sein langjähriger Erfolg auch
darauf beruht, nicht den geringsten Riß im Panzer der Stärke zu
zeigen, um an der Heimatfront patriarchal-nationalistischen Stolz zu
beschwören, versteht er sich doch an entscheidender Stelle darauf, das
Blatt nicht zu überreizen. Während er den kurdischen Widerstand
erbarmungslos auszulöschen und jegliche Opposition im eigenen Land
brutal niederzuwerfen trachtet, die Gewaltenteilung zerschlägt und
seine Macht bis in diktatorische Sphären emportreibt, seinen Feinden
in blutrünstigen Drohungen offen Vernichtung ankündigt, kann er
andererseits durchaus Kreide fressen, um übermächtigen Komplexen in
Berlin und Brüssel Brücken zu bauen.

Er tanzt ihnen nicht auf der Nase herum und führt sie auch nicht
hinters Licht, wie das hierzulande so gern kolportiert wird, um die
eigene Beteiligung am türkischen Metzeln zu leugnen. Natürlich wissen
Kanzleramt, Außenministerium und EU-Kommission, Geheimdienste und
Wirtschaftsbosse nur allzu gut, was Erdogan treibt und sie infolge
dessen an ihm haben. Wenn er sie zwischenzeitlich einmal nicht als
Nazis beschimpft, sondern den roten Teppich gepflegter Diplomatie
ausrollt, so ausschließlich zu dem Zweck, ihren Verzicht auf
Sanktionen gängig zu machen, wie er insbesondere von deutscher Seite
allenthalben durchgesetzt wird. Nähme man Einfluß, würde dies den
Gesprächsfaden mit der türkischen Regierung endgültig kappen, so daß
man keinen Einfluß mehr nehmen könnte, lautet der absurde
Zirkelschluß, dem Erdogan seinerseits Vorschub leistet, indem er sich
nicht zu fein ist, wahlweise konziliante Töne anzuschlagen.

Die EU-Staaten werden auf ihrer bevorstehenden Ratssitzung erneut über
Sanktionen gegen die Türkei diskutieren, aber vor allem auf deutschen
Druck hin sicher keine Strafmaßnahmen beschließen. Ob im Konflikt um
die Kaukasusregion Bergkarabach oder die türkische Rolle im libyschen
Bürgerkrieg - stets stellte sich die Bundesregierung schützend vor die
Türkei und widersetzte sich den insbesondere von Frankreich und
Österreich betriebenen Bemühungen um eine härtere Haltung gegenüber
Ankara. Das dortige Regime weigert sich weiterhin, die Urteile des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu befolgen und den
ehemaligen Vorsitzenden der Demokratischen Partei der Völker (HDP),
Selahattin Demirtas, sowie den Intellektuellen und Mäzen Osman Kavala
freizulassen. Seit über vier Jahren sitzt Demirtas in Haft, Kavala
seit mehr als drei, und zuletzt wurde unter vielen anderen auch der
prominente Menschenrechtspolitiker Ömer Faruk Gergerlioglu inhaftiert.

Als Schmierstoff, die Verhinderung jeglicher Zwangsmittel seitens der
EU zu ölen, hat Erdogan einen Menschenrechtsplan präsentiert und die
Ausarbeitung einer neuen Verfassung angekündigt. Er wirft einmal mehr
die Nebelmaschine an, um vordergründig zu verschleiern, daß man ihm
ernsthafte Sorge um Demokratie und Rechtsstaat am allerwenigsten
attestieren kann. Laut der US-Organisation Freedom House hat in den
vergangenen zehn Jahren außer Mali kein Staat der Welt in dieser
Hinsicht solche Rückschritte gemacht wie die Türkei. Der Plan mit
seinen elf Grundprinzipien, neun Zielsetzungen, 50 Meilensteinen und
393 Handlungen dürfte daran kaum etwas ändern, werden doch alle
gravierenden Defizite ausgespart oder nicht konkretisiert. Das pompöse
Vorhaben soll offenbar das stark belastete Verhältnis zum Westen
aufhellen und positive Signale an Brüssel senden. [2]

Die Lebensbedingungen wachsender Bevölkerungsteile in der Türkei sind
katastrophal. Zwar ist der dramatische Absturz der Lira vorerst
gestoppt, doch die Inflationsrate auf rund 15 Prozent gestiegen. Im
Zuge der Corona-Pandemie und des Währungsverfalls stieg die Rate der
Firmenpleiten um 43 Prozent, Schätzungen zufolge liegt die
Arbeitslosenquote bei knapp 20 Prozent. Laut einer Umfrage der
Gewerkschaft DISK sind sieben von zehn Menschen im Land verschuldet,
40 Prozent der Bevölkerung leben unter der Armutsgrenze.
Normalverdiener, die mit dem Mindestlohn von umgerechnet 330 Euro
netto im Monat auskommen müssen, können sich selbst die
Grundnahrungsmittel kaum noch leisten, in Istanbul stehen die Menschen
Schlange für subventioniertes Brot. Nach einer neuen Umfrage würde
fast jeder Zweite lieber im Ausland leben, selbst jeder dritte Wähler
der AKP will die Türkei verlassen. [3]

Erdogans Antworten sind noch mehr Patriotismus und Krieg, Repression
und aberwitzige Propagandaprojekte wie ein türkisches
Raumfahrtprogramm. In Umfragen fallen AKP und faschistische MHP weit
hinter die Opposition zurück, die das Regime deswegen rigoros zu
schwächen und spalten versucht. Rund 3700 HDP-Mitglieder sitzen in
Haft, gegen Tausende weitere laufen Verfahren. Ihre gewählten
Bürgermeister wurden abgesetzt, viele von ihnen inhaftiert, ein Verbot
der Partei ist angedroht. Die kemalistische CHP zeigt sich in Fragen
der Außenpolitik zerstritten. Mit der Keule des "Terrorismus"-Verdikts
prügelt die Staatsführung auf Proteste und politische Gegner ein, um
2023 zum hundertjährigen Bestehen der Republik zwar nicht wirklich den
Mond zu erreichen, aber Erdogans Wiederwahl zu erzwingen, was auch
eine neue Verfassung sicherstellen soll. Ein Zurück gibt es für den
Machthaber und seine Anhängerschaft längst nicht mehr, liefen sie in
diesem Falle doch Gefahr, für ihre Greueltaten zur Rechenschaft
gezogen zu werden. Wenn Mevlüt Cavusoglu seinen Amtskollegen Heiko
Maas bei dessen Besuch in Ankara herzt, der daraufhin von Entspannung
der Meinungsverschiedenheiten frohlockt, könnte die Botschaft an
Erdogan nicht deutlicher sein: Weiter so unter deutscher
Schirmherrschaft samt Waffen, Warenverkehr und Investitionen.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/ausland/article226929965/Erdogan-Zuckerbrot-fuer-Europa-Peitsche-fuer-die-Opposition.html

[2] www.nzz.ch/international/tuerkei-warum-erdogan-eine-neue-verfassung-will-ld.1605520

[3] www.dw.com/de/wirtschaftskrise-in-der-türkei-kein-ausweg-in-sicht/a-56551084
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FRAUEN/852: Lateinamerika - Pandemie hat Millionen Frauen aus dem Job gedrängt und frühere Erfolge zunichte gemacht (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

ILO: "Die Pandemie wirft uns um 10 Jahre zurück"
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Wahrscheinlich geht's hochwertiger: Näherinnen in einer Textilfabrik in Bogotá 
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"Die Krise hat genderbedingte Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt
verschärft, Millionen Frauen aus dem Job gedrängt und frühere Erfolge
zunichte gemacht."

(Mexiko-Stadt, 6. März 2021, desinformémonos) - Seit dem Ausbruch der
Covid-19-Pandemie haben etwa 13 Millionen Frauen in Lateinamerika und
der Karibik ihre Arbeitsplätze verloren und erhebliche Beschränkungen
ihrer beruflichen Perspektive erlebt. Nach Aussage der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) haben sich die geschlechtsspezifischen
Unterschiede auf den Arbeitsmärkten der Region deutlich verschärft. In
Mexiko sind etwa 15% weniger Frauen als Männer im formellen
Arbeitssektor tätig, Unternehmen mit mehr als sechs Mitarbeiter*innen
werden zu 75% von Männern geleitet. Die pandemiebedingte
Arbeitsplatzvernichtung betraf insbesondere die informellen
Beschäftigungsverhältnisse und den Dienstleistungssektor, wo fast 50%
der weiblichen Arbeitskräfte beschäftigt sind. Besonders signifikant
war der Beschäftigungsrückgang 2020 im Hotelgewerbe (-17,6%) und im
Handel (-12%). Aktuellen Erhebungen zufolge erlebte die
Beschäftigungsquote von Frauen einen historischen Rückgang von 5,4
Prozentpunkten und beträgt derzeit 46,4%. In den Jahren zuvor war der
Anteil erwerbstätiger Frauen konstant gestiegen. Insgesamt sind
derzeit etwa 25 Millionen Frauen arbeitslos.


Schnarch: Das Thema Dreifachbelastung (Job, Haushalt,
Carearbeit) ist nach wie vor aktuell

Zahlreiche Frauen sind vom Verlust ihrer Erwerbsmöglichkeit betroffen,
andere müssen sich mit der Verlagerung ihrer Arbeit in die eigenen
vier Wände arrangieren. Frauen leisten außerdem den Löwinnenanteil der
unbezahlten Betreuungsarbeit. Dazu Pedro Furtado de Oliveira, Direktor
des ILO-Länderbüros für Mexiko und Kuba: "Der abrupte Anstieg der
Telearbeit als Folge der Pandemie betrifft Frauen unverhältnismäßig
stark. Zwei Drittel der in Heimarbeit bewerkstelligten Tätigkeiten
werden von Frauen geleistet. Schon vor COVID-19 fielen Carearbeit und
Haushalt meist in ihren Zuständigkeitsbereich. Diese mit den
beruflichen Pflichten zu vereinbaren stellt nun eine noch größere
Herausforderung dar. Die Doppel- und Dreifachbelastung beeinträchtigt
die psychosoziale Gesundheit und damit auch die Arbeitsleistung,
wodurch die berufliche Entwicklung zusätzlich erschwert wird." Die
Soziologin Roxana Maurizio weist in diesem Zusammenhang auf weitere
erschwerende Bedingungen hin: "Die Zunahme von Telearbeit und
Heimarbeit wird begleitet von der Schließung von Bildungs- und
Betreuungseinrichtungen aufgrund gesundheitspolitischer Maßnahmen,
einer eingeschränkten Mobilität und social distancing."


12 Millionen Frauen wurden aus dem Erwerbsleben gedrängt


Frauen in Lateinamerika und der Karibik sind nach Untersuchungen der
ILO von pandemiebedingter Arbeitsmigration, Arbeitslosigkeit und dem
gestiegenen Bedarf an unbezahlter Betreuungsarbeit besonders
betroffen. Nach den Erhebungen der ILO ist die Frauenerwerbsquote
derzeit so niedrig wie vor 15 Jahren. Maßnahmen zur Wiederbelebung der
Arbeitsmärkte dürften daher keinesfalls die Gender-Perspektive außer
Acht lassen, sondern müssten besonderes Augenmerk auf die
Wiedereingliederung von Frauen in den Arbeitsmarkt legen. "Diese
beispiellose Krise hat die geschlechtsspezifischen Unterschiede auf
den Arbeitsmärkten der Region verschärft, 12 Millionen Frauen aus dem
Erwerbsleben gedrängt und frühere Erfolge zunichte gemacht. Unsere
Bemühungen wurden innerhalb eines Jahres um mehr als ein Jahrzehnt
zurückgeworfen. Wir müssen jetzt richtig Gas geben, um die
Arbeitsplätze und das verlorene Terrain im Kontext der
Geschlechtergleichstellung zurückzugewinnen", mahnte Vinícius
Pinheiro, ILO-Direktor der Region Lateinamerika und Karibik.
Pflegeeinrichtungen müssten das Ihrige tun, um Frauen die Rückkehr ins
Berufsleben zu ermöglichen. Das gleiche gelte auch für die Gestaltung
des Präsenzunterrichts in den Schulen. Dazu Maurizio: "Bei den
Maßnahmen zur Wiederbelebung der Beschäftigung und der Arbeitsmärkte
geht es jedoch nicht nur darum, Frauen einbeziehen, sondern auch um
die Berücksichtigung einer geschlechtsspezifischen Perspektive, um die
bisherigen Schwierigkeiten, mit denen Frauen bei der Jobsuche und beim
Erhalt ihrer Beschäftigung konfrontiert sind, nicht zu reproduzieren".


Bessere Ausbildungschancen und Überwindung der digitalen
Kluft

In den letzten Jahrzehnten konnten im Bereich der
Beschäftigungspolitik erhebliche Fortschritte erzielt werden. Dennoch
war schon vor COVID-19 klar, dass die Gleichstellung der Geschlechter
eine tiefliegende Umstrukturierung erfordert. Mit der Pandemie sind
neue Dimensionen aufgetaucht, die die Kluft noch vergrößern. "Wenn wir
ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum mit hochwertigen und produktiven
Arbeitsplätzen schaffen wollen, muss die durch COVID-19 verursachte
Verschärfung der Ungleichheiten überwunden werden. Der diesjährige
Internationale Frauentag steht im Zeichen des Bekenntnisses zu unserer
Verpflichtung, das zurückzugewinnen, was während des wirtschaftlichen
und sozialen Debakels in unseren Ländern verloren gegangen ist", fügte
der ILO-Regionaldirektor feierlich hinzu. Zur Förderung der Teilnahme
von Frauen an nicht-traditionellen, aber zukunftsträchtigen Berufen
fällt berufsbildenden Einrichtungen eine wichtige Rolle zu. Derzeit
fehle es an Ausbildungschancen für Frauen mit niedrigem
Bildungsniveau, so Maurizio. Zudem gelte es, die digitale Kluft
zwischen Männern und Frauen zu schließen, um Frauen nicht von
vornherein aus bestimmten Berufsfeldern auszugrenzen. "Der Zugang zu
neuen Technologien und damit verbundenen Berufsausbildungen muss
gewährleistet sein, um auch Frauen den Zugang zu qualitativ
hochwertigen und arbeitsrechtlich abgesicherten Beschäftigungen zu
ermöglichen", erklärte die ILO-Mitarbeiterin.
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GENDER/076: US-Repräsentantenhaus verabschiedet Gleichstellungsgesetz zum Schutz von LGBTQ-Personen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

US-Repräsentantenhaus verabschiedet historisches Gleichstellungsgesetz
zum Schutz von LGBTQ-Personen

von Democracy Now!, 04.03.2021



Das US-Repräsentantenhaus hat ein bahnbrechendes Gesetz verabschiedet,
das das Bürgerrechtsgesetz von 1964 dahingehend ändert, dass sexuelle
Orientierung und Geschlechtsidentität als geschützte Gruppen
aufgenommen werden. Das Gleichstellungsgesetz erweitert den
Diskriminierungsschutz für LGBTQ-Menschen am Arbeitsplatz, im
Wohnungswesen, in der Bildung und in anderen Bereichen.

Der demokratische Kongressabgeordnete Mondaire Jones aus New York -
der zu den ersten schwarzen, offen schwulen Männern gehört, die in den
Kongress gewählt wurden - sprach letzte Woche im Plenarsaal:

"Arm, schwarz und schwul aufzuwachsen bedeutet, sich selbst nirgendwo
zu sehen. Es bedeutet auch, sich völlig ungesehen zu fühlen, da so
viele Menschen um einen herum die eigene Existenz abwerten. ... Heute
senden wir eine starke Botschaft an Millionen von LGBTQ-Menschen - im
ganzen Land und in der Tat auf der ganzen Welt - dass sie gesehen
werden, dass sie geschätzt werden, dass ihr Leben es wert ist,
geschützt zu werden."

Es wird erwartet, dass der Gesetzentwurf im Senat, wo die Republikaner
das Gleichstellungsgesetz größtenteils ablehnen, einen schweren Stand
haben wird.

Übersetzung aus dem Englischen von Maria
Kaschner vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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EDITORIAL/160: Corona-Desastre (SB)





Wochendruckausgabe 160 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
20.03.2021
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Corona-Desastre

In diesen Tagen blicken die Menschen wohl weniger aus den Schatten
heraus unter schützender Hand über den Augen in das grelle Licht einer
gewiß heißen Sommersonne, sondern eher in die naßkühle zwielichtige
Dunkelheit des frostwindigen Weges, der fast direkt in die Arme des
wetterwendigen Aprils führen wird.

Nun, über Wind und Wetter zu sprechen, wäre in jedem Fall
prognosesicherer, als sich an das vielleicht Absehbare oder nicht
Absehbare jener pandemischen Misere der zurückliegenden Monate zu
wagen. Wie bei anderen historisch menschheitsbetreffenden Seuchen wird
die Welt von immer wieder sich vordrängenden Besserwissern mit dem
doch sattsam bekannten "Sowohl als auch"-Mantra belästigt.

Viele Leute schalten dann einfach ihr Gehör oder notfalls auch die
entsprechenden Geräte ab. Die auf der Hand liegende Frage allerdings,
ob die Gesellschaft im Großen oder gar im Ganzen ihrer Verzweiflung
wegen von allen guten Geistern verlassen worden ist, läßt sich dennoch
mit einem klaren "Nein" beantworten.

"Warum dies?" fragt sich der geneigte Leser vielleicht. Tja,
wahrscheinlich hat es nie jemals irgendwo irgendwelche guten Geister
gegeben.

Ihre Schattenblick-Redaktion
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SCHACH-SPHINX/07314: Opfer der Umwegigkeit (SB)

Allen Weihen zum Trotz fallen auch Meister der Schachkunst zuweilen in
eine Unart zurück, die eigentlich hinter ihnen liegen müßte. Die Rede
ist hier von der Umwegigkeit. Eigentlich sollten Meister pragmatischen
Sinn beweisen und eine Stellung direkt, zielstrebig und mit
kristallklarer Logik zu Ende bringen. Alles andere wären
kräftezehrende Untugenden, die auf dem Brett nichts zu suchen haben.
Manchmal kommt es jedoch vor, daß selbst hochkarätige Großmeister den
kürzesten Weg versäumen, der rasch und bequem zum Sieg geführt hätte.
Die Gründe dafür sind sicherlich vielfältig und allesamt menschlich
nachvollziehbar. Ist der Sieg nah, verspricht eben auch der krumme Weg
Erfolg. In seiner Partie gegen Furman mußte Simagin nach 1.Dd4-h8+
Kh7xh8 2.e7-e8D+ Db3-g8 3.De8xg8+ Kh8xg8 4.Td6xg6+ Kg8-h7 5.Tg6xc6 Tf3-
e3 6.Tc6-c4 noch etliche Schweißtropfen vergeuden, ehe er die Partie
gewann. Wie hätte er sich die Mühen ersparen können im heutigen Rätsel
der Sphinx, Wanderer? Bedenke jedoch, daß Furman 1...Tf3xg3+ drohte.






[image: SCHACH-SPHINX/07314: Opfer der Umwegigkeit (SB)]



Simagin - Furman

UdSSR 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Wirkung kommt kristallen zum Vorschein, wenn man den richtigen
Stein bewegt. Szabó sah in die Stellung und - ja! -, weniger war mehr.
Er zog also 1.Sf4-e6+!! f7xe6 2.Tc1-c7+ Kg7-f8 3.Tc7-c8+ Kf8-g7
4.Tc8xh8. Dozsa resignierte jedenfalls, denn auf 4...Kg7xh8 läuft der
d-Bauer unaufhaltsam zur Dame und nach 4...e6xd5 entscheidet 5.Th8-e8!
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/276: Olympiafrei ... (SB)



"Wir sammeln alle Informationen weiter, sodass wir bei Bedarf
jederzeit wieder aktiv werden können", heißt es auf der Webseite der
olympiakritischen Initiative www.nolympia.de, die Anfang 2018
eingefroren wurde, nachdem Olympische und Paralympische
(Winter-)Spiele in München (2020) und Hamburg (2024) erfolgreich
verhindert werden konnten. Auch ohne besonderes Engagement der
weitgefächerten NOlympia-Bewegung ist dieser Tage eine politisch und
medial unterstützte Privatinitiative in Nordrhein-Westfalen, die die
Sommerspiele 2032 in 14 Städten Deutschlands austragen wollte,
gescheitert. Das Internationale Olympische Komitee (IOC) wird
höchstwahrscheinlich Brisbane im australischen Bundesstaat Queensland
den Zuschlag geben. Es bedurfte also noch nicht einmal einer
Mobilisierung echter Olympiakritiker, geschweige denn einer
Bürgerbefragung in der Rhein-Ruhr-Region, um die seit mindestens 2017
kontinuierlich vorangetriebene Bewerbungskampagne des Kölner
Sportvermarkters Michael Mronz (FDP) ins Leere laufen zu lassen.
Diesmal reichte offenbar ein zeitlich gut plaziertes "Angebot" aus
Down Under, an dem der einflußreiche Multifunktionär John Coates (u.a.
IOC-Vize, Chef des australischen NOK und des Internationalen
Sportgerichtshofes CAS) maßgeblich mitgestrickt haben soll, um es zu
einer sicheren Wette für den Ringekonzern zu machen. Wie sein Chef
Thomas Bach ist Coates Anwalt und kennt sich mit den gesagten und
ungesagten Gesetzen im milliardenschweren Sportbusiness bestens aus.
Der ehemalige Ruderer war auch Mitinitiator eines neuen flexiblen
Vergabeverfahrens im IOC, von dem sein Land jetzt profitierte. Welche
verdeckten, anrüchigen oder gar illegalen "Incentives" beim
Bieterwettstreit noch Pate standen, wird - wie immer - die Zukunft
zeigen.

Während ein Großteil der Sport- und Medienlandschaft in Deutschland
das erwartbare Heulen und Zähneknirschen anstimmt und nach den
Schuldigen der "verpaßten Chance" sucht, bleiben die Reaktionen all
jener Bürgerinnen und Bürger, die heilfroh darüber sein dürften, daß
sich das riesige, unkalkulierbare Kosten und Schäden jedweder Art
verursachende Olympia-Ufo wohl nicht in NRW niederlassen wird,
vollkommen ungefeiert. Als gäbe es die zahllosen Berichte aus
China, Großbritannien, Rußland, Brasilien, Südkorea oder Japan nicht,
die ein ganz anderes Bild von den "Hinterlassenschaften" der
Olympischen Spiele zeichnen als die Stimmungen, Gefühle und
Sensationslust bewirtschaftende Unterhaltungsindustrie, wird der
Bevölkerung nach wie vor Glauben gemacht, es sei das
Erstrebenswerteste der Welt, daß der kommerzielle Wanderzirkus auch in
Deutschland Station macht.

Das spiegelt sich auch in der "Nationalen Strategie für
Sportgroßveranstaltungen" wider, die das übergeordnete Ziel verfolgt,
"Sportgroßveranstaltungen mit nachhaltig positiven Wirkungen für
Sport, Gesellschaft, Umwelt und Wirtschaft in Deutschland gezielt zu
unterstützen und auszurichten". [1] Das Konzept wurde im Herbst 2019
vom Bundesinnenministerium (BMI) und Deutschen Olympischen Sportbund
(DOSB) auf den Weg gebracht und kürzlich im Rahmen einer
Expertenanhörung im Sportausschuß des Deutschen Bundestages einer
breiteren Öffentlichkeit vorgestellt. Deutliche Kritik erntete das
etwa 100 Seiten umfassende Strategiepapier u.a. von Sylvia Schenk,
Leiterin der Arbeitsgruppe Sport bei Transparency International
Deutschland. Die frühere Radsportpräsidentin wies auf grundsätzliche
Defizite hin wie mangelnde Nachhaltigkeit, Transparenz, Good
Governance, Stakeholder-Einbindung oder Menschenrechts-Beachtung und
sprach von "krampfhaftem Bemühen, nur die positiven Auswirkungen
heranzuziehen und die Risiken allenfalls verschämt zu erwähnen". [2]

Bezeichnenderweise ist das in Rede stehende Papier mit der
Motto-Überschrift "Gemeinsam. Mehr. Wirkung." versehen, um
mehr gesellschaftliche Akzeptanz für Sportgroßevents zu erzielen.
Damit bedienen sich die Macher des Projektes, das nach Angaben des BMI
1,25 Millionen Euro gekostet haben soll, der gleichen stammelnden und
verschleiernden PR-Signatur, wie sie etwa die Bundeswehr mit ihrem
Drei-Punkte-Slogan "Wir. dienen. Deutschland." anwendet, um das
Sterben und Töten für Volk und Nation zu einem positiv konnotierten
Label zu kondensieren.

Größtes Manko der "Nationalen Strategie für Sportgroßveranstaltungen",
die sich unausgesprochen darum dreht, wie Deutschland nach sieben
erfolglosen Bewerbungen endlich wieder Olympia ausrichten kann, denn
in Sachen Welt- oder Europameisterschaften herrscht hierzulande gar
kein Mangel, ist zweifellos, daß der Bevölker